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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller— 
gnädigſt geruht, 


den Profeſſor Theo Schmuz-Baudiß zum 
artiſtiſchen Direktor der Königlichen 
Porzellan-Manufaktur hier und 
den kommiſſariſchen Direktor der Bau⸗ 
gewerkſchule in Buxtehude, Profeſſor 
Sraune zum Baugewerkſchuldirektor 
zu ernennen; 


den Gewerbeinſpektoren Kuchenbuch in 
Steudal und Würfler in Küſtrin den 
Charakter als Gewerberat mit deim 
perſönlichen Range als Rat vierter 
Klaſſe zu verleihen. 


Bei dem Miniſteriunt für 
D nt ; ür Handel und 
N Der erpedierende Sekretär und 
giſfrator Körke als Geheimer Reaiſtratar 
angestellt worden, heimer Regiſtrator 


Der ſtändige Mitarbeiter bei der 
Kaiſerlichen Normal-Eichungskommiſſion Dr. 
Stelzuer iſt mit der Wahrnehmung der 
Geſchäfte des Eichungsinſpektors der Provinz 
Poſen beauftragt worden. 


Der Gewerbeaſſeſſor Albrecht in Frauk 
furt a. O. ift zum Gewerbeinſpektor ernannt 
worden. 

Dem Gewerbeaſſeſſor Grün ift eine etats- 
mäßige Hilfsarbeiterſtelle bei der Gewerbe 
inſpektion in Solingen verliehen worden. 

Dem Baugewerkſchuldirektor Profeſſor 
Braune iſt die Leitung der Baugewerkſchule 
in Buxtehude übertragen worden. 


Fräulein Maria Stacke iſt zur Gewerbe 
ſchullehrerin an der Handels- und Gewerbe— 


ſchule für Mädchen in Polen ernannt worden. 


er fer ar, m 


Anlage. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. ſtändigen Beirat für das gewerbliche Uunterrichtsweſen. 


Zu Mitgliedern der allgemeinen Abteilung des ſtändigen Beirats für das gewerb— 
liche Unterrichtsweſen und die Gewerbeförderung ſind berufen worden: 


an Stelle des ausgeſchiedenen Mitglieds, Geheimen Finanzrats Dickhuth, der 
Geheime Finanzrat Hergt, zugleich als Mitglied der baugewerblichen und 
der maſchinenbautechniſchen Fachabteilungen, 

der Oberbürgermeiſter Körte in Königsberg i. Pr. und 

der Buchdruckereibeſitzer Malkewitz in Stettin. 


Betr. Sitzung des ſtändigen Beirats für das gewerbliche Uuterrichtsweſen und die 
Gewerbeförderung. 

Die allgemeine Abteilung des ſtändigen Beirats für das gewerbliche Unterrichtsweſen 
und die Gewerbeförderung iſt zu einer Sitzung am 14. und 15. Januar 1909 nach Berlin 
berufen worden. Gegenſtand der Tagesorduung iſt die Erörterung des zweiten Verwaltungs 
berichts des Landesgewerbeamts und Mitteilung über die in Vorbereitung befindlichen 
Ausgeſtaltungen und Neueinrichtungen auf dem Gebiete des gewerblichen Unterrichtsweſens 
und der Gewerbeförderung. 


Betr. Einziehnug und Umtauſch von Reichskaſſeuſcheinen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 21. Dezember 1908. 

Der nachſtehend abgedruckte Runderlaß des Herrn Finanzminiſters vom 18. No 
vember d. Ss., betreffend die Einziehung der Reichskaſſenſcheine zu 50 Mark und zu 20 Mark 
ſowie den Umtauſch der alten Reichskaſſenſcheine zu 5 Mark, iſt auch für den Geſchäfts— 
bereich meines Miniſteriums zur Ausführung zu bringen. 


Im Auftrage. 
Ifa 5078. 111081. Dr. Neuhaus. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 
Anlage. 

Den. N Fe ener 
Der Finanzminiſter. Berlin C. 2, den 18. November 1908. 

Um die Einziehung der Reichskaſſenſcheiune zu 50 Mark und zu 20 Mark und den 
Unmtauſch der alten Reichskaſſenſcheine zu 5 Mark zu beſchleunigen, veranlaſſe ich die König 
liche Regierung, ſämtliche nachgeordneten Kaſſen dahin mit Anweiſung zu verſehen, daß die 
bei ihnen eingehenden Reichskaſſenſcheine der bezeichneten Art nicht wieder ausgegeben, 


ſondern — event. durch Vermittelung der Regierungshauptkaſſen — an die nächſte Neichs- 
bankſtelle abgeliefert werden. 


In Vertretung. 
1 18672. II 12463. III 19 294. (gez.) Dombois. 


An die Königlichen Regierungen. 


Betr. Aulegung von Dienſtgärten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 30. Dezember 1908. 
Die hierunter abgedruckte, von dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten in Ge⸗ 
meinſchaft mit dem Herrn Finanzminiſter und dem Herrn Miniſter des Juuern an die 
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Oberpräſideuten, die Regierungspräſidenten uſw. erlaſſene Verfügung vom 9. Dezember d. Is. 
über das Pflanzen von Obſtbäumen und fruchtbringenden Sträuchern bei der Anlage von 
Dienſtgärten iſt auch für den Geſchäftsbereich meiner Verwaltung zu beachten. 


Im Auftrage. 
IIa 5419. 111230. IV 14488. Dr. Neuhaus. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Berlin, den 9. Dezember 1908. 

Bei der Anlage von Dienſtgärten, für deren erſtmalige Herrichtung in den Koſten 
anſchlägen Geldmittel bereitgeſtellt ſind, herrſchen vielfach Zweifel darüber, ob unter den 
im Anſchlage vorgeſehenen Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern auch Obſtbäume 
und fruchttragende Sträucher verſtanden werden dürfen. 

Zur Behebung dieſer Zweifel beſtimmen wir das Folgende: 

Das Pflanzen von Obſtbäumen und fruchtbringenden Sträuchern in Dienſtgärten 
jeglicher Art darf erfolgen, wenn 

a) im Koſtenanſchlag allgemein Mittel für Anlage von Gärten vorgeſehen find 
und die dazu beſtimmten Beträge nicht überſchritten werden, 5 

b) die Anpflanzungen dieſer Art nur in dem Umfang erfolgen, daß ihre Erträgniſſe 
den Haushaltungsbedarf des Wohnungsnutznießers nicht überſteigen und 

e) die Anpflanzung fi nur auf die gewöhnlichen Obſtſorten unter Ausſchluß 
teuerer Edelſorten erſtreckt. 


Der Finanzminiſter. 1 Der Minifter Der Minifter des Innern. 
In Vertretung. der öffentlichen Arbeiten. In Vertretung. 
gez. Dombois. Im Auftrage. gez. Holtz. 


gez. Hinckeldeyn. 
III B. 2 288. IV k. 9. 258 M. d. ö A — I 16 986 F. M. — Ia 5 027 M. d. J. 


An die Herren Oberpräfidenten, die Herren Regierungspräſidenten uſw. 


III. Haudels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 
Betr. Handelsverträge. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
8 í Berlin W. 66, den 28. Dezember 1908, 
L Seſſion 1305/1905 agg drucſachen „Nr. 543“ und „Zu Nr. 543“, 11. Legislaturperiode, 
a) r betreffend die Zuſatzverträge (zu den Handels- uſw. Verträgen) mit 
allen, Belgien, Rußland, Rumänien, der Schweiz, Serbien und Sſterreich— 


Ungarn und das Viehſeuchenübereinkommen mit Oſterreich-Ungarn nebſt Schluß— 
protokoll, und 


7 b) Vorlage, betreffend die Denkſchrift zu den vorbezeichneten Verträgen, 

at 1555 ein größerer Beſtand vorhanden, der unentgeltlich abgegeben werden könnte. Ich 
cude um eine baldgefüllige Mitteilung, ob dort Bedarf für dieſe Druckſachen vorhanden iſt. 
Im Auftrage. 


II 
b 11978, von der Hagen. 


9 e 4 1 bi 
An die Handelsvertretungen, auch die Herren Alteſten der Kaufmannſchaft hier, und den 
Deutſchen Handelstag hier. 


Aulage. 
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2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Muſterungsbehörde in Großefehn. 
Die Muſterungsbehörde in Großefehn iſt aufgehoben worden. Die Aufbewahrung der 
Bücher, Liſten und Akten erfolgt bei der Königlichen Regierung in Aurich. 
IIb 11953. 


Betr. Vorſchriften über das Seeſtraßeurecht. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. ; 
Berlin, den 19. Dezember 1908. 


Die dritte Ausgabe der Vorſchriften des Deutſchen Reiches über das Seeſtraßenrecht 
iſt erſchienen. Das Heft wird von der Verlagsbuchhandlung R. v. Deckers Verlag in Berlin 
an Behörden uſw. bei unmittelbarem Bezuge zu dem bisherigen Preiſe, und zwar bis zu 
10 Stück zum Preiſe von 30 Pfennig, von 10 bis 50 Stück zum Preiſe von 25 Pfeunig 
und von mehr als 50 Stück zum Preiſe von 20 Pfennig für das Stück, geliefert. Auch 
für Wiederverkäufer und für ſonſtige Abnehmer bleibt der bisherige Preis von 45 Pfennig 
und 60 Pfennig für das Stück beſtehen. Sie wollen die beteiligten Kreiſe des Bezirks in 
geeignet erſcheinender Weiſe hierauf hinweiſen. 

Im Auftrage. 
IIb 11758. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


überſicht über die im Jahre 1909 abzuhaltenden Prüfungen von Seedampfſchiffsmaſchiuiſten. 


Die Prüfungen beginnen in 
. . ²˙² m ˙ . 


Königsberg Danzig Stettin Roſtock Lübeck Flensburg Geeſtemünde!) 
27. April | 11. Mai 1. März | 8. März 15. Februar 7. Juni 8. März 
24. Auguſt 14. Septembers 9. Auguft | 14. Juni | 18. Juni 13. Dezember] 24. Mai 

4. Oktober 118. Oktober 27. September 


20. Dezember 


. —ꝛ-„ñ — .. ̃ . ̃ j7‚—— — 
Hamburg?) 


Bremen Bremerhaven il 2. 3. 4. 
Vierteljahr 
11. Januar 1. Februar 1. Februar 26. April 26. Juli 25. Oktober 
12. Juli 28. Juni I, II, III und IVI, II, III und IVI, II, III und IVI, II, H und IV 


8. November | 27. Oktober | 25. Februar 27. Mai 26. Auguſt 25. November 
II, Ul und IVI, III und IV II, III und IV II, III und IV 
15. März 9. Juni 8. September 8. Dezember 
I | 1 L I 
29. März 28. Juni 27. September 20. Dezember 
II, IL und IVI, III und IV II, III und IV II, TIE und IV 


Anmerkung: 

) In Geeſtemünde werden im Jahre 1909 nur Prüfungen zum Maſchiniſten III. und IV. Klaſſe ab⸗ 
gehalten werden. vr 8 i 

) In Hamburg find für die einzelnen Maſchiniſtenklaſſen beſondere Prüfungstermine feſtgeſetzt. Die 
Ziffern I, II, III, IV unter den Prüfungstagen geben an, ob die Prüfungen für Maſchiniſten J., II., III. 
oder IV. Klaſſe beſtimmt ſind. 
— . — —u—— ͤ ꝓ 'C — ——ͤ n — —d 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Betr. Benzol⸗Reinigungsaulagen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. Dezember 1908. 

Die Frage, ob die im Anſchluß an die Benzolfabriken von Zechenkokereien betriebenen 
Benzol⸗Reinigungsanlagen, in denen Rohbenzol nacheinander mit Schwefelſäure und Natron 
lauge behandelt und erneut deſtilliert wird, als chemiſche Fabriken der beſonderen Genehmi— 
gung bedürfen, muß verneint werden. Da die Anlagen meiſt eng mit den nach dem Erlaß 
vom 14. Januar 1897 (B. 5973/96 T ung.) der Aufſicht der Bergbehörde unterſtellten 
Benzolfabriken verbunden ſind, ſo beſteht kein Bedenken dagegen, auch die Reinigungsanlagen 
als der Aufſicht der Bergbehörden unterſtehend anzuſehen. 

„Für die Lagerung des Benzols find in den gedachten Benzolfabriken die gleichen 
Vorſchriften zu beobachten, welche nach § 15 der Normalpolizeiverordnung, betreffend die 
Lagerung von Mineralölen, (HMBL. 1902 S. 336) für die den Landespolizeibehörden unter 
ſtehenden Läger gelten. Inſoweit die beſtehenden allgemeinen Bergpolizeiverordnungen nicht 
bereits entſprechende Vorſchriften enthalten, wie § 151 der Bergpolizeiverordnung von 
1. Mai 1907 für den Oberbergamtsbezirk Bonn oder der $ 175 des Entwurfs der neuen 
Bergpolizeiverordnung für den Oberbergamtsbezirk Dortmund für die Folge vorſieht, ſind 
die erforderlichen Maßnahmen von den Oberbergämtern, die mit entſprechender Weiſung 
verſehen ſind, von Fall zu Fall zu veranlaſſen. 


Im Auftrage. 
III 7939. IIb 11969. I 8985. Dr. Neuhaus. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Münſter. 


Betr. in Verbindung mit Zechenkokereien errichtete Gasverdichtungsauſtalten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Boi 1 Berlin W. 66, den 14. Januar 1897. 

Bei der Genehmigung von Gaskondenſationsanlagen, die in Verbindung mit Kokereien 
am Gewinnungsorte des Materials errichtet werden, iſt bisher nicht immer zutreffend ver 
fahren worden. 
en. Auf die Nokereien, die nicht außerhalb der Gewinnungsorte des Materials errichtet 
N finden die Beſtimmungen über das gewerbepoltzeiliche Genehmigungsverfahren 
(08 16 1. der GewD.) feine Anwendung. Für ihre Errichtung find — abgeſehen von der 
erforderlichen oriöpolizeilichen Bauerlaubnis — die Vorſchriften des Allgemeinen Berg 
0 es vom 24. Juni 1865 maßgebend. 

Umfange segen naterliegen die mit ihnen verbundenen Gasverdichtungsanſtalten in gewiſſem 
ausſchuſſe fürs, Aenbepolizeilichen Genehmigung, die für „chemiſche Fabriken“ vom Bezirks- 
vom Kreis⸗(St sb). agen zur Deſtillation oder zur Verarbeitung von Teer oder Teerwaſſer“ 
1 des Zust. Ges. ale (Nagiſtrate) zu erteilen ift (vergl. $ 16 der Gewd., SS 109, 
Be Naar Don: 1. Auguſt 1883, Königl. Verord. vom 11. Mai 1885 — GE. 
: br: ee Beziehung kommt die Art der Kondenſationsanſtalt weſentlich in Betracht. 
Die in Verbindung mit Kokereien errichteten Gasverdichtungsanſtalten bezwecken 
J. die Gewinnung 
a) der aus den (ftof8-) Gaſen lediglich durch Waſſerabtühlung gewinnbaren 
Stoffe, nämlich 
1. des Teers und 
2. des Teerwaſſers, 
ſowie zuweilen auch 
) des Benzols durch Waſchen der entteerten Gaje mit Schwerölen; 


ita 


(Siehe 


fkehen 


b.) 


Anlage. 
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II. die Deſtillation und Verarbeitung 
1. des Teers, 
2. des Teerwaſſers. 

Von dieſen Anſtalten find die unter Ziffer La 1 und 2 aufgeführten, worin die aus 
den Koksöfen ſtammenden Gaſe verdichtet werden, keine chemiſchen Fabriken, da ſie nur die 
Überführung der in den Gaſen enthaltenen Stoffe in einen anderen Aggregatzuſtand be— 
wirken. Übrigens gehören ſie auch nicht zu den „Anlagen zur Deſtillation oder zur Ver— 
arbeitung von Teer und von Teerwaſſer“, da in ihnen der Teer und das Teerwaſſer, die 
Ausgangsſtoffe ſolcher Anlagen, erſt gewonnen werden. Dieſe Verdichtungsanſtalten ſind 
vielmehr ein Beſtandteil der „Anlagen zur Bereitung von Steinkohlenteer und Koks“. Sie 
unterliegen daher, ſofern ſie am Gewinnungsorte des Materials errichtet werden, der ge— 
werbepolizeilichen Genehmigung gemäß § 16 der GewO. überhaupt nicht. 

Der gleichen Beurteilung unterliegen — im Gegenſatze zu ſolchen Benzolfabriken, wo 
das Benzol durch Deſtillation von Teer gewonnen wird — die vorſtehend bei Ib er— 
wähnten Anlagen. 

Auch die unter Ziffer II 1 aufgeführten Anlagen zur Deſtillation des Teers können 
im allgemeinen nicht als chemiſche Fabriken im Sinne des § 16 der Gewd. angeſehen 
werden, da, von Ausnahmen abgeſehen, bei der Verdichtung der Gaſe keine chemiſche Um 
ſetzung ſtattfindet. Sie ſtellen ſich vielmehr zumeiſt als „Anlagen zur Deſtillation oder zur 
Verarbeitung von Teer“ dar. Nur in ſeltenen Fällen werden die im Teer im allgemeinen 
als fertig gebildet anzunehmenden und durch die fraktionierte Deſtillation gewonnenen Be— 
ſtandteile durch Anwendung von Säuren oder Alkalien einer chemiſchen Umwandlung unter- 
worfen. Dann können die Teerdeſtillationen aus dem Rahmen der „Anlagen zur Deſtil 
lation oder Verarbeitung von Teer“ im gewöhnlichen Sinne des Wortes und ſomit auch im 
Sinne des § 16 der GewO. heraustreten und zu „chemiſchen Fabriken“ werden. Ob dieſe 
Grenze überſchritten iſt oder nicht, läßt ſich nur im Einzelfall unter Würdigung der Einzel— 
heiten des Verfahrens entſcheiden (vergl. Nr. 36 Ziffer 10 der Techniſchen Anleitung zur 
Wahrnehmung der den Kreis⸗(Stadt⸗)ausſchüſſen (Magiſtraten) durch 8 109 des Zuſt. Geſ. 
übertragenen Zuſtändigkeiten). 8 

In den Teerwaſſerdeſtillationsanſtalten endlich (vergl. oben II 2) finden allerdings 
ſowohl bei der Deſtillation des Gaswaſſers wie bei der Auffangung des Ammoniakgaſes 
chemiſche Umſetzungen ftatt. Das Gaswaſſer enthält alles oder faſt alles Ammoniak in 
Form von Salzen, die zum Teil zum Zwecke der Deſtillation durch Kalk zerſetzt werden, 
während das dabei entweichende Ammoniakgas meiſtens in Säuren (Schwefelſäure, Salz— 
ſäure), manchmal zur Gewinnung von Salmiakgeiſt auch in Waſſer aufgefangen wird. 
Wenn trotz der ſonach vorkommenden chemiſchen Unſetzungen der § 16 der Gew. nach 
der durch die Bekanntmachungen des Herrn Reichskanzlers vom 31. Januar und 24. April 
1885 (RGBl. S. 8 und 92) bewirkten Ergänzung des Verzeichniſſes der genehmigungs— 
pflichtigen Anlagen neben den „chemiſchen Fabriken aller Art“ die „Aulagen zur Deſtil— 
lation oder zur Verarbeitung von Teerwaſſer“ beſonders aufführt, ſo folgt hieraus, daß 
die erwähnten chemiſchen Umſetzungen die Zugehörigkeit dieſer Gasverdichtungsanſtalten zu 
den chemiſchen Fabriken im Sinne des § 16 der Gew., nicht begründen follen. 

Sie ſtellen ſich vielmehr als „Anlagen zur Deſtillation oder zur Verarbeitung von 
Teerwaſſer“ dar. 

Hiernach ergibt ſich für die eingangs erwähnten Fälle der wenig erwüuſchte Zuſtand, 
daß über die Errichtung der einzelnen Teile der eine betriebliche Einheit darſtellenden An— 
lage und über die Bedingungen, unter denen der Betrieb der mehr oder weniger ineinander— 
greifenden Betriebsteile zugelaſſen wird, unter Umſtänden verſchiedene Behörden zu ent- 
ſcheiden haben. Um Unzuträglichkeiten infolge der gleichzeitigen geſetzlichen Zuſtändigkeit 
des Bezirks- oder Kreisausſchuſſes und des Revierbeamten für die Zulaſſung der bezeich 
neten Anlagen nach Möglichkeit zu vermeiden, empfiehlt es ſich daher, daß beide Behörden 
ſich vor der von ihnen je nach ihrer Zuſtändigkeit zu treffenden Entſcheidung über die dem 
Unternehmer aufzuerlegenden gleichartigen Bedingungen miteinander ins Benehmen ſetzen. 
Dementſprechend ſind die Revierbeamten durch die Königlichen Oberbergämter mit An⸗ 
weiſung verſehen worden. Ebenſo habe ich den dortigen Bezirksausſchuß durch Erlaß vom 
1. Juli 1895 erſucht, in Zukunft entſprechend zu verfahren. 

B. 5973/96 IT. Aug. 1 4559 96 II. Ang. (gez.) Brefeld. 
An die Herren Regierungspräſidenten in Düſſeldorf, Münſter, Arnsberg, Trier, Aachen, 

Breslau, Oppeln. 


Anlage. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 1. Juli 1895. 

Bei der Genehmigung von Gaskondenſationsaulagen, die in Verbindung mit Kokereien 
am Gewinnungsorte des Materials errichtet werden, iſt bisher nicht immer zutreffend ver⸗ 
fahren worden. Die Gasverdichtungsanſtalten, ſoweit ſie chemiſche Fabriken darſtellen, 
unterliegen der Genehmigung durch den Bezirksausſchuß gemäß SS 16 ff. der Gewerbe- 
ordnung und $ 110 des Zuſtändigkeitsgeſetzes. Auf die Kokereien, die nicht außerhalb der 
Gewinnungsorte des Materials errichtet werden, finden dagegen die Beſtimmungen über 
das gewerbepolizeiliche Genehmigungsverfahren keine Anwendung. Für ihre Errichtung 
jmd — abgeſehen von der erforderlichen ortspolizeilichen Bauerlaubnis — allein die Vor- 
ſchriften des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865, insbeſondere §§ 58 und 67, 
maßgebend. 

Hiernach ergibt ſich für die eingangs erwähnten Fälle allerdings der wenig erwünſchte 
Zuſtand, daß über die Errichtung der einzelnen Teile der eine betriebliche Einheit dar 
ſtellenden Anlage und über die Bedingungen, unter denen der Betrieb der mehr oder 
weniger ineinander greifenden Betriebsteile zugelaſſen wird, verſchiedene Behörden zu ent— 
ſcheiden haben. Um Unzuträglichkeiten infolge der gleichzeitigen geſetzlichen Zuſtändigkeit 
des Bezirksausſchuſſes und der Revierbeamten für die Zulaſſung der bezeichneten Anlagen 
nach Möglichkeit zu vermeiden, empfiehlt es ſich daher, daß beide Behörden ſich vor der 
von ihnen je nach ihrer Zuſtändigkeit zu treffenden Entſcheidung über die dem Unternehmer 
aufzuerlegenden gleichartigen Bedingungen miteinander ins Benehmen ſetzen. 

Ich erſuche den Bezirksausſchuß, dementſprechend in Zukunft zu verfahren. Die 
Königlichen Oberbergämter ſind von mir zur gleichmäßigen Verſtändigung der Revierbeamten 
mit Anweiſung verſehen worden. 


B. 6564. I. 3881. (gez.) Freiherr von Berlepſch. 


An den Bezirksausſchuß zu Düſſeldorf, Münſter, Arnsberg, Trier, Aachen, Breslau, Oppeln. 


2. Dampfkeſſelweſen. 


Veränderungen der Reviſionsberechtigungen der Jugenieure von Dampfkeſſelüberwachungsvereinen. 
3232 E 
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3. Organiſation des Handwerks. 


Betr. Lehrlingsheime. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 30. Dezember 1908. 

In einzelnen größeren Städten haben neuerdings gemeinnützige Vereine ihre Fürſorge 
für die Handwerkslehrlinge in der Weiſe betätigt, daß ſie für junge Leute, denen am Orte 
ihrer Lehre der Familienanſchluß fehlt und die deshalb auf das Unterkommen in Schlaf⸗ 
ſtellen angewieſen ſind, Lehrlingsheime errichtet haben, die ihren Inſaſſen gegen mäßige 
Vergütung Wohnung und volle Verpflegung bieten. Soviel bekannt, haben diefe Lehrlings- 
heime ſich bisher überall, wo der Verſuch mit ihrer Einrichtung gemacht worden iſt, lebhaften 
Zuſpruchs zu erfreuen gehabt. Ich zweifle nicht, daß fich der Gedanke der Lehrlingsheime 
in noch viel größerem Umfange verwirklichen läßt, wenn ſich auch weiterhin die Privat⸗ 
initiative der Angelegenheit amümmt und dabei die Organiſationen des Handwerks tat- 
kräftige Hilfe leiſten. Jusbeſondere bietet ſich den Handwerkskammern die dankbare Auf- 
gabe, durch Anregungen und durch finanzielle Beihilfen ihre Fürſorge für den Nachwuchs 
im Handwerk in einem hervorragend wichtigen Punkte zu betätigen. 

Ich ſtelle anheim, in dieſem Sinne auch Ihrerſeits anregend zu wirken und füge für 
die Handwerkskammer(n) im dortigen Bezirk einige Abdrücke dieſes Erlaſſes bei. Ich be- 
merke dabei, daß Staatsmittel zur Errichtung und Unterhaltung von Lehrlingsheimen dieſer 
Art aus verſchiedenen Erwägungen nicht gewährt werden können. 


IV. 14 816. Delbrück. 
An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


— 


Betr. Beſcheinigungen über die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen. 
Berlin W. 66, den 28. Dezember 1908. 

In Handwerkerkreiſen ift Klage darüber geführt worden, daß die nach Artikel 2 Nr. I 
des Geſetzes vom 30. Mai 1908 (RGBl. S. 356) von den unteren Verwaltungsbehörden 
auszuſtellenden Beſcheinigungen über die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen teilweiſe 
unter Verwendung einer Stempelſteuer von 1,50 Mark ausgefertigt werden. Es iſt anzu 
erkennen, daß die Steuerpflichtigkeit der Verleihungsurkunden gegenüber der Stempelfreiheit 
der nach den §§ 1310 und 135 der Gewerbeordnung auszuſtellenden Prüfungszeugniſſe 
eine Härte enthält. Dieſe kann aber dadurch beſeitigt, die Verwendung des Ausfertigungs⸗ 
ſtempels alſo vermieden werden, daß die zuſtändigen Verwaltungsbehörden die Verleihungs— 
finde ohne Zurückbehaltung einer Urſchrift erteilen, da es alsdann an der Vorausſetzung 
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einer ſtempelpflichtigen Ausfertigung im Sinne der Tarifſtelle 10 des Stempelſteuergeſetzes 
fehlt. In dieſem Falle ift zugleich von der ausſtellenden Amtsſtelle auf der Urkunde der 
Grund der Stempelfreiheit, z. B. „Stempelfrei mangels Vorhandenſeins einer Urſchrift“ 
zu beſcheinigen. 

Wir erſuchen Sie, die zur Ausſtellung der fraglichen Beſcheinigungen zuſtändigen Amts 
ſtellen anzuweiſen, hiernach in Zukunft zu verfahren. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Finanzminiſter. 
Delbrück. Ju Auſtrage. 
IV 14278 M. f. H. u. G. — III 22078 F M. Rathjen. 


N In Kerr >. = Fe 
Ihr die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Betr. Souutagsruhe im ambulanten Milchhaudel. 
Berlin W. 66, den 28. Dezember 1908. 

. Wie die Verhandlungen des Königlichen Landesökonomiekollegiums in feiner dies 
lährigen Tagung ergeben, find aus den Kreiſen des Milchhandels und Molkereigewerbes 
vielfache Klagen darüber laut geworden, daß die geltenden Vorſchriften über die Sonntags 
ruhe, insbeſondere aber die Verpflichtung zur Innehaltung der Gottesdienſtpauſe das Feil 
bieten von Milch auf öffentlichen Straßen und von Haus zu Haus, aljo den ſogenaunten 
„ambulanten“ Milchhandel in erheblichem Grade erſchweren, dem Perſonal verlängerte 
Arbeitszeit ſchaffen und die Verſorgung der Kundſchaft mit Molkereiprodukten ungünſtig 
beeinfluſſen. Dieſe Beſchwerden erſcheinen berechtigt. i 
„ur Zeit gelten gemäß Ziffer 138 lit. b und Ziffer 170 der Ausführungsanweiſung 
y eee für den „ambulanten“ Milchhandel dieſelben Vorſchriften, wie für 
hi pite 0 en Milchhandel. Auf Grund der Ziffer 136 lit. a a. a. O. kann alſo ebenſo, 
15 3 chende, auch der ambulante Milchhandel an Sonn- und Feſttagen in der Regel 
8 Uhr morgens bis 2 Uhr nachmittags, ausschließlich der für den Hauptgottesdieuſt 
5 a 1 O Unterbrechung, und außerdem noch für zwei weitere Nachmittags 
bie werden. Die. Freigabe der ſpäteren Nachmittagsſtunden iſt für den 
Gewerb 5 ohne Wert. Dagegen iſt anzuerkennen, daß es für die beteiligten 
verhältnissen henden mitunter — iusbeſondere bei großen Entfernungen, ungünftigen Verfehrs- 
on ai 9185 =: erwünſcht ift, den ambulanten Milchverkauf während der Gottesdienſt— 
entspreche de fortjegen zu können. Erhebliche Unzuträglichkeiten würden ſich bei einer 
ſtündige Beti ee nicht ergeben. Andrerſeits iſt die zur Zeit vorgeſchriebene zwei⸗ 
ebien a a mg für die Sonntagsruhe der in dieſem Gewerbe beſchäftigten 
e und i 5 dieſe nach Ablauf der Gottesdienſtpauſe die Arbeit wieder aufnehmen 
beſuchen . dieſer Pauſen meiſt nicht die Möglichkeit haben, den Gottesdienſt zu 
Ausführmn . ieſen Umſtänden werden die Ziffern 138 Abſatz 1 lit. b und 170 der 

rungsauweiſung zur Gewerbeordnung abgeändert und erhalten folgende neue Faſſung: 

Ziffer 138 Abſatz 1 lit. b: 


D i 1 bi v * „ y 
bande „ Jellbieken von Milch entweder während der für den ſtehenden Milch— 
5 ent Zeit oder, ohne Unterbrechung durch die Gottes 

A Q bvährent ay oj 5 „ gens 18 hr 
mittags. ’ hreud der Zeit von 5 Uhr morgens bis 1 Uhr nach 

Ziffer 170: 

q nee Eisfabriken, Molkereien: Es kann die Verſorgung der 
Handl aft mit Bier und Roheis an Sonn- und Feſttagen während der für den 
Be mit diefen Gegenſtänden freigegebenen Stunden, die Verſorgung der 
mino t mit Moltereiprodukten entweder während der für den ſtehenden 
Mil gude (Ziſfer 136, 137) oder während der für den ambulanten 

ETS ilchhandel (Ziffer 1380) freigegebenen Stunden geſtattet werden. 
G n der Ausführungsanweiſung ſind dahin zu verſtehen, daß auf 
der Ziffer 1er. 3“ die unteren Verwaltungsbehörden und in Ergänzung dazu auf Grund 
After 10 die höheren Verwaltungsbehörden befugt ſind, in beſtimmten Bezirken für 
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den ambulanten Milchhandel, bezw. für die ambulante Verſorgung der Kımdjchaft mit Milch 
au Stelle der bisherigen Geſchäftsſtunden einheitlich neue Geſchäftsſtunden (innerhalb der Zeit 
von 5 Uhr morgens bis 1 Uhr nachmittags) einzuführen. Dagegen darf es nicht etwa der 
Entſchließung des einzelnen Geſchäftstreibenden überlaſſen werden, ob er ſein Geſchäft 
während der bisher zugelaſſenen Stunden oder vielmehr innerhalb der Stunden von 5 Uhr 
morgens bis 1 Uhr nachmittags betreiben will. 

Übrigens iſt darauf Bedacht zu nehmen, daß für ſolche Gemeindebezirke oder Teile 
von Gemeindebezirken, welche unmittelbar aneinander grenzen, die Verkaufsſtunden über 
einſtimmend feſtgeſetzt werden. 

Wir erſuchen Sie demgemäß zu prüfen, ob die in Ihrem Bezirke beſtehenden Verord— 
nungen entſprechend zu ändern ſein werden. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter 
für für Landwirtſchaft, des der geiſtlichen, Unter- 
Handel und Gewerbe. Domänen und Forſten. Innern. W und Medizinal⸗ 
Delbrück. In Vertretung. In Vertretung. i ea 
von Conrad. Holtz. Im Auftrage. 


von Chappuis. 
III 9629 M. f. H. u. G. — IA Ia 6756 M. f. L. — IIb 5928 M. d. J. — 6. 13228 M. d. g. A. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten zu Berlin. 


Betr. Arbeiterſchutzbeſtimmungen für Kunſtſteinhaner. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 30. Dezember 1908. 
Der Zentralverband der Steinarbeiter Deutſchlands hat in einer Eingabe au den 
Herrn Reichskanzler vom 20. v. Mts. u. a. angegeben, daß Steinmetzen, die Kunſtſteine 
behauen, durch Staubentwickelung geſundheitlich ebenſo ſehr gefährdet würden, wie Stein- 
hauer, die natürliche Geſteine bearbeiten. Der Zentralverband bittet daher auch für Anlagen, 
in denen Kunſtſteine bearbeitet werden, um Schutzbeſtimmungen, wie ſie in der Bekannt— 
A -i 20. März 1902 (RGBl. ©. 78) für Steinhauereien (Steinmetzbetriebe) ent 
halten ſind. 
Soweit aus der techniſchen Literatur zu erſehen iſt, ſollen Ornamente aus Kunſtſtein 
vielfach mit Steinmetzgeſchirr (Zweiſpitz, Krönel, Stockhammer, Scharriereiſen, Schlag- und 
Spitzeiſen uſw.) behauen werden. Eine eingehende Prüfung des Geſuchs erſcheint daher 
geboten. Ich erſuche Sie deshalb, durch die Gewerbeaufſichtsbeamten feſtſtellen zu laſſen, 
wie groß die Zahl der Anlagen in Ihrem Bezirk iſt, in denen Kunſtſtein be— 
hauen wird, 

wieviel Steinmetzen mit dieſer Arbeit dauernd beſchäftigt werden, 

. ob und in welcher Zahl Erkrankungen der Atmungsorgane bei ihnen feſtgeſtellt 
worden ſind, 

wie und aus welchem Material der Kunſtſtein hergeſtellt wird, 

. ob etwa feine Befeuchtung vor dem Behauen techniſch ausführbar und für die 
Staubbeſeitigung wirkſam iſt, 

6. ob eine Ausdehnung der Beſtimmungen der Bekanntmachung vom 20. März 
1902 oder ob ähnliche Beſtimmungen für Anlagen, in welchen Kunſtſtein behauen 
wird, geboten erſcheinen. 


Über das Ergebnis der Feſtſtellungen wollen Sie mir bis zum 1. Oktober 1909 


berichten. 
III 10 057. Delbrück. 


— 


ON wm 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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5. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 
Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 


fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranten- 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Krankenkaſſe der in der Holzbranche beſchäftigten Geſellen (E. H.) in Oſterode, 
Barbier⸗ und Friſeurgehilfen⸗Krankenkaſſe (E. H.) in Altona, 


Kranken⸗Unterſtützungs⸗ und Sterbe Kaſſe für ſämtliche Berufszweige (E. H.) in 
Alt-Geltow, 


4. Wollweber⸗Krankenkaſſe zu Herzberg a. H. (E. H.). 
Berlin, den 6. Januar 1909. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
Zu III 10131 II. Ang. Neumann. 


r . ĩðVꝑ q 
VI. Nichtamtliches. 


2 
2 
3 


1. Entſcheidungen der Gerichte. 


Betr, Grenzen der Aufſichtsbefnguis bei Weigerung der Arzte, den Kaſſenmitgliedern ärztliche 
Hilfe zu gewähren. 


58 N n fl ß 

a srbingermeiftere in N. von denſelben Tagen. Der Juhalt aller dieſer Verfügungen 
18. Ort zZ 2 den Parteien ergangenen Urteile des Bezirksausſchuſſes in N. vom 
aA 155 z u 4 wiedergegeben. Die beiden Verfügungen des Regierungspräſidenten 
1904 ift len Oberbürgermeiſter gerichtet. Die Verfügung des letzteren vom 22. Januar 
0 5 en Kündigung der Kaſſenärzte betroffenen Krankenkaſſen, die Verfügung 
e mar 1904 einer Anzahl dieſer Kaſſen, unter anderen auch der durch den Kläger 
bertretenen, zugegangen. 

dahin Öegenftand des Klageangriffs iſt die unter dem 31. Januar 1904 vom Beklagten 
es Bene Anordnung, daß er in bezug auf die Gewährung ärztlicher Behandlung 
a Kläger 1 8 Obliegenheiten des Klägers bis auf weiteres wahrnehmen werde und 
bee G a 1 jeder hierher gehörigen Tätigkeit zu enthalten habe. Die Klage wurde 
troffene nord ſchuſſe Zu N. durch Urteil vom 18. Oktober 1904 abgewieſen, weil die ge- 
nicht 8 1 500 für ſich betrachtet dem Geſetz entſpreche, eine objektive Rechtsnorm 
Frage N über die dem Beklagten eingeräumten Rechte nicht hinausgehe. Die 
inde, ſei von der dor dnung in den vorliegenden Tatſachen eine hinreichende Begründung 

Dieſe Entſchedung ntgsrichter nicht nachzuprüfen, 

vember 1905 8 wurde durch das Urteil des unterzeichneten Senats vom 16. No 
S. 346 — aufg Ren j m den Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 48 
getroffenen Anordnung fein die Beantwortung der Frage, ob der Kläger zur Zeit der 
n Erfüllung gerte en bd ec en oder ſtatutariſchen Obliegenheiten nicht erfüllt und 
eine Beweisaufnahme 1 rüber e nicht zu umgehen fei. Der Bezirksausſchuß hat demnächſt 
Bereitſtellung vor Br 2 eintreten laſſen, ob der Klöger zu der fraglichen Zeit durch 
der Mitglieder der Arzten, Spezialärzten und Hoſpitalpflege eine ausreichende Behandlung 
die gleichzeitige i von ihm vertretenen Kaſſe gewährleiſtet habe. Mitberückſichtigt iſt dabei 
1 ge Inanſpruchnahme der in Betracht kommenden Arzte durch andere Kranken⸗ 


vom e das Ergebnis der Beweisaufnahme hat der Bezirksausſchuß durch Urteil 
‚sam 1908 die an den Kläger gerichtete Verfügung des Beklagten vom 31. Jannar 


*) GMBI. 1906 S. 14. 
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1904 aufgehoben, weil in bezug auf die geſetzlichen oder ſtatutennäßigen Obliegenheiten 
des Klägers weder Nichterfüllung noch Verweigerung der Erfüllung dargetan ſei. Die 
Begründung des Urteils zerfällt in zwei Teile, in deren erſtem die Art und der Umfang 
der bereitſtehenden ärztlichen Hilfe unter Zuſammenfaſſung aller derjenigen Krankenkaſſen 
in N. erörtert wird, welche von dem am 1. Januar 1904 erfolgten Rücktritt ihrer bisherigen 
Kaſſenärzte betroffen waren, während im zweiten Teile die hierher gehörigen beſonderen 
Verhältniſſe der durch den Kläger vertretenen Kaſſe zur Prüfung gelangen. Auf dieſe 
Ermittelungen ſtützt der Bezirksausſchuß feine Überzeugung, daß ſich am 31. Januar 1904 
zwar im allgemeinen und namentlich für die Mitglieder der gegenwärtig nicht näher in 
Betracht kommenden großen Ortskrankenkaſſen ein gewiſſer Notſtand hinſichtlich der ärzt 
lichen Behandlung fühlbar gemacht habe, jedoch mit Sicherheit anzunehmen ſei, daß dieſer 
Zuſtand in naher Zeit ſein Ende erreicht haben würde, daß aber nach den beſonderen, 
gegenüber der Allgemeinheit günſtigeren Verhältniſſen der durch den Kläger vertretenen 
Kaſſe eine unzureichende Verſorgung der Mitglieder dieſer Kaſſe mit ärztlicher Hilfe über— 
haupt nicht anerkannt werden könne. 

Fehle es hiernach an der Nichterfüllung geſetzlicher oder ſtatutariſcher Obliegenheiten, 
ſo könne obendrein, wie des näheren begründet wird, von einer Verweigerung der Erfüllung 
nicht die Rede ſein. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Beklagte das nach § 2 der Verordnung vom 8. Juni 
1903 (GS. S. 191) allein zuläſſige Rechtsmittel der Reviſion eingelegt. 

Das Rechtsmittel muß jedoch erfolglos bleiben. l 

In der Sache ſelbſt rügt der Beklagte zunächſt das Fehlen einer Prüfung der An 
wendbarkeit des § 56a des Krankenverſicherungsgeſetzes. Der Gerichtshof hat jedoch 
bereits in dem obenerwähnten Urteile vom 16. November 1905 dargelegt, daß hier lediglich 
der § 45 Abſ. 5 und nicht der § 56a des Krankenverſicherungsgeſetzes zur Anwendung 
kommt, weil die höhere Verwaltungsbehörde nicht beabſichtige, weitere als die von den 
Kaffen beſtimmten Arzte ihrerſeits anzuſtellen (§ 56a), ſondern vielmehr die Aufſichts— 
behörde die Befugniſſe und Obliegenheiten der Kaſſenvorſtände, ſoweit es ſich um die Ge⸗ 
währung ärztlicher Fürſorge handelte, übernahm (§ 45 Abſ. 5). 

Im übrigen ſtützt der Beklagte ſeine Reviſion hauptſächlich auf die Ausführung, daß 
es unzuläſſig ſei, bei der Beurteilung ſeines mit der Klage angefochtenen Vorgehens allein 
die Verhältniſſe der vom Kläger vertretenen Krankenkaſſe ins Auge zu faſſen. Vielmehr 
ſeien die Geſamtverhältniſſe zu berückſichtigen und anzuerkennen, daß, wenn die Bereit 
ſtellung ausreichender ärztlicher Hilfe für die ſämtlichen von dem Rücktritte der Kaſſen 
ärzte betroffenen Krankenkaſſen nur dadurch erreicht werden konnte, daß der Beklagte inſo 
weit die Befugniſſe und Obliegenheiten der Kaſſenvorſtände ſelbſt wahrnahm, dieſe Maß⸗ 
nahme auch auf diejenigen Kaſſen ausgedehnt werden mußte, denen, für ſich betrachtet, 
ärztliche Hilfe damals in genügendem Maße zur Verfügung geſtanden habe. 

Dieſer Auffaſſung kann jedoch nicht beigepflichtet werden. Sie ſetzt fich mit dem § 45 
des Krankenverſicherungsgeſetzes, welcher die bei den einzelnen Krankenkaſſen beſtehenden 
Verhältniſſe getrennt behandelt, in Widerſpruch. Auch ſonſt ift eine jo weitgehende Ermäch— 
tigung, wie der Beklagte fie für fiğ in Anſpruch nimmt, nirgends erteilt. Auf ſolche 
Krankenkaſſen, welche nicht ſelbſt die Erfüllung ihrer geſetzlichen oder ſtatutariſchen Obliegen⸗ 
heiten verweigern, findet aljo Abſ. 5 des § 45 keine Anwendung. Weil vom Beklagten für 
ſeine Anſicht auf Hoffmann, Krankenverſicherungsgeſetz, 5. Aufl., Berlin 1905, S. 133/134 
Bezug genommen iſt, ſo ſeien die einſchlägigen Bemerkungen desſelben Verfaſſers in ſeinem 
größeren Kommentar zum Krankenverſicherungsgeſetz, Berlin 1908, hier wiedergegeben. Es 
heißt dort auf S. 312: „Iſt die Beſchaffung der erforderlichen Zahl von Arzten im Hinblick 
auf die derzeit üblichen Verabredungen unter den Arzten nur dadurch möglich, daß alle 
Arzte im Bezirke der Kaſſe zur Behandlung der Kaſſenmitglieder zugelaſſen werden, ſo muß 
die Aufſichtsbehörde die freie Arztewahl anordnen. Sie kann dies jedoch nicht gegenüber 
denjenigen Kaſſen, welche für eine ausreichende ärztliche Behandlung ihrer Mitglieder 
geſorgt haben, da hier die Vorausſetzung für ein Einſchreiten von Aufſichts wegen fehlt. 
Wollen die Arzte ihre Tätigkeit nur unter der Bedingung wieder aufnehmen, daß die freie 
Arztewahl bei allen Kaſſen eingeführt werde, und ift auf anderem Wege eine ärztliche 
Fürſorge nicht zu beſchaffen, ſo würde ſich daraus ergeben, daß die Krantenverſicherung, 
ſoweit die Gewährung der ärztlichen Fürſorge in Frage kommt, in dem Bezirke ſo lange, 
als die Weigerung der Arzte dauert, nicht durchführbar ijt.” l 

Der Beklagte bekämpft die Auslegung des Krankenverſicherungsgeſetzes, welche zu 
einem ſolchen Ergebniſſe führe, aus dem Grunde als unzuläſſig, weil die Gewährung arzt 
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licher Fürſorge einen Hauptzweck des Krankenverſicherungsgeſetzes bilde. Dieſe Begründung 
iſt aber nicht überzeugend, weil die zeitweilige Undurchführbarkeit hinreichender ärztlicher 
Verſorgung durch keine Geſetzesvorſchrift ausgeſchloſſen werden kann. ö Die 2 
Bei der Prüfung der ärztlichen Fürſorge in den einzelnen Krankenkaſſen iſt freilich 
die Mitberückſichtigung der Verhältniſſe anderer Krankenkaſſen inſoweit unentbehrlich, als 
mehrere Kaſſen auf die Tätigkeit derſelben Arzte angewieſen waren. Dieſer Geſichtspunkt 
trifft bei den drei, mit dem Sitze in L. errichteten, an dem Streitverfahren beteiligten 
Krankenkaſſen nur in beſchräuktem Maße zu, weil dieſe an die Stelle der nach Kündigung 
ausgeſchiedenen früheren Kaſſenärzte neue beſondere Kaſſenärzte geſetzt hatten und es ſich 
alſo nur darum handelte, zu prüfen, inwieweit dieſe Kaſſenärzte ſowohl an ſich als auch 
mit Rückſicht auf ihre anderweitige Beſchäftigung den berechtigten Anſprüchen der Kaſſen⸗ 
mitglieder genügten. Dagegen haben zwei weitere an dem Streitverfahren beteiligte 
Nranfenfaffen, nämlich die Betriebskrankenkaſſe der Firma F. und die Ortskrankenkaſſe für 
Handwerker, nach dem Rücktritte der bisherigen Kaſſenärzte neue Arzte für ihre Kaſſen nicht 


augeſtellt, ſondern ihre Mitglieder auf die von dem Kaſſenverbande benannten Arzte ver⸗ 
wieſen, während die Betriebskrankenkaſſe der Firma G. einen bereits vom Kaſſenverbande 
verpflichteten Arzt als Kaſſenarzt angenommen hat. Waren nun die vom Kaſſenverbande 
gewonnenen Arzte für die Geſamtheit der Kaſſen, denen ſie zur Verfügung ſtanden, unzu⸗ 
reichend, ſo waren ſie es auch für jede einzelne Kaſſe, deren Mitglieder ſich auf ihre Hilfe 
ausſchließlich angewieſen ſahen, und ſie waren es auch in dem Falle, daß bei den einzelnen 
zellen nach dem Ausſcheiden der früheren Kaſſenärzte ein Notſtand in bezug auf ärztliche 
derſorgung tatſächlich nicht hervortrat. Ki 

Ter Bezirksausſchuß hat jedoch alle diefe Verhältniſſe ausreichend gewürdigt. Er 
hat, mie oben bereits angeführt iſt, zunächſt die Geſamtverhältniſſe der von dem Rücktritte 
der Arzte betroffenen Krankenkaſſen einer Prüfung mit dem Ergebnis unterzogen, daß ſich 
die ärztliche Verſorgung ſeit Anfang Jannar 1904 fortlaufend gebeſſert habe und daher der 
am 31. Januar noch beſtehende Notſtand in naher Zeit ſein Ende erreicht haben würde. 
Der Bezirtsausſchuß erblickt alfo ſchon nach den für die Geſamtheit der Kaſſen getroffenen 
Feſtſtellungen in der Mangelhaftigkeit der ärztlichen Fürſorge keine hinreichende Begründung 
für die Übernahme der Vorſtandsgeſchäfte durch die Aufſichtsbehörde. Dazu treten dann 
noch die vom Bezirksausſchuſſe für jede einzelne der am Streitverfahren beteiligten Kaſſen 
ermittelten beſonderen Verhältniſſe, durch welche die ärztliche Verſorgung ſich bei dieſer Kaſſe 
günſtiger als für die Allgemeinheit geſtaltete. Für die drei mit dem Sitze in L. errichteten 
Krankenkaſſen beſtanden diefe Verhältniſſe in der Anſtellung beſonderer, nicht übermäßig in 
Anſpruch genommener Kaſſenärzte, für die übrigen drei Kaſſen darin, daß ihren Mitgliedern 
uier den dem Kaſſenverbande verpflichteten Arzten auch anderweitige ärztliche Hilfe in 
erheblichem Umfange zur Verfügung ſtand. Wenn der Bezirksausſchuß überdies noch feft 
geſtellt hat, daß begründete Beſchwerden über unzureichende ärztliche Fürſorge nicht er— 
hoben, die Kaſſenmitglieder vielmehr mit der ihnen zuteil gewordenen ärztlichen Behandlung 
zufrieden geweſen ſind, ſo läßt ſich der Schluß, daß die Nichterfüllung der hierauf bezüg— 
lichen Obliegenheiten der Kaſſenvorſtände unerwieſen ſei, nicht beanſtanden. . 
gag. Allerdings hat der Beklagte in der Reviſionsinſtauz die unzureichende und fehlerhafte 
Würdigung derjenigen durch die Beweisaufnahme feſtgeſtellten Tatſachen gerügt, aus denen 
fich ergehe, daß die vom Kaſſenverbande angeworbenen Arzte den berechtigten Anſprüchen 
1155 Ratenmitglieder nicht genügt hätten. Indeſſen kann auch hierin dem Beklagten nicht 
hätte e 1 Daß der Bezirksausſchuß weſeutliche Umſtände unberückſichtigt gelaſſen 
durch das a UND: Zur Wiedergabe und beſonderen Würdigung jeder einzelnen 
Wi tlich die erfahren ‚ermittelten und erheblichen Tatſache war er nicht gehalten. 
d meme ich die vom Beklagten bemängelten Eigenſchaften der Arzte betrifft, ſo hatten 
dieſe durchweg die vorgeſchriebene ſtaatliche Approbation erlangt. Außerdem iſt die An- 
Heilung von Erkundigungen nach den Eigenſchaften der Arzte vorangegangen. Daß die 
Auskünfte ungünſtig gelautet oder die Kaſſenvorſtände Urſache gehabt hätten, ihre Richtigkeit 
in Zweifel zu Ziehen, iſt nicht dargetan, ebenſowenig, daß die Kaſſenvorſtände von einer 
ne gelhaften Dienſtführung der Arzte Kenntnis erlangt hätten, ohne Abhilfe zu ſchaffen. 
Abergaupt aber könnte der Beklagte aus den Bekundungen einzelner Zeugen über Mängel 
müßte Pen ‚Verforgung einen Reviſionsgrund nur dann herleiten, wenn anerkannt werden 
di 8 aß ein den klagenden Kaſſenvorſtänden günſtiges Ergebnis des Rechtsſtreits mit 
3 Bekundungen unvereinbar fei, daß aljo das Urteil des Bezirksausſchuſſes auf einer 
N der klaren Sachlage beruhe. Dieſer Mangel des Verfahrens liegt jedoch nicht 
or. Vielmehr konnte der Bezirksausſchuß aus den Zeugenausſagen die Schlüſſe ziehen, 


ar 


zu denen er gelangt ift. Eine weitergehende Nachprüfung der Beweiswürdigung ſteht dem 
Reviſionsgerichte nicht zu. 

Daß die in Verträgen zwiſchen Arzlen und den beteiligten Krankenkaſſen ſich findende 
Vereinbarung des Entgeltes auf drei Viertel der Mindeſttaxe gegen die guten Sitten ver- 
ſtoße und die Verträge daher nichtig mache, kann dem Beklagten nicht zugegeben werden. 

Die hiernach mit Erfolg nicht anzugreifende Feſtſtellung des Bezirksausſchuſſes, daß 
es an einem Nichterfüllen von Obliegenheiten ſeitens des Klägers fehle, trägt die ergangene 
Entſcheidung. Wenn der Bezirksausſchuß überdies noch das Fehlen einer Verweigerung 
der Erfüllung dargelegt hat, ſo iſt ſeinen hierauf bezüglichen Ausführungen lediglich beizu 
treten. Durchgreifend iſt namentlich die Erwägung, daß die Aufſichtsbehörde beſtimmte, 
den Verhältniſſen der einzelnen Kaſſe angepaßte Anforderungen, deren Erfüllung die Organe 
dieſer Kaſſe hätten verweigern können, gar nicht geſtellt hat. 

Hieraus ergibt ſich die Beſtätigung des angefochtenen Urteils. 


2. Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Die amtliche Ausgabe der „Jahresberichte der Königlich Preußiſchen Ne- 
gierungs- und Gewerberäte und Bergbehörden für 1908 wird Ende März 1909 
in der Reichsdruckerei fertig geſtellt werden. Die bis ſpäteſtens zum 28. Februar 1909 
unmittelbar bei der Direttion der Reichsdruckerei, Berlin S.W. 68, Oranienſtraße 91, be 
ſtellten Exemplare werden zu einem Vorzugspreiſe abgelaſſen werden, der auf 2,75 M 
für ein broſchiertes Exemplar und auf 3,25 / für ein in Ganzleinen gebundenes Exemplar 
feſtgeſetzt iſt. Es wird daher empfohlen, den Bedarf bis zum 28. Februar 1909 bei der 
Reichsdruckerei zu beſtellen. Die nach dem 28. Februar 1909 bei der Reichsdruckerei ein- 
gehenden Beſtellungen werden von dieſer dem R. von Decker 'ſchen Verlage, Berlin S. W. 19, 
Jeruſalemerſtraße 56, überwieſen werden. Für die Ausführung ſolcher Beſtellungen, wie für 
die Lieferungen im Wege des Buchhandels, ift der Ladenpreis zu zahlen, der 5,25 / für 
ein broſchiertes und 5,75 „ für ein gebundenes Exemplar beträgt. 


Deutſcher Seefiſcherei-Almanach für 1909. Herausgegeben vom Deutſchen 
Seefiſcherei⸗Verein. Bearbeitet von Dittmer, Kaiſerlichem Kapitän zur See a. D. Hannover, 
Leipzig, Hahnſche Buchhandlung. 
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aatliche Kaſſenweſen durch die 
StaatskaſſO. v. 9. Febr. 1931 (Reg Bl. S. 45) iſt die Kaſ⸗ 
enordnung für die Gerichte durch VD. v. 4. März 
1932 (Amtsbl. S. 51) vollſtändig neu aufgeſtellt. Eine neue 
Zuſammenſtellung haben auch die für den Rechtshilfeverkehr 
nach dem Ausland und vom Ausland her in Zivilſachen gel⸗ 
tenden Vorſchriften gefunden durch die Rechtshilfeord⸗ 
nung für Zivilſachen v. 3. März 1932 (Amtsbl. S. 203). 
% Von beſonderer Bedeutung für die Anwaltſchaft iſt die 
BO. v. 14. März 1932 (Amtsbl. S. 289), worin das Ver⸗ 
ahren bei Erſtattung von Rechtsanwaltsgebüh⸗ 
den in Armenſachen neu feſtgeſtellt wird, und die VO. 
vom gleichen Tage über die Feſtſetzung der Gebühren 
9299 zum Verteidiger beſtellten R A. (Amtsbl. 


„ Die Amneſtiebewegung des Jahres 1932 hat ihre 
desllenſchläge auch in Württemberg gezeigt. Nach der Neuwahl 
es Landtags hat die nat.⸗ſoz. Fraktion einen Initiativgeſetz⸗ 
10 wurf eingebracht, der alle „politiſchen vor dem 24. Mai 
932 begangenen Straftaten“ mit Ausnahme von Landesver⸗ 
dat und Verrat militäriſcher Geheimniſſe amneſtieren wollte. 
de kommuniſtiſche Fraktion ſtellte einen ähnlichen Antrag, 
er überdies Delikte aus wirtſchaftlicher und ſozialer Not und 
eibtreibung einbezog. Die Regierung bekämpfte den Gedanken 
mer geſetzlichen Amneſtie, zumal des beantragten Umfangs, 
erklärte ſich aber bereit, die den Anträgen zugrunde liegenden 
eweggründe in den geeigneten Fällen durch Einzelgnaden⸗ 
erweiſe zu berückſichtigen. Unter Ablehnung der weitergehen⸗ 
den Anträge hat alsdann der Rechtsausſchuß des Landtags das 
ruhen an die Regierung gerichtet, in entgegenkommender 
Weiſe Einzelgnadengeſuche von Verurteilten zu beſcheiden, die 
aus beſonderer wirtſchaftlicher Not oder aus politiſcher Er⸗ 
gung bis zum 8. Juli 1932 ſtraffällig geworden find und 
a Straftat keinen Anſchlag auf Leben und Geſundheit 
„3 Mitmenſchen darſtellt und nicht aus beſonderer Roheit, 
Erdriger Geſinnung oder Gewinnſucht entſtanden iſt. Dieſem 
rſuchen hat das JuſtMin. Folge gegeben und in einer 
leb ßeren Anzahl von Fällen über das ſonſt üb⸗ 
not Maß hinaus Gnade gewährt. Gegen das vom 
Stichstag im Dez. 1932 beſchloſſene Geſetz über 

traffreiheit hat Württemberg im Reichsrat Einſpruch 
gelegt aus verfaſſungs⸗ und rechtspolitiſchen Gründen, 
5 ni insbeſ. auf die gefährliche Ausdehnung der Amneſtie 
Bu! ſchwere Roheitsdelikte und ſolche aus niedriger Geſinnung 
ngewieſen wurde. Nachdem das Geſ. ohne Einſpruchs⸗ 
ſi ſchkuß den Reichsrat paſſiert hat und wirkſam geworden iſt, 
Did ſofort die nötigen Maßnahmen zu ſeiner beſchleunigten 
in „führung getroffen worden. Unſer ſehnlicher Wunſch 
Geda ie von uns im Amneſtiegeſetz geſehenen 
fahren für Rechtsleben und Volkswohl durch 
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die geſunden Kräfte im Volk überwunden werden 
— aber auch, daß die Erſchütterungen von Gerichts⸗ 
arbeit und Geſetzesautorität ſich nicht wieder⸗ 
holen möchten! 


Sachſen. 


Von Oberlandes gerichtspräſtident Dr. Hüttner, Dresden. 


Die in den vorjährigen Neujahrsaufſätzen mehrfach aus⸗ 
geſprochene Hoffnung, daß ſich die Zeit des Notrechts und 
der Rechtsnot bald wenden und es gelingen möge, im Laufe 
des Jahres 1932 die dringend notwendige politiſche und wirt⸗ 
ſchaftliche Erleichterung herbeizuführen, hat ſich bedauerlicher⸗ 
weiſe nicht erfüllt. Wenn ſich auch in letzter Zeit gewiſſe An⸗ 
ſätze zu einer leichten Beſſerung der Verhältniſſe zeigen, ſo 
bleibt doch völlig ungewiß, ob und wann eine allgemein fühl⸗ 
bare Entſpannung der Lage eintreten wird. Mit ſchwerer 
Sorge blicken wir noch immer in die Zukunft. Kein Wunder 
alſo, daß auch das Rechtsleben im verfloſſenen Jahre von 
dieſer Sorge auf das Stärkſte beeinflußt war. Der deutlichſte 
Beweis hierfür liegt in der großen Zahl von Verordnungen, 
die wiederum vom Reichspräſidenten auf Grund des Art. 48 
RVerf. erlaſſen worden ſind oder auf früheren ſolchen Ver⸗ 
ordnungen beruhen. 

Soweit ſie die Rechtspflege und die Verwaltung be- 
treffen, ift für Sachſen folgendes zu berichten. In bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten it die Zahl der anhängig 
gewordenen Sachen bei den Landgerichten und dem Ober- 
landesgericht zurückgegangen. Ein genauer Überblick iſt je⸗ 
doch erſt zu gewinnen, wenn die Zahlen für das ganze Jahr 
vorliegen, weil gerade die letzten Monate des Jahres in der 
Regel erhöhte Eingänge bringen. Hervorgehoben zu werden 
verdient, daß auch bei den Amtsgerichten die Zahl der bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreite gegenüber d. J. 1931 trotz der Erweite⸗ 
rung der Zuſtändigkeit zurückgegangen, dieſer Rückgang aber 
ſowohl bei den großen Amtsgerichten (Dresden, Leipzig, 
Chemnitz), wie bei den größeren (z. B. Bautzen, Freiberg, 
Plauen, Zwickau, Zittau) durchaus verſchieden iſt. Der Grund 
kann nur in den wirtſchaftlichen Verhältniſſen liegen. Im 
allgemeinen weiſen die Amtsgerichtsbezirke, in denen die 
Landwirtſchaft neben Induſtrie und Handel hervortritt, einen 
geringeren Rückgang auf, als ſolche mit wenig Landwirtſchaft. 
Aber auch innerhalb der drei großſtädtiſchen Amtsgerichts⸗ 
bezirke (Dresden, Leipzig und Chemnitz) zeigen ſich erhebliche 
Verſchiedenheiten inſofern, als die Eingänge beim Amts⸗ 
gerichte Dresden im Vergleiche zu denen bei den Amts⸗ 
gerichten Leipzig und Chemnitz erheblich weniger abgenommen 
haben. Spielen ſonach wirtſchaftliche Vorgänge für die Ge⸗ 
ſchäftslaſt bei den Amtsgerichten eine ausſchlaggebende Rolle, 
ſo iſt ohne weiteres klar, daß auch bei den Kollegialgerichten 
die Abnahme der Neueingänge zu einem guten Teile nicht 
auf der erweiterten Zuſtändigkeit der Amtsgerichte und der 
Einſchränkung der Zuläſſigkeit der Berufung beruhen kann, 
ſondern vielmehr auf der ſchlechten Lage der Wirtſchaft. In 
dieſem Zuſammenhang verdient noch Erwähnung, daß die 
Zahl der Eheſachen bei allen ſächſiſchen Landgerichten zu⸗ 
genommen hat. Im übrigen muß auch diesmal wieder betont 
werden, daß die größere oder geringere Höhe des Sachanfalls 
keinerlei ſichere Schlüſſe auf die Geſchäftslaſt zuläßt. Die 
Zahl der ſtreitigen Sachen hat gegenüber der Menge der⸗ 
jenigen, die ſofort ihre Erledigung durch Verſäumnis⸗ oder 
Anerkenntnisurteil finden, zugenommen. Und gerade die 
ſtreitigen Sachen ſind es, die den Richter durch die Art und 
Weiſe, wie ſie jetzt geführt zu werden pflegen, außerordentlich 
belaſten. Eine ſtarke Vermehrung der richterlichen Arbeit 
bringen auch die immer zahlreicher werdenden Geſuche um 
Bewilligung des Armenrechts, deren gewiſſenhafte Prüfung 
viel Zeit und Mühe koſtet. Dies gilt namentlich für die mit 
Berufungen befaßten Zivilkammern der Landgerichte und in 
ganz beſonderem Maße für die Zivilſenate des Oberlandes⸗ 
gerichts, zumal da faſt kein Geſuchſteller ſich bei der Ab⸗ 
lehnung ſeines Geſuchs beruhigt, ſondern wiederholt dagegen 
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Vorſtellungen erhebt und ſo das Gericht zu mehrfacher 
Stellungnahme nötigt. Endlich darf nicht außer Betracht 
bleiben, daß die fortgeſetzte Zunahme der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, ihre Unüberſichtlichkeit und ihre nicht ſeltene Ab⸗ 
änderung die Arbeit des Richters in hohem Maße erſchweren. 
Alle dieſe Umſtände haben i. J. 1932 nur eine unerhebliche Ver⸗ 
minderung der Zahl der Zivilkammern und der Kammern für 
Handelsſachen bei den 7 ſächſiſchen Landgerichten geftattet. Im 
Laufe des Jahres 1932 ſind 3 Zivilkammern und 5 Kammern 
für Handelsſachen eingezogen worden. Am Jahresende waren 
noch vorhanden 68 Zivilkammern und 18 Kammern für 
Handelsſachen bei den Landgerichten und 3 Kammern für 
Handelsſachen bei Amtsgerichten. Beim Oberlandesgerichte 
Dresden iſt die Zahl der Zivilſenate unverändert geblieben, 
da alle Richter noch überreichlich beſchäftigt ſind. Eine wei⸗ 
tere Abnahme der Geſchäfte wird hier für abſehbare Zeit nur 
zu einer Verminderung der Zahl der Richter bei den einzel⸗ 
nen Senaten, namentlich der Hilfsrichter und damit zu der 
dringend erforderlichen Entlaſtung der Senatspräſidenten füh⸗ 
ren, nicht aber zur Einziehung von Zivilſenaten. — Die Zahl 
der den Gerichtsvollziehern erteilten Vollſtreckungs⸗ 
aufträge hat abgenommen. Die Durchführung dieſer Auf⸗ 
träge verurſacht jedoch noch viel Mühe und Zeit, da nicht 
wenige Schuldner die Tätigkeit des Gerichtsvollziehers er⸗ 
ſchweren. Bemerkenswert iſt, daß neuerdings bei der Durch⸗ 
führung der zwangsweiſen Räumung von Wohnungen wieder⸗ 
holt polizeiliche Hilfe in Anſpruch genommen werden mußte. 

In den Strafſachen haben, ſoweit die Staatsanwalt⸗ 
ſchaften in Betracht kommen, die Geſchäfte zugenommen. 
Auch hierbei machen ſich die ungünſtigen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe bemerkbar. Zweifellos haben ferner die geſpannten 
innerpolitiſchen Verhältniſſe Einfluß ausgeübt, die ja auch 
zum Erlaſſe neuer Strafbeſtimmungen in den Verordnungen 
des Reichspräſidenten zum Schutze des inneren Friedens, 
zur Sicherung der Staatsautorität, gegen politiſche Aus⸗ 
ſchreitungen uſw. geführt haben. Wenn gleichwohl die Zahl 
der Strafſachen bei den großen und größeren Amtsgerichten 
teilweiſe zurückgegangen iſt, ſo beruht das wohl auf den 
Vorſchriften der RPräſVoO. v. 6. Okt. 1931 (Einſchränkung 
der Verfolgung von Übertretungen ſowie des Privatklage⸗ 
verfahrens) und vor allem auf der RPräſVoO. über Maß⸗ 
nahmen auf dem Gebiete der Rechtspflege und Verwaltung 
v. 14. Juni 1932 (Aufhebung des erweiterten Schöffengerichts, 
vermehrte Zuſtändigkeit der großen Strafkammern als Ge⸗ 
richt erſter Inſtanz). Die letztere VO. hat zur weiteren Folge, 
gehabt, daß ſeit dem 1. Aug. 1932 bei den ſächſiſchen Land⸗ 
gerichten nach und nach 9 große Strafkammern neu errichtet 
worden ſind. Am Jahresende beſtanden insgeſamt 26 große 
und 25 kleine Strafkammern. Die Zahl der Strafſenate beim 
ſächſiſchen Oberlandesgericht (2) iſt unverändert geblieben. 
Bei ihnen ſind weniger Reviſionen eingegangen, dagegen 
haben die Anträge auf gerichtliche Entſcheidung (§ 172 StPO.) 
zugenommen. — Die am 9. Aug. 1932 bekanntgemachten 
Grundſätze für den Vollzug der Feſtungshaft (RGBl. I, 407) 
find durch VO. v. 5. Sept. 1932 (Sächſch Bl. 225) mit Wir⸗ 
kung v. 15. Sept. 1932 an in Kraft geſetzt worden. 

Aus dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit iſt zu erwähnen, daß die Grundbuchbereinigung im 
weſentlichen beendet iſt. Die ſonſtigen Grundbuchgeſchäfte 
weiſen, ſoweit ſich das zur Zeit überſehen läßt, im all⸗ 
gemeinen den gleichen Stand auf wie im Jahre 1931. 

Eine weitere Aufhebung von Amtsgerichten (vgl. 
FW. 1931, 8) iſt nicht erfolgt. 

Wie ſchon i. J. 1931, ſo hat auch im vergangenen Jahre 
der ſächſiſche Landtag nur wenig Geſetze verabſchiedet. 
Zwei von ihnen bedürfen der Hervorhebung: Es ſind das 
zweite Geſetz zur Anderung des Allg Baucꝭ. v. 20. Juli 1932 
(GBl. 133) und das Geſetz über die Ablöſung gewiſſer Mark⸗ 
anleihen der Gemeinden und Gemeindeverbände v. 23. Juli 
1932 (GBl. 175). Das erſtere ändert die Faſſung des frü⸗ 
heren Geſ. v. 1. Juli 1900 (GVBl. 381), das bereits durch 
Geſ. v. 20. Mai 1904 (GVBl. 163) teilweiſe abgeändert wor⸗ 
den war. Gleichzeitig bringt es den vollſtändigen Text des 
Geſetzes in der vom 1. Okt. 1932 an geltenden Faſſung. Bei 
ſeinem Umfange kann leider hier auf den Inhalt trotz der 


Wichtigkeit nicht näher eingegangen werden. Nicht weniger 
wichtig, aber weſentlich kürzer iſt das oben erwähnte zweite 
Geſetz, das die Aufwertungsgeſetzgebung für Sachſen zum 
Abſchluſſe bringt. Es hat Regierung und Landtag jahrelang 
beſchäftigt und iſt das Ergebnis ſchwieriger Verhandlungen. 
Von den zahlreichen Verordnungen, die das Geſamtmini⸗ 
ſterium oder die einzelnen Miniſterien im Laufe des Jahres 
1932 erlaſſen haben, ſeien erwähnt die am 25. Febr. 1932 
auf Grund der 4. NotVO. des RPräſ. v. 8. Dez. 1931 er⸗ 
gangenen zum Geſetz über Mieterſchutz und Mieteinigungs⸗ 
ämter und über Lockerung der Wohnungszwangswirtſchaft 
(GBl. 19), ferner die ebenfalls auf VO. des RPräſ. be⸗ 
ruhende Sparkaſſen⸗ und Girokaſſen VO. v. 12. Mai 1932 
(GBl. 53) und endlich die VO. über den Zuſchlag zu den 
Notariatsgebühren v. 18. Nov. 1932 (GBl. 238), die ſich 
auf die VO. des RPräſ. zur Sicherung der Haushalte von 
Ländern und Gemeinden v. 24. Aug. 1931 gründet. Der 
Zuſchlag zu den Gebühren der Notare beträgt 15% und wird 
zugunſten der Staatskaſſe erhoben. Einzelheiten regelt die 
VO. des JuſtMin. v. 19. Nov. 1932 (JM Bl. 99). Die Er⸗ 
hebung jenes Zuſchlags erfolgt deshalb, weil bereits durch 
die VO. des ſächſ. Geſamtminiſteriums v. 21. Sept. 1931 an⸗ 
geordnet worden war, daß zu allen Gebühren, die nach dem 
ſächſ. Geſetz über die Gerichtskoſten anzuſetzen ſind, ein Zu⸗ 
ſchlag von 15% — vorläufig bis zum 31. März 1933 — 
zu erheben iſt, und weil die ſächſ. Koſtenordnung für Rechts⸗ 
anwälte und Notare die Gebühren der letzteren für Geſchäfte, 
die auch zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte gehören, im all⸗ 
N ebenſo bemißt, wie das Geſetz über die Gerichts⸗ 
oſten. 


Aus dem Inhalte des Sächſ. Juſtizminiſterial⸗ 
blattes 1932 ſeien noch hervorgehoben: Der Bericht über 
die Ergebniſſe der zweiten juriſtiſchen Staatsprüfung in den 
Jahren 1930 und 1931 (S. 69); die Überſicht über die Zahl 
der Studierenden der Rechte, welche die erſte juriſtiſche 
Staatsprüfung in Leipzig beſtanden haben, ſowie über die 
Zahl der Referendare, Gerichtsaſſeſſoren und höheren Juſtiz⸗ 
beamten im ſächſ. Juſtizdienſt und der bei den ſächſ. Ge⸗ 
richten zugelaſſenen Rechtsanwälte i. d. J. 1908 bis 1931 
(S. 78); die ſehr umfängliche VO. über den Rechtshilfe⸗ 
verkehr mit dem Ausland in bürgerlichen Rechtsangelegen⸗ 
heiten v. 30. April 1932 (S. 17); die VO. über die Voll⸗ 
ſtreckung von Koſtenforderungen ſächſiſcher und thüringiſcher 
Notare im Gebiete des anderen Landes v. 21. Mai 1932 
(S. 75); die VO. v. 27. Juni 1932 über Anderungen auf 
dem Gebiete der Strafrechtspflege (S. 81); die VO. vom 
10. Sept. 1932 über die gemeinſamen Gerichte in Strafſachen 
(S. 89); die VO. v. 19. Juli 1932 über die Rechtsmittel⸗ 
belehrung in Strafſachen (S. 84) mit Erg. v. 10. Sept. 
1932 (S. 90); die VO. v. 15. Okt. 1932 betr. das landwirt⸗ 
ſchaftliche Vermittelungsverfahren (S. 93); die VO. vom 
18. Okt. 1932 betr. Beſuche ausländiſcher diplomatiſcher oder 
konſulariſcher Vertreter bei ihren in deutſcher Haft befind⸗ 
lichen Landsleuten (S. 94). 

Daß alle Maßnahmen der Juſtizverwaltung im Notjahre 
1932 unter dem Geſichtspunkte der größten Sparſam⸗ 
keit getroffen wurden, verſteht ſich von ſelbſt. Eine wei⸗ 
tere Einſparung auf dem Gebiete der ſachlichen Ausgaben iſt 
kaum denkbar. Namentlich gilt dies von den Mitteln für die 
Büchereien der Juſtizbehörden. Das Halten von juriſtiſchen 
Zeitſchriften ſowie von Entſcheidungsſammlungen und die 
Anſchaffung von Erläuterungsbüchern darf ein gewiſſes 
Mindeſtmaß in einer Zeit nicht unterſchreiten, zu der Richter 
und Staatsanwälte nicht mehr in der Lage ſind, ſich eine 
eigene juriſtiſche Bibliothek zu halten. Die perſönlichen Aus⸗ 
gaben ſind zunächſt dadurch etwas abgemindert worden, daß 
die Wiederbeſetzung gewiſſer Planſtellen beim Ausſcheiden der 
bisherigen Inhaber unterblieben und eine Anzahl Angeſtellter 
entlaſſen worden iſt. Im Haushaltsplan für 1932 ſind ferner 
83 Stellen für planmäßige Beamte in Wegfall gekommen, 
darunter 1 Senatspräſident beim Oberlandesgericht (haupt⸗ 
amtlicher Vorſitzender der Auflöſungsbehörde für Familien⸗ 
anwartſchaften), 1 Oberlandesgerichtsrat und 2 Richter bei 
den Amtsgerichten (dieſe infolge der Aufhebung von 6 Amts⸗ 
gerichten i. J. 1931). Eine weitere Kürzung der Gehälter iſt 
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den ſächſiſchen Staatsbeamten zwar erſpart geblieben, indeſſen 
iſt die Regierung infolge der ſchwierigen Lage der Staats⸗ 
finanzen ſchon ſeit längerer Zeit ſehr gegen ihren Willen 
genötigt geweſen, die Gehälter, die ſonſt monatlich im vor⸗ 
aus gezahlt wurden, in drei Raten auszahlen zu laſſen. Im 
Dezember 1932 konnten die Beamten das erſte Monatsdrittel 
erſt am 10. des Monats erhalten. Weitere drei Sechſtel ſind 
am 21. gezahlt worden und das letzte Sechſtel folgt am 
31. Dezember. Die Beamtenſchaft hat bisher für dieſe Ver⸗ 
hältniſſe das erforderliche Verſtändnis gezeigt, obwohl nament⸗ 
lich die unteren Beamten durch die verzögerten Teilzahlungen 
wirtſchaftlich außerordentlich beengt werden. Es iſt dringend 
zu wünſchen, daß dieſem Zuſtande der Unſicherheit je eher je 
beſſer ein Ende bereitet werde, da er die Gefahr einer Ver⸗ 
ſchuldung der Beamten in ſich birgt. 
Die von mir ſchon im Vorjahre erwähnten Nöte des 
juriſtiſchen Nachwuchſes haben ſich, wie nicht anders 
zu erwarten war, im Laufe des Jahres 1932 vermehrt. Über 
die Mittel und Wege, durch die Abhilfe geſchaffen werden 
könnte, iſt viel geſchrieben und verhandelt worden. Ein 
näheres Eingehen darauf würde zu weit führen, zumal da 
gerade bei den jungen Juriſten noch ſchwerer zu helfen iſt 
als bei anderen Akademikern. Immerhin ſoll nicht unerwähnt 
bleiben, daß der Landesverband der höheren Beamten Sach⸗ 
ſens, dem der Verein ſächſiſcher Richter und Staatsanwälte 
e. V. als korporatives Mitglied angehört, am 22. Okt. 1932 
beſchloſſen hat, vom 1. Jan. 1933 an von allen ſeinen Mit⸗ 
gliedern (auch denen der ihm korporativ angeſchloſſenen Ver⸗ 
bände) ein Standesnotopfer von monatlich 13M zunächſt 
auf die Dauer eines Jahres zugunſten des akademiſchen Nach⸗ 
wuchſes Sachſens zu erheben. Das Notopfer ſoll zur Be⸗ 
ſchäftigung junger Akademiker gegen ein mäßiges Entgelt ver⸗ 
wendet werden und wird monatlich rund 8000 RM, in einem 
Jahre alſo etwa 96 000 AM erbringen. Zwar ſind das keine 
erheblichen Beträge, aber es iſt doch wenigſtens ein tat⸗ 
kräftiger Anfang, der auf das Wärmſte zu begrüßen iſt und 
hoffentlich auch anderwärts dazu anſpornt, aus dem Stadium 
er Erwägungen in das entſchloſſenen Handelns überzugehen. 
Möchte es im neuen Jahre nicht nur bei dieſer Hoffnung 
verbleiben, ſondern möchten auch ſonſt die Anſätze zu einer 
Beſſerung ſich kräftig weiterentwickeln! 


Baden. 


Von Miniſterialdirektor im Badiſchen Juſtizminiſterium 
Dr. F. Schmidt, Karlsruhe. 


Wie das Jahr 1931 ſtand auch das Jahr 1932 unter 
dem Zeichen des Sparzw angs. Die Sparmaßnahmen, die 
der badiſche Landtag auf Grund des ihm vom Staatsmini⸗ 
terium vorgelegten Gutachtens der Sparkommiſſion für die 
badiſche Staatsverwaltung beſchloſſen hatte, wirkten ſich zum 
erſten Male im Staatshaushaltsplan für die Rechnungsjahre 
1932 und 1933 — der badiſche Staatshaushaltsplan wird 
jeweils für zwei Jahre aufgeſtellt — aus. Im Geſchäfts⸗ 
bereich des Juſtizminiſteriums betrafen die Sparmaßnahmen 
vor allem das Gebiet des Perſonalaufwands. Vergleicht man 
den letzten vor dem Kriege aufgeſtellten Staatshaushaltsplan 
für 1914/15 mit dem neueſten Staatshaushaltsplan für 
1932/3, ſo ergibt ſich über den Beſtand an planmäßigen 
und außerplanmäßigen Beamten ſowie an Angeſtellten — 
ohne die Stellen für Geiſtliche, Arzte und Lehrer in den 
Straf⸗ und Fürſorgeerziehungsanſtalten — folgendes Bild: 
S — — — 


Stellen für 


Haushalts- 111 wen Baal 
ei f Gerichts⸗Kandkel⸗ eamte 5 
zeitraum nebtt 2 5 90 1. beamte bet Straf- 8 5 au 
dete Be⸗ i unb=ane| u. Fürſorge⸗ men 
Dienſtes zieher 9 wacht⸗ 
amte (gebob. geftellte| erziehungs⸗ fete 
u. einf.) anſtalten dient 


1914/15 160 482 | 343 72 | 2446 
1932/33 164 868 382 77 2868 
Unterſchied HA 4386 ＋39— 5 4422 

6,2% 2,8% 2,5% 80,1% 11,4% 6,9% 17,3% 


Gegenüber der Vorkriegszeit hat ſich alſo der Geſamt⸗ 
perſonalſtand um 422 Köpfe = 17,3% vermehrt. Dieſe 
Perſonalvermehrung bleibt aber ſchon rein zahlenmäßig weit 
hinter dem Geſchäftszuwachs zurück, der bei den Juſtiz⸗ 
behörden in der Nachkriegszeit eingetreten iſt. Noch geringer 
fällt ſie ins Gewicht, wenn man die neuen Aufgaben berück⸗ 
ſichtigt, welche die Juſtizverwaltung in der Nachkriegszeit 
übernommen hat; um nur die wichtigſten zu nennen, ſei 
darauf hingewieſen, daß auf 1. April 1919 der Vollzug der 
Fürſorgeerziehung aus dem Geſchäftsbereich des Miniſte⸗ 
riums des Innern in denjenigen der Juſtizverwaltung, auf 
1. Januar 1923 die Erhebung der Juſtizgefälle und die 
Zahlung der Ausgaben in Verfahrensſachen von den Finanz⸗ 
ämtern auf Juſtizkaſſen und auf 1. Juli 1927 die Bear⸗ 
beitung der arbeitsgerichtlichen Streitigkeiten von den Ge⸗ 
werbe⸗ und Kaufmannsgerichten der Gemeinden auf ſtaat⸗ 
liche Arbeitsgerichte übergingen, ſowie daß auf 1. April 1932 
die bisherigen Gemeindegrundbuchämter verſtaatlicht wurden. 

Wenn trotz der ſtarken Steigerung des Geſchäftsanfalls 
und des Zugangs neuer Aufgaben die Geſamtzahl der Stellen 
für Beamte mit juriſtiſcher Vorbildung um 35 zurückgegangen 
iſt und ſich die Vermehrung der Stellen für Beamte des 
mittleren Dienſtes um 23 und des Gerichtsvollzieherdienſtes 
um 4 in mäßigen Grenzen hielt, ſo war dies nur mög⸗ 
lich, weil die Juſtizverwalkung den Grundſatz, alle nicht not⸗ 
wendig von höher bezahlten Kräften zu leiſtenden Arbeiten 
von minderbezahlten Kräften beſorgen zu laſſen, weitgehend 
durchgeführt hat. Nur ſo iſt es auch zu erklären, daß die 
Perſonalverſtärkung in der Hauptſache auf die Kanzleikräfte 
beſchränkt blieb, die ſich von 482 Köpfen im Haushaltsplan 
1914/15 auf insgeſamt 868 Köpfe an Beamten und Ange⸗ 
ſtellten im Haushaltsplan 1932/33 vermehrt haben. Von ihnen 
ſind allein 125 bei den Gerichtsvollziehern beſchäftigt, deren 
Geſchäftsanfall beſonders ſtark war. 

Weitere Erſparniſſe wurden dadurch erzielt, daß Stellen 
des gehobenen mittleren Dienſtes in ſolche des einfachen mitt⸗ 
leren Dienſtes umgewandelt wurden. Während im Haus⸗ 
haltsplan 1914/15 von der Geſamtzahl der Stellen des mitt⸗ 
leren Dienſtes nicht ganz ein Zehntel auf die Stellen des 
einfachen mittleren Dienſtes entfiel, iſt dieſer Anteil im 
Haushaltsplan 1932/33 auf mehr als ein Viertel gewachſen. 
Außerdem hat der Landtag im neuen Haushaltsplan feſtgelegt, 
daß von den vorhandenen Stellen des gehobenen mittleren 
Dienſtes noch etwa 90 weitere Stellen allmählich in Stellen 
des einfachen mittleren Dienſtes umgewandelt werden müſſen. 

Als Sparmaßnahme hat ſich in der Juſtizverwaltung 
auch beſonders ſtark die für alle Staatsverwaltungen er⸗ 
laſſene Vorſchrift des § 47 BadBefold®. v. 24. Febr. 1928 
ausgewirkt, wonach v. 1. April 1928 ab auf fünf Jahre von 
drei freiwerdenden Planſtellen einer Laufbahn jeweils die 
dritte überhaupt nicht mehr oder wenigſtens nicht mehr plan⸗ 
mäßig beſetzt werden darf. Auf Grund dieſer Vorſchrift ſind 
bisher 34 Planſtellen, darunter 10 für juriſtiſch vorgebildete 
Beamte und 7 für Beamte des mittleren Dienſtes, ganz ein⸗ 
geſpart und 64 Planſtellen, darunter 21 für juriſtiſch vor⸗ 
gebildete Beamte und 19 für Beamte des mittleren Dienſtes, 
in Stellen für außerplanmäßige Beamte und Angeſtellte um⸗ 
gewandelt worden. 

Die Vermehrung des Aufſichtsperſonals der Straf⸗ und 
Fürſorgeerziehungsanſtalten um 39 Köpfe iſt einerſeits auf 
den Ausbau der Fürſorgeerziehungsanſtalten und die Ver⸗ 
kürzung der Dienſtzeit, andererſeits auf die Verlängerung des 
Urlaubs und der Freizeiten zurückzuführen; ſie wäre noch 
größer, wenn nicht 28 Bezirksgefängniſſe ſtillgelegt worden 
wären. 

Die Vermehrung des Juſtizwachtmeiſterperſonals um 
5 Köpfe iſt nur geringfügig, ſie hängt mit der Errichtung 
weiterer Richterabteilungen bei den großen Gerichten zu⸗ 
ſammen. 

Die Sparmaßnahmen konnten zum großen Teil nur 
durchgeführt werden, weil auch bei dem Aufbau der Be⸗ 
hörden geſpart wurde. Von der Aufhebung ſchwach beſchäf⸗ 
tigter einſtelliger AG. wurde zwar wegen der geringen Er⸗ 
ſparniſſe, die von dieſer Maßnahme zu erwarten ſind, und 
der ſtarken Widerſtände, die ſich gegen ſie insbeſ. in der 
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ländlichen Bevölkerung geltend machten, abgeſehen; es wurde 
aber bei ſechs AG. wenigſtens die Mitverſehung ihres richter⸗ 
lichen Dienſtes durch Richter benachbarter Gerichte angeord⸗ 
net. Die auf dieſe Weiſe freigewordenen Richterſtellen und 
eine bei einem zweiſtelligen AG. eingezogene Richterſtelle 
wurden nicht eingeſpart, ſondern an die großen AG. über⸗ 
tragen, um dort ſchon länger beſtehende, dauernd notwendige 
Hilfsrichterſtellen in planmäßige Richterſtellen umzuwandeln. 
Dadurch iſt es möglich geworden, alle Richterſtellen bis auf 
eine beim AG. Mannheim, die noch von einem GerAſſ. ver⸗ 
ſehen wird, wieder mit planmäßigen Richtern zu beſetzen. Von 
den 75 Notariaten konnten zwei Außennotariate — das ſind 
Notariate, die ſich nicht an einem AGsitz befinden — auf⸗ 
gehoben werden. Ein weiteres Außennotariat, das beſonders 
ſchlechte Verkehrsverbindung zum AGsitz hat, wird in ähn⸗ 
licher Weiſe wie die vorgenannten AG. durch den Notar 
eines benachbarten Notariats mitbeſorgt. Darüber, wie ſich 
dieſe Mitbeſorgung des AG.⸗ und Notariatsdienſtes bewährt, 
fehlt es noch an genügenden Erfahrungen. 


Die Sparmaßnahmen auf dem Gebiet des Perſonal⸗ 
und Sachaufwands ſind damit nicht abgeſchloſſen. Bei dem 
andauernden Rückgang von Staatseinnahmen — die Ein⸗ 
nahmen an Juſtizgefällen, insbeſ. an Notariats⸗ und Grund⸗ 
buchkoſten, ſind ſchon in der erſten Hälfte des laufenden 
Rechnungsjahres um rund 800 000 AM hinter dem für 
dieſen Zeitraum im Haushaltsplan eingeſetzten Betrag von 
5940000 RM zurückgeblieben — müſſen fie auch im neuen 
Jahr fortgeſetzt werden. 


Auf dem Gebiet der bürgerlichen Rechtspflege 
hat die dritte badiſche HaushaltsNotVO. v. 25. Aug. 1932 
die Beſtimmung des § 1154 Abſ. 4 des Ausf®. zu den 
Reichsjuſtizgeſetzen wieder aufgehoben, wonach Klagen in 
eigenen Sachen der Gemeinden von der Zuſtändigkeit der 
Gemeindegerichte ausgeſchloſſen ſind. Wegen Streichung dieſer 
Beſtimmung, die erſt ein Geſetz v. 30. April 1931 auf 
Grund eines im Landtag eingebrachten Autrags eingeführt 
hatte, waren die Gemeinden im Intereſſe der Erleichterung 
ihrer Haushalte vorſtellig geworden, da ſie für die Durch⸗ 
ſetzung ihrer privatrechtlichen Anſprüche gegen Gemeinde⸗ 
angehörige das raſche und billige gemeindegerichtliche Ver⸗ 
fahren nicht miſſen wollten. In den Gemeinden, in denen 
nach § 115 Abſ. 2 AGRIG. ein Gemeindebeamter zum 
Gemeinderichter beſtellt iſt, iſt es auch unbedenklich, dieſen 
Gemeinderichter wieder wie früher über Streitigkeiten der 
eigenen Gemeinde entſcheiden zu laſſen. Um in den anderen 
Gemeinden, in denen der Bürgermeiſter das Amt des 
Gemeinderichters verſieht, Konflikte von vornherein auszu⸗ 
ſchließen, die ſich für ihn als Gemeinderichter bei der Er⸗ 
ledigung von Rechtsſtreitigkeiten ſeiner eigenen Gemeinde er⸗ 
geben können, wurde in die Dienſtweiſung für die Gemeinde⸗ 
gerichte wieder die frühere — auf den Zeitpunkt des Inkraft⸗ 
tretens des Anderungsgeſetzes v. 30. April 1931 geſtrichene — 
Beſtimmung aufgenommen, wonach bei Streitigkeiten der Ge⸗ 
meinde der Gemeinderichter oder ſein Stellvertreter ſein Amt 
nicht ausüben darf, wenn er zur Vertretung der Gemeinde 
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berufen iſt. Damit iſt der frühere Rechtszuſtand wiederher⸗ 
geſtellt. 

Die Bereinigung der dritten Abteilung des Grundbuchs 
auf Grund des GBBerein®. iſt nunmehr reſtlos durchgeführt. 
Dagegen iſt die von der Juſtizverwaltung angeordnete plan⸗ 
mäßige Bereinigung der zweiten Abteilung des Grundbuchs 
von gegenſtandsloſen Rechten auf Grund des AusfG. zu 8 22 
GBBereinG. noch im Gang. Bedauerlicherweiſe haben die 
Vorſchriften der 4. NotVO. v. 8. Dez. 1931 über Zins⸗ 
ſenkung, der VO. über die Zinserleichterung für den land⸗ 
wirtſchaftlichen Realkredit v. 27. Sept. 1932 und der VO. 
über die Fälligkeit der Hypotheken und Grundſchulden vom 
11. Nov. 1932 von neuem eine weitgehende Unrichtigkeit des 
Grundbuchs herbeigeführt, da die auf dieſen VO. beruhenden 
Veränderungen der Zinsſätze und der Fälligkeitsbedingungen 
zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung bedürfen. Die 
Berichtigung erfolgt nur auf Antrag. Nach den gemachten 
Wahrnehmungen iſt bis jetzt nur in ſeltenen Fällen ein An⸗ 
trag auf Berichtigung geſtellt worden. 

Auf Grund des Artikels 37 der HaushaltsNotVO. vom 
9. Okt. 1931, wonach das JuſtMin. die Grundbuchführung 
für eine Gemeinde, die nach der letzten Volkszählung weniger 
als 500 Einwohner hat, dem GBA. einer anderen Gemeinde 
übertragen kann, wurde geprüft, bei welchen Gemeinden eine 
Aufhebung des GBA. in Frage kommt. Den betreffenden 
Gemeinden wurde von dem Ergebnis der Prüfung Kenntnis 
gegeben. Wie nach den bisherigen Erfahrungen zu erwarten 
war, haben ſämtliche in Betracht kommenden Gemeinden 
gegen die Wegnahme des GBA. heftigen Widerſpruch erhoben. 
Infolge dieſes Widerſtands muß die Aufhebung der kleinen 
SGB, wie ſie ſeinerzeit von der Sparkommiſſion vorgeſchla⸗ 
gen wurde, als geſcheitert betrachtet werden. 

Im vergangenen Jahr wurde endlich auch die ſtückweiſe 
Vermeſſung des Landes auf Grund des VermeſſungsG. vom 
Jahre 1852 zu Ende geführt. Solange die Vermeſſung nicht 
durchgeführt war, konnte auch das Lagerbuch, das als amt⸗ 
liches Verzeichnis i. S. des § 2 GBD. gilt, nicht aufgeſtellt 
und daher auch das Grundbuch nicht als angelegt erklärt 
werden. Es iſt nunmehr zu erwarten, daß das neue Grund⸗ 
buchrecht in den drei noch rückſtändigen Gemeinden im 
Jahre 1933 eingeführt werden kann. 

Infolge der Beendigung der Vermeſſung wurde ein 
neues VermeſſungsG. erlaſſen. Das gab Anlaß, auch die 
Grundbuch Ausf., die in ihrer alten Faſſung im erſten 
Abſchnitt das Lagerbuch behandelte, neu zu faſſen. Auch die 
GrundbuchvollzugsVO. wurde neu gefaßt, um fie mit der 
beſtehenden Rechtslage in Übereinſtimmung zu bringen. Dabei 
wurden die Beſtimmungen über die Umſchreibung unüberſicht⸗ 
licher Grundbücher im weſentlichen den in Preußen beſtehen⸗ 
den Beſtimmungen angepaßt. 

Über die Zahl und die Erledigung der Anträge auf 
Gewährung von Zahlungsfriſten nach 86 des Geſetzes über 
die Fälligkeit und Verzinſung der Aufwertungshypotheken 
v. 18. Juli 1930 gibt für die Zeit v. 1. Okt. 1930 bis 
30. Sept. 1932 nachſtehende Überſicht Aufſchluß. 


Von den Anträgen Spalte 1 ſind 
bei dem Am sgericht endgültig 


Die bewilligten Zahlungsfriſten enden im Laufe des Jahres 
1932 1933 1934 
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Wenn am Anfang des Jahres 1932 der Strafrechts 
reform eine recht fragwürdige Prognoſe geſtellt und den 
Landesjuſtizverwaltungen empfohlen worden ift, ſich auf die 
Fortgeltung des R StGB. einzuſtellen, ſo kann man am Ende 
des Jahres — wenn man will, mit Befriedigung — feſt⸗ 
ſtellen, daß die Prognoſe noch zu günſtig geweſen ift. Die 
Landesjuſtizverwaltungen können heute ihre Vorarbeiten für 
das Allgemeine Deutſche Strafgeſetzbuch beruhen laſſen, ohne 
Überraſchungen befürchten zu müſſen. Ganz abgeſehen davon, 
daß der Reichstag wohl für abſehbare Zeit mit zum min⸗ 
deſten von den maßgebenden Stellen und wohl auch von 
ihm ſelbſt für vordeinglicher gehaltenen Arbeiten vollauf be- 
ſchäftigt iſt, ſcheint ſich — das hat die Tagung der IRL. 
deutlich gezeigt — in Fachkreiſen von Gewicht im Gefolge 
der politiſchen Umſchichtungen ein Geſinnungswandel anzu⸗ 
ahnen, der, wenn er anhält und ſich durchſetzt, die grund⸗ 
ſätzliche Einſtellung der Reform in Frage ſtellen und zu 
einem Umbau des Entwurfs in ganz weſentlichen Teilen 
nötigen dürfte. 

Die badiſche Strafrechtspflege hat im Jahre 
1932 mengenmäßig eine Erleichterung ihrer Arbeitslaſt be⸗ 
ſtimmt nicht erfahren. Erheblich zugenommen haben, zum 
mindeſten im erſten Halbjahr, die politiſchen Strafſachen. 
Eine gewiſſe Entlaſtung brachte zwar der im Endeffekt auf 
eine Amneſtie hinauslaufende und deshalb dem Anſehen des 
Geſetzes und der Rechtspflege nicht gerade förderliche 8 22 
der BO. v. 14. Juni 1932 gegen politiſche Ausſchreitungen. 
Indeſſen erſt ſeit Inkrafttreten der VO. des RPräſ. gegen 
den politiſchen Terror v. 9. Aug. 1932 iſt ein Rückgang 
wenigſtens der allerſchlimmſten Ausſchreitungen, der poli⸗ 
tiſchen Gewalttätigkeiten unzweifelhaft zu beobachten; die VO. 
at alſo in Baden die generalprävenierende Wirkung aus⸗ 
geübt, die man erwartete. Verurteilungen auf Grund der VO. 
ſind nur einige wenige notwendig geworden, und dabei hat 
es ſich durchweg um Fälle gehandelt, bei denen die erkannten 
Zuchthausſtrafen nachträglich im Gnadenweg eine erhebliche 
Milderung erfahren konnten. — Eine weitere Zunahme weiſen 
wohl die politiſchen Beleidigungen auf; an eine Aufhebung 
oder Lockerung der verſchärften Strafdrohungen der VO. des 
RPräſ. v. 8. Dez. 1931, von denen in einer großen Anzahl 
teilweiſe recht ſchwerer Fälle Gebrauch gemacht werden mußte, 
iſt demnach vorerſt und ſo lange nicht zu denken, als nicht 
eine erhebliche Beruhigung des politiſchen Lebens eingetreten 
iſt. Die gleiche unerfreuliche Entwicklung haben die Straf⸗ 
verfahren wegen Ausſchreitungen gegen Vollſtreckungsorgane, 
insbeſ. gegen Gerichtsvollzieher, genommen; ein Gerichtsvoll⸗ 
zieher wurde in Ausübung ſeines Amtes von dem Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner erſchoſſen. — Die Zahl der Gewalttaten 
und Kapitalverbrechen nicht politiſchen Urſprungs iſt kaum 
kleiner als im Jahr 1931. Während in dieſem Jahr Todes⸗ 
urteile nicht gefällt wurden, weiſt das Jahr 1932 drei 
Todesurteile auf. An einem Verurteilten wurde, erſtmals 
wieder ſeit 1924, die Todesſtrafe vollzogen; der Fall lag 
auf Täter⸗ und Tatſeite ſo ſchwer, daß in der Preſſe auch 
te Gegner der Todesſtrafe kaum Einwendungen erhoben. — 
Das von mir im Vorjahre erwähnte Verfahren gegen mehrere 
Arzte wegen Körperverletzung, begangen durch Steriliſationen, 
hat inzwiſchen die erſte Inſtanz paſſiert, die Arzte wurden 
u. a. wegen Körperverletzung nach § 2234 RStGB. ver- 
urteilt, gegen das Urteil iſt von beiden Seiten Reviſion ein⸗ 
gelegt worden; jetzt hat das RG. das Wort. 

. Die ſehr erheblichen Anderungen der Verfaſſung und des 
Verfahrens der Strafgericht, die die VO. des RPräſ. vom 
14. Juni 1932 brachte, lebten ſich in Baden reibungslos ein. 

3 it anzuerkennen, daß es ſich bei den Neuerungen dieſer 

— im Gegenſatz zu dem zaghaften Vorgehen der VO. 
b. 6. Okt. 1931 — um Maßnahmen handelt, mit denen die 
erſtrebten Einſparungen zu erzielen ſind. Und wenn man 
auch bei manchen Einzelheiten wünſchen möchte, daß ſie bald 
wieder entbehrlich würden — ich nenne hier vor allem die 

uſchränkung des Umfangs der Beweisaufnahme —, fo find 
andere doch unbedingt als Verbeſſerungen anzuſprechen, deren 
Geibehaltung zu erhoffen iſt; hierzu zählt man bei uns zu 
ande die Beftimmungen, durch die einige „Exzeſſe“ der ſog. 
mminger VO. v. 4. Jan. 1924 wieder beſeitigt worden find, 
wie die radikale Abſchaffung der erſtinſtanzlichen Zuſtändig⸗ 


keit der Strafkammer und die faſt uferloſe Erweiterung des 
Rechtsmittelzugs. Die Streitfragen, die beim Übergang zu 
den neuen Beſtimmungen auftauchten, insbeſ. die Frage des 
Fortbeſtehens des erweiterten Shöff®. und der Anfechtbarkeit 
der nach dem 1. Juli 1932 ergangenen Berufungsurteile, 
wenn das Erſtinſtanzurteil vor dieſem Zeitpunkt ergangen iſt, 
wurden vom badiſchen OLG. im Sinne der Stellungnahme 
des RG. entſchieden; damit blieb die Einheitlichkeit der Recht⸗ 
ſprechung wenigſtens für Baden gewahrt. — Dem erweiterten 
Schöffc c. weinten zum mindeſten die Amtsrichter, die als 
zweite Richter mitzuwirken hatten, keine Träne nach; es liegt 
nun einmal dem geborenen Einzelrichter nicht, mit einem 
Kollegen zuſammen zu judizieren; über dieſen Kreis hinaus 
empfand man die Beſetzung des erweiterten Schöffe. mit nur 
zwei richterlichen Mitgliedern in Anbetracht der großen Zu⸗ 
ſtändigkeit auch als unzureichend. — Die VO. v. 14. Juni 
1932 gab der badiſchen Juſtizverwaltung auch den Anlaß, 
erſtmals von der Möglichkeit der Errichtung auswärtiger 
Strafkammern bei einem AG. Gebrauch zu machen. Im Jahre 
1913 wurde durch Geſetz die Errichtung eines LG. in Pforz⸗ 
heim beſchloſſen; zur Ausführung iſt das Geſetz indeſſen nicht 
gekommen. Derſelbe Effekt wird nunmehr, wenigſtens für 
einen erheblichen Teil der Strafſachen, durch Errichtung einer 
erſtinſtanzlichen großen und einer kleinen Strafkammer beim 
AG. Pforzheim erreicht. 


Den beſprochenen Auswirkungen der Reichsgeſetzgebung 
auf die badiſche Strafrechtspflege ſind naturgemäß an Aus⸗ 
dehnung und Nachhaltigkeit die der badiſchen Landes⸗ 
geſetzgebung nicht vergleichbar. Immerhin brachte die auf 
Grund der ſog. Dietramszeller Not VO. erlaſſene 3. Haus⸗ 
haltsNotVO. v. 25. Aug. 1932 neben Verfaſſungsänderungen 
zur Einſchränkung der Anwendungsfälle der Volksabſtimmung 
und neben begrüßenswerten Erſparnismaßnahmen auf dem 
Gebiete des Inſtanzenzugs in Verwaltungs⸗ und Verwal⸗ 
tungsrechtspflegeſachen und bei der Beſetzung des VGH. auch 
eine bemerkenswerte Anderung des Ausführungsgeſetzes zu den 
Reichsjuſtizgeſetzen. Mit einem Federſtrich wurde einer Ein⸗ 
richtung der Garaus gemacht, die man vor rund 100 Jahren 
als eine der wichtigſten freiheitlichen Forderungen geprieſen 
hat. Die Beſtimmung, wonach für Preſſeſachen, von gewiſſen 
Ausnahmen abgeſehen, die Schw. zuſtändig ſein ſollen, iſt 
gefallen. Im Jahre 1831 erſtmals beſchloß die badiſche 
II. Kammer der Landſtände, daß über Preſſevergehen die Ge⸗ 
ſchworenen entſcheiden ſollten; ein Geſetz kam aber nicht zu⸗ 
ſtande, weil die I. Kammer widerſtrebte. Zum Geſetz erhoben. 
wurde der Grundſatz erſt 1849 unter den Stürmen der Re⸗ 
volution; allein dieſes Geſetz trat ebenſowenig jemals in 
Kraft, wie die entſprechenden Beſtimmungen der Verf. von 
1849. Statt deſſen erging 1851 ein Geſetz, durch das gewiſſe 
ſchwere Tatbeſtände (u. a. die Preſſevergehen, wegen deren 
der Staatsanwalt Gefängnisſtrafe von mehr als ſechs Mo⸗ 
naten beantragte) den SchwG. zugewieſen wurden. Mit der 
Einführung des Bundesbeſchluſſes v. 6. Juli 1854 in Baden 
im Jahre 1857 verſchwand dieſe Privilegierung wieder, frei⸗ 
lich nur für einige Jahre. 1864 wurde das Geſetz von 1851 
wiederhergeſtellt, 1869 auf alle Preſſevergehen, die mit öffent⸗ 
licher Klage verfolgt wurden, ausgedehnt. 1871 wurden von 
der Zuſtändigkeit der Schwe. u. a. die Vergehen nach 8 184 
RStGB. wegen ihres unpolitiſchen Charakters ausgenommen. 
Die Einführung der Reichsjuſtizgeſetze gab keinen Anlaß zu 
einer Anderung dieſes Rechtszuſtandes, da 8 6 EGGVG. die 
Möglichkeit der Aufrechterhaltung der Sonderregelung bot. 
Weitere Einſchränkungen der Zuſtändigkeit der Schw. brach⸗ 
zen erſt wieder Geſetze von 1928 und 1931. Folgerichtiger 
wäre es geweſen, bereits 1924 die badiſche Sonderregelung 
fallen zu laſſen; denn das Zuſtändigkeitsprivileg der Preſſe 
hat nur Sinn, ſolange die Entſcheidung, zum mindeſten der 
Schuldfrage, allein bei den Geſchworenen liegt, alſo dem 
rechtsgelehrten Richter völlig entzogen iſt; das hatte die 
badiſche II. Kammer im Jahre 1831 auch beſchloſſen. Mit 
dem Augenblick, in dem die Trennung von Richter⸗ und Ge⸗ 
ſchworenenbank fiel, verlor das Privileg feine innere Be⸗ 
gründung, und es war deshalb nicht nur eine Sparmaß⸗ 
nahme, ſondern der wirkliche Schlußſtrich unter eine ge⸗ 
ſchichtliche Entwicklung, als der badiſche Notgeſetzgeber vor 
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einigen Monaten die Sonderregelung überhaupt beſeitigte; 
er iſt damit dem Reichsgeſetzgeber zuvorgekommen, der aus 
den gleichen Gründen die Streichung des 8 6 EGGVG. im 
Entwurf eines Einf. zum Allgemeinen Deutſchen Straf⸗ 
geſetzbuch (Art. 69) bereits vorgeſehen hat. 

Auf dem Gebiete des Gefängnisweſens haben die 
praktiſchen Erfahrungen, die mit der Durchführung der von 
den Ländern im Jahre 1923 vereinbarten Grundſätze für den 
Vollzug von Freiheitsſtrafen gemacht wurden, eine umfang⸗ 
reiche Anderung der auf dieſen Grundſätzen beruhenden Dienſt⸗ 
und Vollzugs O. für die badiſchen Strafanſtalten notwendig 
gemacht. Der Umſtand, daß die Vorſchriften dieſer Grund⸗ 
ſätze über den Vollzug der Feſtungshaft im Laufe des Jahres 
grundſätzlich geändert wurden, hat den erwünſchten Anlaß 
gegeben, auch eine größere Zahl ſonſtiger Vorſchriften der 
Dienſt⸗ und Vollzugs O., die ſich als änderungsbedürftig er⸗ 
wieſen haben, abzuändern. Soweit möglich, wurden die ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen des Entwurfs eines Strafvollzugs⸗ 
geſetzes zugrunde gelegt. Da infolge der zahlreichen Anderun⸗ 
gen die praktiſche Anwendung der Dienſt⸗ und Vollzugs O. 
nicht unerheblich erſchwert worden iſt, wird in Bälde ein 
Neudruck erfolgen. 

Auch die veraltete Kaſſen⸗ und Rechnungs O. für die 
Strafanſtalten iſt im Anſchluß an die neue Landeskaſſen O. 
durch neue Kaſſenvorſchriften erſetzt worden, die nicht nur 
wie bisher für die Landesſtrafanſtalten, ſondern auch für die 
Bezirksgefängniſſe gelten und auch die ſtaatlichen Fürſorge⸗ 
erziehungsanſtalten in den Kreis der Regelung einbeziehen. 

Die ſeit dem Jahre 1929 zu bemerkende Aufwärts⸗ 
bewegung des Gefangenenſtandes hat angehalten. Der durch⸗ 
ſchnittliche tägliche Gefangenenſtand betrug 


im Rechnungsjahr 1929 2266 
im Rechnungsjahr 1930 2480 
im Rechnungsjahr 1931 2540 


und weiſt im Jahr 1932 eine weitere nicht unerhebliche Stei⸗ 
gerung auf. Da der Gefangenenſtatiſtik das Rechnungsjahr zu⸗ 
grunde gelegt wird, kann die endgültige Zahl für das Jahr 
1932 noch nicht angegeben werden. Der durchſchnittliche Ge⸗ 
fangenenſtand in den erſten elf Monaten des Jahres 1932 
beträgt 2658. 

Wenn ſchon früher auf die großen Verlegenheiten hin⸗ 
gewieſen wurde, die dieſes Anſteigen der Zahl der Gefangenen 
der Juſtizverwaltung im Hinblick darauf bringt, daß gleich⸗ 
zeitig die Beſchäftigungsmöglichkeit geringer wird, ſo haben 
ſich dieſe Verlegenheiten im abgelaufenen Jahr zu einer rich⸗ 
tigen Kalamität ausgewachſen. Die eifrigſten Bemühungen 
der Strafanſtaltsverwaltung um Beſchaffung von Arbeits⸗ 
gelegenheit konnten nur bewirken, daß im großen ganzen die 
Gefangenen der Landesſtrafanſtalten, die längere Strafen zu 
verbüßen haben, regelmäßig beſchäftigt werden konnten. In 
den Bezirksgefängniſſen aber, wo neben Unterſuchungsgefan⸗ 
genen Strafgefangene mit kurzen Freiheitsſtrafen verwahrt 
werden, iſt zum großen Bedauern der Juſtizverwaltung weit⸗ 
gehende Beſchäftigungsloſigkeit eingezogen. Bei der fortſchrei⸗ 
tenden Verſchlechterung der Wirtſchaftslage iſt dieſe Entwick⸗ 
lung wohl verſtändlich. 

Während die Zahl der Strafgefangenen, wie oben be⸗ 
merkt, ſeit dem Jahre 1929 andauernd ſteigt, geht die Zahl 
der Fürſorgezöglinge ſeit dem gleichen Zeitpunkt an⸗ 
dauernd zurück. Ende 1927 hatte ihre Zahl mit 4164 den 
Höchſtſtand erreicht, ſank im Jahre 1928 auf 4106, im Jahre 
1929 auf 3967, im Jahre 1930 auf 3789 und im Jahre 
1931 auf 3563. Die Statiſtik für das Jahr 1932 iſt noch nicht 
abgeſchloſſen. Es ſteht aber jetzt ſchon feſt, daß die Vermin⸗ 
derung auch im laufenden Jahr angehalten hat, und es iſt 
eine ſelbſtverſtändliche Folge der VO. des RPräſ. über 
Jugendwohlfahrt v. 4. und 28. Nov. 1932, daß in den 
nächſten Monaten die Verminderung ganz erhebliche weitere 
Fortſchritte machen wird. Von dem Rückgang ſind beſonders 
betroffen die Fürſorgeerziehungsanſtalten, da die Zurück⸗ 
haltung der Koſtenträger naturgemäß mehr die teurere An⸗ 
ſtaltserziehung trifft als die nur geringere Aufwendungen 
erfordernde Familienerziehung. Die Folge dieſer Bewegung 
war die Schließung von fünf Fürſorgeerziehungsanſtalten 
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und eine ſo ungenügende Belegung einer erheblichen Zahl der 
übrigen vorhandenen Anſtalten, daß mit weiteren Still⸗ 
legungen zu rechnen iſt. Schon im Vorjahre wurde darauf 
hingewieſen, wie bedauerlich dieſe Entwicklung iſt angeſichts 
der Tatſache, daß der Erfolg der Anſtaltserziehung weſent⸗ 
lich größer iſt als derjenige der Familienerziehung. In Er⸗ 
gänzung der im Vorjahre gegebenen Statiſtik können folgende 
Zahlen mitgeteilt werden: 


5 2 Von dieſen Zöglingen haben 
In den letzten fünf Jahren nach ihrer Entlaſſung ſtraf⸗ 
wurden mit Ausſicht auf} bare Handlungen begangen 

Erfolg entlaſſen 


Jahr 


insgeſamt 


1927 
1928 
1929 
1930 
1931 


Während alſo bis zum Jahre 1930 die Zahl der Rückfälle 
prozentual andauernd geſunken iſt, weiſt das Jahr 1931 eine 
geradezu erſchreckende Vermehrung der abſoluten und relativen 
Zahl der Rückfälle auf. Die Urſache dieſer Erſcheinung liegt 
offenſichtlich in der Tatſache, daß die ſteigende Wirtſchafts⸗ 
not es längſt nicht mehr geſtattet, die Fürſorgezöglinge nach 
ihrer Entlaſſung in geordnete Arbeitsverhältniſſe zu bringen. 
Die Arbeitsloſigkeit mit ihren Gefahren wird naturgemäß die 
ihrer Veranlagung nach ungünſtigen äußeren Einflüſſen leicht 
unterliegenden Jugendlichen zu Rückfällen bringen. 

Beſonders beachtlich iſt dabei aber, daß dieſe Steigerung 
der Rückfälle ausſchließlich frühere Familienzög⸗ 
linge betrifft und daß bei früheren Anſtaltszöglingen ſogar 
eine weitere Verminderung der Rückfallszahl feſtzuſtellen iſt. 
Dies ergibt ſich aus folgender Überſicht: 


Von allen rückfällig gewordenen Zöglingen waren 


frühere 
Familienzöglinge 


frühere 
Anſtaltszöglinge 


im Jahre 


1927 39,7 9 60,3 9, 
1928 35,6 & 644 & 
1929 29,8 % 70, 6% 
1930 27,0 0% 73,0 0% 
1931 25,26% 74,74% 


Hieraus iſt deutlich zu erſehen, daß nicht nur der Erfolg der 
Anſtaltserziehung im letzten Jahr in der ſteigenden Kurve 
geblieben iſt, ſondern auch daß die früheren Anſtaltszöglinge 
ſich nach ihrer Entlaſſung weiterhin beſſer hielten als die in 
früheren Jahren und viel beſſer als die aus der Familien⸗ 
erziehung entlaſſenen. Urſache dieſer Erſcheinung iſt einerſeits 
die recht gute Erfolge erzielende Erziehungsarbeit der An⸗ 
ſtalten, andererſeits aber auch die offenſichtlich weit beſſere 
Nachfürſorge, die von den Anſtalten ausgeübt wird. Es muß 
aber in dieſem Zuſammenhang auch einmal ausgeſprochen 
werden, daß von den Vollzugsſtellen aus finanziellen Rück⸗ 
ſichten der billigeren Familienerziehung der Vorzug gegeben 
wird auch in Fällen, in denen ein Erfolg nur durch In⸗ 
anſpruchnahme der zwar teureren, aber allein über die er⸗ 
forderlichen erzieheriſchen Kräfte und Hilfsmittel verfügenden 
Anſtalten erzielt werden kann, und daß bei der Auswahl der 
Pflegefamilien wohl nicht immer mit der erforderlichen Sorg⸗ 
falt vorgegangen wird. Die Juſtizverwaltung wird Anlaß 
nehmen müſſen, die VormGer. und die Jug A. darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß ein ſolches Verfahren nur ſcheinbare, aber nicht 
wirkliche Erſparniſſe erzielt, und ſie wird auch auf eine 
weſentliche Verbeſſerung der Nachfürſorge für entlaſſene 
Familienzöglinge hinzuwirken haben. 

Die ſtaatlichen Fürſorgeerziehungsanſtalten ſind im Laufe 
des Jahres 1932 mit einer DienſtO. ausgeſtattet worden, in 
der alle für einen geordneten Anſtaltsbetrieb erforderlichen 
Dienſtvorſchriften für das Perſonal zuſammengefaßt ſind. Das 
Juſt Min. hat ſich aber von jeder Reglementierung des eigent⸗ 
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lichen Erziehungswerks ferngehalten und den Anſtaltsleitungen 
und ihren Beamten die Möglichkeit gelaſſen, wie bisher unter 
Berückſichtigung der Perſönlichkeit jedes einzelnen Zöglings 
diejenigen Maßnahmen zu ergreifen, die zur Erreichung des 
Zwecks der Fürſorgeerziehung erforderlich erſcheinen. 


Hamburg. 


Von Regierungsdirektor bei der Landesjuſtizverwaltung 
Prof. Dr. Alfred Bertram, Hamburg. 


Wenn Jos l bei der Rückſchau auf das Jahr 1931 
(JW. 1931, 3) feſtſtellen konnte, daß die ordentliche Geſetz⸗ 
gebung des Reiches faſt völlig zum Stillſtande gekommen 
und an ihre Stelle das Notrecht des Art. 48 Verf. ge 
treten wäre, ſo wird ſich für das Jahr 1932 in bezug auf 
die meiſten Länder ein ähnliches behaupten laſſen? neben 
ganz vereinzelten Geſetzen füllen bis zum 1. Dez. 1932 nicht 
weniger als 20 Verordnungen zur Sicherung des hamburgi⸗ 
ſchen Staatshaushalts die Seiten des Geſetzblattes. Von 
Arbeiten der eigentlichen Geſetzgebung auf dem Gebiete der 
Rechtspflege kann daher nicht berichtet werden; nur das in 
Anlehnung an das preußiſche Vorbild geſchaffene Ausf. zu 
3 22 GBBereinG. iſt zu erwähnen, um daran die Bemerkung 
zu ſchließen, daß, wenn auch die Grundbuchbereinigungs⸗ 
arbeiten im gröbſten mit Ablauf dieſes Jahres erledigt ſind, 
doch die Umſchreibung unüberſichtlicher Grundbuchblätter nur 
in ganz beſchränktem Maße hat in Angriff genommen wer⸗ 
en können. Schätzungsweiſe würden von den mehr als 
50 000 Grundbuchblättern des hamburgiſchen Grundbuchamts 
15 000 umzuſchreiben ſein, eine Arbeit, die nur unter Heran⸗ 
ziehung von Hilfskräften und daher heute nicht aufwendbaren 
Koſten zu erledigen wäre. Inwieweit das Hypothekenmora⸗ 
torium die Geſchäftslaſt des Grundbuchamts vermehren wird, 
läßt ſich heute noch nicht abſehen. 

Die Zivilrechtspflege ſteht im Zeichen des mengen⸗ 
mäßigen Schwundes: im Landgericht ſind 1932 die Eingänge 
an Zivilſachen um rund 3000, an Handelsſachen um rund 
2300 zurückgegangen; auch das Amtsgericht weiſt in allen 
Abteilungen einen nicht unerheblichen Rückgang auf. Soweit 
Rechtsſtreite noch anhängig gemacht werden, iſt nach den Be⸗ 
obachtungen der Gerichte vielfach ihre Führung hartnäckiger 
und ihre Entſcheidung ſchwieriger geworden. Die Ausgaben 
an Armenanwaltsgebühren, die für das HanſoLG., LG. und 
AG. Hamburg zuſammen 1931 noch rund 1150000 Au be⸗ 
trugen, werden ſich für 1932 auf rund 890 000 f ſtellen. 

Die finanzielle Auswirkung der NotVD. v. 14. Juni 
1932 über Maßnahmen auf dem Gebiete der Rechtspflege 
und Verwaltung läßt ſich noch nicht überblicken. Die Zu⸗ 
ſtändigkeitsänderungen auf ſtrafprozeſſualem Gebiete ließen 
ſich reibungslos durchführen. Ob die Möglichkeit, eine Haupt⸗ 
erhandlung zehn Tage zu unterbrechen, einen Vorteil für 
die Strafrechtspflege bedeutet, darf ernſtlich bezweifelt wer⸗ 
den. Politiſche Delikte mehren ſich, doch hat ſich in Ham⸗ 
burg erfreulicherweiſe eine Notwendigkeit, Sondergerichte zu 
bilden, nicht herausgeſtellt. 

Die Zahl der Rechtsanwälte iſt von 595 Ende 1931 auf 
628 bei Abfaſſung dieſes Berichts geſtiegen und wird in 
dieſen Wochen aus dem horror numeri clausi noch weiter 
wachſen. 

. Bei den juriſtiſchen Prüfungen iſt dagegen ein kleiner 
Rückgang an Kandidaten zu verzeichnen: 1932 beſtanden bis 
letzt 87 (1931: 98) Prüflinge die erſte, 54 (1931: 67) die 
zweite juriſtiſche Prüfung. Gleichwohl haben ſich die Referen⸗ 
dare im Berichtsjahr um 39 auf 354 vermehrt. 
. . Mit ernſteſter Sorge beobachtet die hamburgiſche Landes⸗ 
juſtizverwaltung ſeit langem für ihren kleinen Bereich die 
ſtändig ungünſtiger werdenden Möglichkeiten der Unterbrin⸗ 
gung des juriftiichen Nachwuchſes. Die Zahl der Anwälte, 
3 noch einen Aſſeſſor entgeltlich beſchäftigen, nähert ſich 
edenklich dem Nullpunkt; ſelbſt große Anwaltsſozietäten be⸗ 
gnügen ſich mit einem Referendar. Die Ausſichten des Juſtiz⸗ 
enſtes verſchlechtern ſich dauernd, wirkt ſich doch hier jede 


Sparmaßnahme als Nichtwiederbeſetzung einer Richterſtelle 
oder gar Abbau eines Aſſeſſors aus. 

Um der Not wenigſtens etwas zu ſteuern und den Aſſeſ⸗ 
ſoren Beſchäftigung und einen beſcheidenen Lebensunterhalt zu 
gewähren, hat ſich die Finanzdeputation entſchloſſen, verſuchs⸗ 
weiſe und vorübergehend zwölf Aſſeſſoren im Bürodienft der 
Grundſteuerverwalkung tätig werden zu laſſen. Seitens der 
Landesjuſtizverwaltung, die dieſe Maßnahme freudig be⸗ 
grüßt hat, iſt den Anwärtern in voller Offenheit erklärt 
worden, daß es ſich hierbei nicht um eine Tätigkeit handelte, 
wie ſie unter normalen Verhältniſſen ein fertig ausgebildeter 
Juriſt erſtreben möchte, daß aber in Notzeiten niemand ſich 
ſcheuen ſollte, dort Hand anzulegen, wo immer er Arbeit 
fände. Die Tätigkeit wird nicht auf das Aſſeſſorendienſtalter 
angerechnet und gibt keine Exſpektanz auf Staatsdienſt, voll⸗ 
zieht ſich vielmehr im reinen Angeſtelltenverhältnis. Sie 
beſteht im weſentlichen in der Prüfung von Stundungs⸗ und 
Erlaßgeſuchen, alſo keineswegs etwa in bloßer Schreibarbeit. 
Der Verſuch darf als geglückt bezeichnet werden: die Aſſeſ⸗ 
ſoren haben ſich in die ungewohnte Beſchäftigung gut ein⸗ 
gefunden, und die Behörde iſt mit ihren Leiſtungen zufrieden. 

Der Lockung, in dieſem Zuſammenhang auf die Be⸗ 
ſchlüſſe des Deutſchen Anwaltvereins v. 4. Dez. 1932 ein⸗ 
zugehen, muß widerſtanden werden. 

Es ſcheint für die Gegenwart eines der wichtigſten und 
nächſten Probleme des Rechts, die Gerechtigkeit, die zwiſchen 
den einzelnen, den Verbänden und den Nölfern walten zu 
laſſen, viele Gerichtshöfe unabläſſig am Werke find, zwiſchen 
den Generationen zu ſchaffen. 


Gſterreich. 
Von Bundesminiſter für Juſtiz Dr. Kurt Schuſchnigg, Wien. 


Seit Jahren findet in den Neujahrsbetrachtungen über 
die Rechtspflege in den deutſchen Bundesländern auch Öfter- 
reich ſeinen Platz. Es ſoll dadurch die lebendige Überzeugung 
zum Ausdruck kommen, daß das deutſche Rechtsleben keine 
trennenden Grenzen kennt. Noch niemals iſt uns das fo 
innig zum Bewußtſein gekommen wie in den letzten Tagen, 
da in Wien eine vom RIM. a. D. Dr. Schiffer angeregte 
und glanzvoll verlaufene Tagung der deutſchöſterreichiſchen 
Arbeitsgemeinſchaft ſtattfand. Dieſe Veranſtaltung ging nicht 
nur dadurch weit über den Rahmen bisheriger ähnlicher Zu- 
ſammenkünfte heraus, daß ihr Programm viel umfaſſender 
war und das ganze Angleichungsgebiet erſchöpfte; ſie ver⸗ 
einigte auch eine beſonders große Anzahl von Männern aus 
beiden Staaten, die in der Angleichungsfrage den beſten 
Namen haben, und erfreute ſich überhaupt einer ſolchen Be⸗ 
teiligung, daß man ganz gut von einem kleinen deutſchen 
Juriſtentag ſprechen konnte. Auf das ſorgfältigſte vorbereitet 
von den Veranſtaltern und gefördert von der öſterreichiſchen 
Regierung, wird dieſe Tagung durch ihre reichen ſachlichen 
Ergebniſſe ein Markſtein der deutſch⸗öſterreichiſchen Anglei⸗ 
chungsbewegung ſein. Sie hat bewieſen, daß der Angleichungs⸗ 
gedanke nicht erſtorben iſt, daß er ſeine werbende Kraft ge⸗ 
rade in den leitenden Köpfen der deutſchen Rechtswiſſenſchaft 
und Wirtſchaft nicht verloren hat. So iſt die deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſche Rechtsangleichungsbewegung zum ſinnfälligen Aus⸗ 
druck einer höheren Idee geworden, deren endgültigem Sieg 
wir mit Gottvertrauen und zäher Beharrlichkeit entgegenſehen. 
Wenn einer der Redner an das Gewiſſen der Welt appellierte 
und neben dem gleichen Rechte unter allen Deutſchen das 
gleiche Recht für alle Deutſchen forderte, ſo wußten wir, 
daß damit eine europäiſche Schickſalsfrage aufgerollt wird, 
an deren Löſung auch die öſterreichiſchen Juriſten mitarbeiten 
werden. 

Die Ergebniſſe der Verhandlungen auf dem Angleichungs⸗ 
tage werden durch Publikationen der Arbeitsgemeinſchaft zu⸗ 
gänglich gemacht werden; hier, wo es ſich mehr darum han⸗ 
delt, einen Überblick über die Entwicklung der Zivil⸗ und 
Strafgeſetzgebung des letzten Jahres und im übrigen einen 
kurzen Situationsbericht zu geben, will ich aus dem reichen 
Angleichungsprogramme nur drei Gebiete herausgreifen, die 
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bereits in ein recht verheißungsvolles Stadium eingetreten 
ſind. Am weiteſten ſtehen wir im Urheberrecht, das gegen⸗ 
wärtig in einem gemeinſam ausgearbeiteten, durchaus gleich⸗ 
artigen Regierungsentwurfe allen beteiligten Kreiſen zur Be⸗ 
gutachtung unterbreitet iſt. Für das Ausgleichs⸗ (Vergleichs⸗ 
Verfahren haben ſich die führenden Wirtſchaftsvertretungen 
zu einem gemeinſamen Entwurf gefunden; eben jetzt fanden 
in Wien die Schlußverhandlungen zwiſchen den Sachberatern 
der beiderſeitigen Juſtizminiſterien ſtatt, um daraus auch 
einen gemeinſamen Regierungsentwurf zu geſtalten. In der 
Zivilprozeßreform iſt für die Schaffung eines Entwurfes, 
wie ja bekannt, zunächſt leider nicht der Weg gemeinſamer 
Arbeit gewählt worden. Es ſollte damit nach den Abſichten 
der deutſchen Regierung der Einfluß Sſterreichs durchaus 
nicht ausgeſchaltet oder zurückgedrängt werden; aber es hat 
ſich gezeigt, daß durch dieſes Nacheinander viel koſtbare Zeit 
verlorengegangen iſt. Die im vorigen Berichte erwähnte Zivil⸗ 
prozeßkommiſſion des öſterreichiſchen BM. f. Juſtiz hat, ver⸗ 
anlaßt durch eine nicht eben glückliche Wendung in der Be⸗ 
gründung des Entwurfes, die auch in einem an das Juſt Min. 


gerichteten Schreiben des RIM. wiederkehrte — aber doch 


meiner Anſicht nach eine andere Deutung zuließ —, ihre 
nächſte Aufgabe nur darin erblickt, von den beteiligten öſter⸗ 
reichiſchen Juriſtenkreiſen Gutachten zum Entwurfe einzu⸗ 
holen, und hat weiter nur in Ausſicht genommen, dieſe Gut⸗ 
achten, wenn nötig mit einer entſprechenden Einbegleitung, 
der Reichsregierung zur Verfügung zu ſtellen. Dementſprechend 
wurden im Januar dieſes Jahres 12 Stellen, darunter Ge⸗ 
richte, die Univerſitäten und Vertretungskörper, ſomit alle 
für die Beurteilung eines ſolchen Entwurfes berufenen Kreiſe, 
zur Begutachtung aufgefordert. Die Gutachten ſind bis heute 
nicht vollzählig oder nicht vollſtändig eingelangt. Immerhin 
läßt ſich ſchon jetzt ein Bild über die Aufnahme des Ent⸗ 
wurfes gewinnen. Dieſes Bild iſt ſchwankend. Während die 
Anwaltſchaft, deren Mitwirkung freilich gerade bei dieſer 
Reform nicht entbehrt werden könnte, die Vorausſetzungen 
für eine Angleichung des Prozeſſes mangels der Gleichheit 
der Gerichtsorganiſation und des materiellen Rechtes über⸗ 
haupt in Frage ſtellt, hat beiſpielsweiſe die Univerfität Graz 
den Entwurf rückhaltslos als geeignete Grundlage für eine 
einheitliche Geſtaltung des beiderſeitigen Prozeßrechtes an⸗ 
erkannt. Die vereinigten Handelskammern erklären, daß der 
öſterreichiſche Zivilprozeß im Aufbau, in der Klarheit der 
Sprache und Folgerichtigkeit ſeiner Regelungen dem Ent⸗ 
wurfe überlegen ſei; es ſollte daher getrachtet werden, einen 
neuen Entwurf unter möglichſter Annäherung an das öſter⸗ 
reichiſche Zivilprozeßrecht auszuarbeiten. Die Technik des 
Entwurfes wird nicht durchwegs gelobt; ſeine Sprache ſei 
wenig volkstümlich, vielfach abſtrakt, die häufigen Verwei⸗ 
ſungen ſtören, auch ſeien manche Regelungen, ſo insbeſ. im 
Exekutionsrecht, gekünſtelt und geradezu überſpitzt und ver⸗ 
langen daher dringend nach einer Vereinfachung. Alle Gut⸗ 
achten bezeichnen im übrigen den Entwurf als eine ſehr ſorg⸗ 
fältige, der wiſſenſchaftlichen Fortbildung des Prozeſſes die⸗ 
nende Arbeit. Dagegen wird auch überall der Meinung Aus⸗ 
druck gegeben, daß der Entwurf nur in ſehr beſcheidenem 
Maße von Angleichungsbeſtrebungen beherrſcht iſt und daß 
insbeſ. die leitenden Grundſätze des bewährten öſterreichiſchen 
Prozeßrechtes, die Mündlichkeit, die Unmittelbarkeit und die 
Konzentration des Verfahrens in erſter Inſtanz, im Ent⸗ 
wurfe zu wenig Beachtung gefunden haben. Zuſammenfaſſend 
muß alſo feſtgeſtellt werden, daß der Entwurf allerdings be⸗ 
reitwilligſt zum Gegenſtande eines eifrigen Studiums gemacht 
wurde, daß man ihm aber im allgemeinen zuwartend, im 
jetzigen Zeitpunkt ſogar eher ablehnend gegenüberſteht. Zu 
dieſer Stellungnahme mag wohl nicht wenig die große Re⸗ 
formmüdigkeit, der Zwang zur unbedingten Sparſamkeit, der 
jeder Neuerung abträglich iſt, und die gerade im öſterreichi⸗ 
ſchen Zivilprozeßrechte hochgeachtete Tradition ſowie das 
Bewußtſein, daß empfindliche Mängel unſerm Prozeſſe jeden⸗ 
falls nicht anhaften, beigetragen haben. Damit braucht natür⸗ 
lich keineswegs die Hoffnung aufgegeben werden, daß zu ge⸗ 
eigneter Zeit in gemeinſamer Beratung ein Entwurf zu⸗ 
ſtandekommt, der hüben und drüben mit gleicher Freude auf⸗ 
genommen und beiden Staaten Vorteile bringen würde. Nur 
ſcheint es unausweichlich, daß zu dieſem Zwecke die Arbeit 
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neu aufgenommen und nunmehr gemeinſam unter Verwertung 
der erſtatteten Außerungen fortgeführt werde. Daß eine ge⸗ 
meinſame Beratung eines fo ausgedehnten Geſetzes ſowohl 
auf gewiſſe techniſche wie auch finanzielle Schwierigkeiten 
ſtoßen werde, liegt auf der Hand. Das öſterreichiſche Juſt Min. 
wird es an dem ernſten Beſtreben, zu einem Ziele zu ge⸗ 
langen, nicht fehlen laſſen, in der Sache wird es wohl ſeine 
Aufgabe darin erblicken müſſen, dem von der öſterreichiſchen 
Juriſtenwelt und den führenden Wirtſchaftskreiſen eingenom⸗ 
menen Standpunkt ſoweit als möglich zum Durchbruch zu ver⸗ 
helfen, ohne ſich in Kleinlichkeiten und Rechthaberei zu verlieren. 

Ich wende mich nun, zunächſt für den zivilrechtlichen 
Teil, jenen Gebieten zu, wo — vielfach wieder in über⸗ 
ſtürzter Arbeit des Parlamentes — neue Geſetze geſchaffen 
wurden. Die Ausleſe iſt nicht gering; denn das ſtändig fluk⸗ 
tuierende Leben erzeugt täglich neue Bedürfniſſe, von einem 
Sättigungs⸗, einem Ruhezuſtand in der Geſetzgebung ſind 
wir leider noch weit entfernt. Wir werden mit dem Rechte 
noch lange „keinen Frieden ſchließen“ !). 

Zunächſt wäre der im Vorjahr eingehend beſprochene und 
auf ſeine Ausſichten geprüfte Entwurf der 7. Gerichts⸗ 
entlaſt ungsnovelle zu erwähnen, der freilich das Parla⸗ 
ment in arg zerzauſtem Zuſtande verließ. Alle ſeine Vorſchläge, 
die ſich nicht unmittelbar dem Erſparungsgedanken unter⸗ 
ordnen ließen, wurden ausgemerzt, darunter namentlich jene 
zu einer ſachgemäßen Einſchränkung des Armenrechtes. Da 
naturgemäß mit dem ſinkenden Wirtſchaftsſtandard die In⸗ 
anſpruchnahme des Armenrechtes ſteigt, macht ſich die miß⸗ 
bräuchliche Ausnützung dieſer ſozialen Einrichtung um ſo 
empfindlicher fühlbar und iſt zu einer ſchweren Belaſtung der 
Anwaltſchaft und der Gerichte geworden. Daß insbeſ. die 
Anwaltſchaft ſich auf die Dauer mit der Geſtaltung unſeres 
Prozeßarmenrechtes nicht wird abfinden können, ſcheint mir 
ausgemacht. Wir kennen keine Aberkennung wegen Ausſichts⸗ 
loſigkeit oder Mutwillens, kein Teilarmenrecht, der Gegner 
der Armenpartei trägt die volle, ihn ſonſt treffende Gebühren⸗ 
laſt. Darin liegt der Keim für Erpreſſerprozeſſe, worunter die 
ganze Bevölkerung leidet. Nach einem jüngſt mitgeteilten 
Falle ſind gegen eine Aktiengeſellſchaft etwa 30 Klagen mit 
einem Geſamtſtreitwert von über 300 000 S wegen über⸗ 
ſtundenentlohnung im Armenrechte angeſtrengt worden; da⸗ 
von wurden etwa 80 8 zugeſprochen und ein paar tauſend 
Schilling im Vergleichsweg bezahlt, aber die beklagte Partei 
war genötigt, alle dieſe auf derſelben Rechtslage beruhenden 
Prozeſſe durchzuführen. Um ſo bemerkenswerter iſt, daß die 
7. GEN. in andern Punkten recht großzügig war. So iſt die 
Einzelrichtergrenze vor dem Gerichtshof mit 50000 S be⸗ 
ſtimmt und die Zuſtändigkeit des Einzelrichters auch auf 
Streitigkeiten über die eheliche Abſtammung und über die 
Eheungültigkeit erſtreckt worden. Damit beſitzen wir praktiſch 
bis auf die allerhöchſten Streitwerte die Einzelgerichtsbarkeit 
in erſter Inſtanz, haben aber damit auch ein bis jetzt immer 
noch zur Verfügung geſtandenes Reſervoir für Erſparungen 
bis auf die Neige ausgeſchöpft. Es iſt intereſſant, daß Prof. 
Blomeyer in einem anläßlich einer Rechtspflegertagung 
gehaltenen Vortrag auf dieſe im deutſchen Prozeß noch zum 
Großteil unausgenützte Erſparungsquelle mit Nachdruck hin⸗ 
wies. Was theoretiſche Erörterungen und Abwägungen des 
Für und Wider bisher nicht zuſtande gebracht haben, wird 
vielleicht unter dem lähmenden Druck der Finanznot uns von 
ſelbſt in den Schoß fallen: die Vereinheitlichung des Ver⸗ 
fahrens in beiden Prozeßordnungen, und zwar auf der Baſis 
der einfachſten Formen. Freilich wird ſich bei dieſer Ge⸗ 
ſtaltung unſeres Verfahrens erſter Inſtanz der jetzige kon⸗ 
ſtruktive Aufbau unſerer Prozeßordnung auf die Dauer nicht 
aufrechterhalten laſſen; man wird es nicht ewig bei dem 
Kunſtgriff bewenden laſſen können, durch einen einzigen 
Paragraph (8 7a JR.) ſozuſagen die ganze Prozeßordnung 
auf den Kopf zu ſtellen und den Senatsprozeß verſchwinden 
zu laſſen. Nach einer andern Richtung hat die hohe Einzel⸗ 
richtergrenze etwas böſes Blut gemacht, ſie räumt nämlich 
auch mit der Handelsgerichtsbarkeit ganz radikal auf, weil 
nur in Rechtsſachen über 50000 S in erſter Inſtanz Handels⸗ 
ſenate in der Beſetzung von zwet Richtern und einem Laien 
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tätig find. Der Vorschlag, Handelskammern nach deutſchem 
Muſter, befegt mit einem Richter und zwei Laien, einzuführen, 
wobei der gleiche Erſparungseffekt auch bei einer niedrigeren 
Einzelrichtergrenze zu erzielen wäre, fand keine Unterſtützung. 
Die Debatte im Parlament hat gezeigt, daß man in der 
grundſätzlichen Einſchätzung des Wertes der Laiengerichts⸗ 
barkeit für Kauſalſachen jetzt doch zum Teil einen andern 
Standpunkt einnimmt. Begreiflicherweiſe machen ſich in Han⸗ 
delskreiſen Gegenbeſtrebungen bemerkbar, um wenigſtens einen 
Teil des verlorenen Terrains wieder zu gewinnen. Im üb⸗ 
rigen zeigen die Rechtsmittelausweiſe, daß die von Einzel⸗ 
richtern geſchöpften Urteile qualitativ ſicher nicht ſchlechter 
ſind als die Senatsurteile. Man wird ruhig die Behauptung 
wagen können, daß ein verantwortungsvoller und zielbewuß⸗ 
ter Einzelrichter die gleiche Gewähr für ein richtiges und 
jedenfalls die beſſere Gewähr für ein raſches Urteil gibt. 
Allfällige Fehler des einzelrichterlichen Verfahrens können 
durch die ohnehin kollegial beſetzten Rechtsmittelgerichte wie⸗ 
der gutgemacht werden. An weiteren Entlaſtungsmaßnahmen 
brachte die Novelle lediglich die Erhöhung der Bagatellgrenze 
(bis zu der praktiſch eine Anfechtung ausgeſchloſſen iſt) von 
100 S auf 150 8 und der Reviſionsgrenze von 1500 8 auf 
3000 8 ſowie die Einführung einer Beſchwerdeſumme von 
150 S. Der weitere Vorſchlag, die Senate beim OGH. bloß 
mit drei Richtern zu beſetzen, iſt im Parlament gefallen. Ob 
dem OGH. mit der beſcheidenen Entlaſtungsmaßnahme einer 
Verdopplung der Reviſionsſumme für die Zukunft geholfen 
ſein werde, ſcheint mir mehr als fraglich. Es iſt nur zu 
ſtaunen und kann nicht hoch genug gewürdigt werden, daß 
ſich beim OGH. trotz der allgemein ſteigenden Tendenz des 
Geſchäftsanfalles weder in der berühmten Raſchheit noch in 
der beiſpielgebenden Vortrefflichkeit ſeiner Entſcheidungen ein 
Nachlaſſen bemerkbar macht. 

Das Geſetz über zeitweilige Anderungen des 
Zwangsverſteigerungs verfahrens, insbeſ. von der 
Landwirtſchaft gefordert, ſucht im Anſchluß an ähnliche Maß⸗ 
nahmen in andern Ländern (darunter auch Deutſchland) dem 
von der Zwangsverſteigerung bedrohten Schuldner eine Atem⸗ 
pauſe durch Gewährung von Aufſchiebungsfriſten bis zu 
1 Jahr zu gewähren. Vorausſetzung iſt, daß der wirtſchaft⸗ 
liche Untergang des Schuldners überhaupt noch aufzuhalten 
ſei, Exiſtenzen, die dem Untergang geweiht ſind, ſollen von 
den Vorteilen des Geſetzes keinen Nutzen ziehen. Das Geſetz 
kommt allen Liegenſchaftsbeſitzern, nicht nur den Landwirten, 
zugute. Eine beſondere Schwierigkeit lag darin, die Inter⸗ 
eſſen der Kreditinſtitute mit den Forderungen nach Stun⸗ 
ung in Einklang zu bringen. Das Geſetz tut dies auf die 
Weiſe, daß der Antrag des Schuldners auf Aufſchiebung 
(nach der deutſchen Geſetzesſprache vorläufige Einſtellung) 
abzuweiſen iſt, wenn das Inſtitut beſcheinigt, daß der Ver⸗ 
pflichtete nach Eintritt der Fälligkeit, jedoch ſpäteſtens ein 
halbes Jahr vor der Stellung des Aufſchiebungsantrages, ge⸗ 
mahnt wurde. Das Geſetz verfolgt noch einen zweiten Rechts⸗ 
gedanken; es verſchärft die Schutzbeſtimmungen zur Hint⸗ 
anhaltung von Verſchleuderungen, die ja von den Betroffenen 
in der gegenwärtigen Zeit doppelt ſchwer empfunden werden 
müßten. In dieſer Richtung wirkt zunächſt die Vorſchrift, 
daß ein Zwangsverſteigerungsverfahren aufgeſchoben werden 
kann, wenn die einzutreibende Forderung in einem Mißver⸗ 
hältnis zum Wert der Liegenſchaft ſteht. Weiter ſollte das 
Gericht ermächtigt werden, das geringſte Gebot, derzeit die 


Hälfte des Schätzwertes für Häuſer, drei Viertel für andere 
Tiegenſchaften, mit einem höheren Betrage feſtzuſetzen. Man 
entſchied ſich aber für eine dem deutſchen Syſtem entſprechende 
regelung, die das geringſte Gebot, unter welchem die Liegen⸗ 
ſchaft überhaupt nicht zugeſchlagen werden darf, zwar un⸗ 
verändert läßt, aber das Gericht ermächtigt, bei einem Ge⸗ 
bote unter ſieben Zehntel bzw. acht Zehntel des Schätz⸗ 
wertes den Zuſchlag zu verſagen, wenn eine Vermögens⸗ 
verſchleuderung zu befürchten iſt. Für die Landwirtſchaft von 
großer Bedeutung ſind ferner zwei weitere Geſetze, und zwar 
betreffend Grundſätze für die Flurverfaſſung und Grund⸗ 
übe für das landwirtſchaftliche Bringungsrecht. 
Das erſte Geſetz regelt zunächſt die Zuſammenlegung, Teilung 
und Regulierung land⸗ und forſtwirtſchaftlicher Grundſtücke 
mehr oder weniger im Anſchluß an das bisher beſtandene 


diesbezügliche Recht, neu ſind Beſtimmungen über die För⸗ 
derung der Flurbereinigung. Das zweite Geſetz enthält Vor⸗ 
ſchriften über die Gewährung landwirtſchaftlicher Bringungs⸗ 
rechte, die in der Befugnis beſtehen, landwirtſchaftliche Er⸗ 
zeugniſſe entweder ohne Weganlage zu beſtimmten Zeiten über 
fremde Liegenſchaften zu befördern oder zu dieſem Zwecke 
landwirtſchaftliche Güter⸗ und Seilwege anzulegen und zu 
benützen. Den Intereſſen der Landwirtſchaft dient ſchließlich 
noch das Maſtkreditgeſetz, das eine beſondere Art der 
Pfandbegründung an Maſtvieh durch Anbringung eines 
Brandzeichens vorſieht. Mit dieſen Geſetzen und andern, den 
Milch⸗ und Viehverkehr regelnden Vorſchriften iſt der agrari⸗ 
ſche Kurs, der der gegenwärtigen Regierung nachgeſagt wird, 
gekennzeichnet. 

Das Geſetz über die Aufſchiebung der Zwangsverſteige⸗ 
rung iſt bis Mitte des Jahres 1933 befriſtet, aber es wird 
wohl notwendig ſein, es zu verlängern und dabei vielleicht 
noch in der einen oder andern Richtung auszugeſtalten. Denn 
die Klagen über die kataſtrophale Lage, namentlich des 
Bergbauernſtandes, werden immer dringender und die For⸗ 
derungen nach Hilfe immer ſtürmiſcher. Es gibt ſich natür⸗ 
lich niemand der Selbſttäuſchung hin, daß in Exekutions⸗ 
erleichterungen allein das Heil zu erblicken wäre. Was not 
tut, iſt eine Abbürdung des Schuldenſtandes und vor allem 
zunächſt der drückenden Zinsverpflichtungen. Auch da 
ſind ſchon verſchiedene Vorſchläge gemacht worden, ſie wären 
auch nicht ohne Vorbild in andern Staaten, aber bis jetzt 
ſind wir nicht einmal zu einer Erniedrigung des geſetzlichen 
Zinsausmaßes gekommen, das heute noch 70% und für Han⸗ 
delsſchulden 90% beträgt. Der Widerſtand liegt zum Teil in 
den Wirtſchaftskreiſen ſelbſt, die nicht geneigt find, den Zins⸗ 
fuß herabzuſetzen, ſolange fie ſelber der Nationalbank mit 
ihrem hohen Zinsſatze verpflichtet bleiben, anderſeits auch in 
der Finanzverwaltung, die auf die hohen Verzugszinſen für 
Abgabenrückſtände nicht verzichten will. Die Zinsfußpolitik 
der Nationalbank aber hängt natürlich in erſter Linie von 
der allgemeinen Wirtſchaftslage ab. Die Nationalbank ſieht 
ihr wichtigſtes Ziel in der Feſtigung des Schillingkurſes. 
Wenn die Gefahr einer neuerlichen Geldentwertung gebannt 
iſt, dann wird ſich wieder das gegenſeitige Vertrauen ſtärken 
und der Kredit verbilligen. Dann wird es auch an der Zeit 
fein, die noch immer beſtehenden, wenn auch mehrfach ge⸗ 
lockerten Beſchränkungen über den Verkehr mit Deviſen und 
Valuten abzubauen. Eine für Öfterreich geradezu ſchickſalhafte 
Wendung hat die ſogenannte Kreditanſtaltsfrage, die auch 
viele juriſtiſche Seiten zeigt, genommen. Über die Urſachen 

es Zuſammenbruchs der Kreditanſtalt, unſerer führenden 
Bankaktiengeſellſchaft, brauche ich hier nichts zu ſchreiben, 
ebenſowenig über die verpflichtende Wirkung der vom Bunde 
übernommenen Haftung, deren erſt ſpäter feſtgeſtellter Um⸗ 
fang alle Befürchtungen weit hinter ſich ließ. Von Intereſſe 
dürfte nur ſein, daß ſich wieder Sondergeſetze zur Geltend⸗ 
machung der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit der Vorſtands⸗ 
mitglieder als notwendig erwieſen und daß ſchließlich durch 
eine mit Geſetzeskraft ausgeſtattete VO., über den Rahmen 
der Exekutionsordnung hinaus, Sicherſtellungsmöglichkeiten 
gegen die ſchuldtragenden Mitglieder eröffnet werden mußten. 
Dieſe VO. ſtand übrigens ſpäter im Mittelpunkt eines ver⸗ 
faſſungs rechtlichen Kampfes, zumal da der Regierung bei 
ihrer Erlaſſung diktatoriſche Abſichten unterſchoben wurden. 
Begreiflich iſt, daß angeſichts ſolcher Kataſtrophen, wie ſie 
durch die Kreditanſtaltsaffäre über das Land hereingebrochen 
ſind, der Pendel der Geſetzgebung wieder zu weit nach der 
andern Seite ausſchlug. So iſt in dem ſogenannten Kapital⸗ 
reduktionsgeſetz — allerdings mehr durch eine Zufallsabſtim⸗ 
mung — die Beſtimmung aufgenommen worden, daß mit 
leitenden Organen einer Aktiengeſellſchaft höchſtens zwei⸗ 
jährige Dienſtverträge oder ſolche von unbeſtimmter Dauer 
mit höchſtens ſechsmonatiger Kündigungsfriſt geſchloſſen wer⸗ 
en dürfen, und daß ferner die Bezüge dieſer Funktionäre 
auch gegen beſtehende Verträge herabgeſetzt werden können. 
Man hat unterdes eingeſehen, daß eine derartige, großen 
Privatunternehmungen auferlegte Feſſel die Gewinnung her⸗ 
vorragender Kräfte geradezu unmöglich macht, vor allem aber 
das Vertrauen in die Rechtsſicherheit bedenklich erſchüttern 
muß, und es ſind auch bereits Beſtrebungen im Zuge, dieſe 
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— man kann nicht anders ſagen — Entgleiſung der Geſetz⸗ 
gebung wieder unſchädlich zu machen. Zuläſſig erſcheinen 
ſolche Beſchränkungen natürlich für Unternehmungen, deren 
wirtſchaftliche Lage eine ſtaatliche Geldhilfe erfordert. 

Das neue Genfer Wechſelrecht iſt unter Dach, nur 
wird der Tag, an dem die bezüglichen Geſetze in Kraft 
treten, erſt durch eine bis zum 1. Januar 1934 zu erlaſſende 
VO. beſtimmt werden. Beſonders erfreulich ift, daß ſowohl 
in der Ausführung der der Landesgeſetzgebung vorbehalten 
gebliebenen Abſchnitte als in der Inanſpruchnahme der Vor⸗ 
behalte in Oſterreich und in Deutſchland vollkommen überein⸗ 
ſtimmend vorgegangen wird, ſo daß wir hier bis auf kleine, 
durch die inneren Einrichtungen gebotenen Verſchiedenheiten 
von einem Geſetzbuch für beide Staaten werden ſprechen 
können. 

Die ſeit langem auch in Öfterreich angeſtrebte Neurege⸗ 
lung des Fideikommißweſens iſt, nachdem ſie bereits 
im Jahre 1929 durch Auflöſung gewiſſer Fideikommiſſe einen 
Vorläufer gefunden hatte, durch ein Geſetz vom heurigen Jahre 
durchgeführt worden. Im Gegenſatz zur Nachkriegsgeſetz⸗ 
gebung in andern Staaten hat ſich Oſterreich auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, daß die Einrichtung der Fideikommiſſe, ſoweit 
fie land- und forſtwirtſchaftlichen Beſitz umfaſſen, aufrecht⸗ 
zuerhalten ſei. Dazu führte die Erkenntnis, daß in einem 
großen volkswirtſchaftlichen Organismus auch dem Groß⸗ 
grundbeſitz beſondere, nur von ihm erfüllbare Aufgaben zu⸗ 
kommen, daß daher auch deſſen Erhaltung in einem ent⸗ 
ſprechenden Verhältnis zu den übrigen Beſitzformen zu för⸗ 
dern ſei. Dieſe wirtſchaftlichen Erwägungen treffen vor allem 
für das Waldland zu, das ſich in Oſterreich zu einem beträcht- 
lichen Teil im Verbande von Fideikommiſſen befindet. Das 
Geſetz nimmt Rückſicht darauf, daß infolge der allgemeinen 
Wirtſchaftskriſe, insbeſ. des Preisſturzes auf dem Holzmarkte 
und für agrariſche Produkte, oft gerade Fideikommiſſe wegen 
ihrer beſchränkten wirtſchaftlichen Bewegungsfreiheit in ganz 
unhaltbare Verhältniſſe geraten ſind, daher vor allem die 
geſetzlichen Grundlagen für eine Sanierung durch Abverkäufe, 
wenn nötig auch durch völlige Auflöſung geſchaffen werden 
muͤſſen. Weiter bringt das Geſetz die Fideikommißregelung 
auch im Zuſammenhang mit der modernen Siedlungsbewegung 
und hofft, durch entſprechende Abtretungen aus dem Fidei⸗ 
kommißbeſtande geeignetes Siedlungsland zu gewinnen. Eini⸗ 
germaßen aus dem Rahmen des Geſetzes fällt dann noch der 
erſt im Zuge der parlamentariſchen Beratung eingefügte Auf⸗ 
löſungsfall mangels naher Anwärter. Für den erſten An⸗ 
wärter iſt durchwegs, ſoweit eben der Wert des Fidei⸗ 
kommiſſes nicht ſchon durch die bisher aufgelaufenen Schul⸗ 
den faktiſch aufgezehrt iſt, ein billiger Anteil an dem frei⸗ 
gewordenen Erlöſe vorgeſehen; weitere Anwärter bleiben un⸗ 
berückſichtigt. Die Initiative zur Fideikommißregelung iſt 
grundſätzlich in die Hand des Fideikommißinhabers gelegt, 
die Privatgläubiger haben keinen Einfluß darauf. Für Ab⸗ 
gabenrückſtände oder Rückſtände an Sozialverſicherungsbei⸗ 
trägen ſowie zur Einleitung einer Siedlungsaktion kann aber 
der Antrag auch von einer Behörde ausgehen, der dann im 
Verfahren Parteiſtellung zukommt. Da dem Fideikommiß⸗ 
inhaber, wenn auch nicht gerade immer eine Bereicherung, ſo 
doch jedenfalls durch die Fideikommißregelung ein Vorteil er⸗ 
wächſt, iſt die Entrichtung einer Freimachungsabgabe von 
dem aufgelöſten Fideikommißbeſtandteile im Ausmaß von 
80% vorgeſehen. Die Abgabe iſt vornehmlich für Siedlungs⸗ 
zwecke zu verwenden und kann daher auch in Grund und 
Boden entrichtet werden. Für die Ordnung des Verfahrens 
und insbeſ. für die Auswahl und Zuſammenſetzung der ent⸗ 
ſcheidenden Stelle war die Erwägung maßgebend, daß die 
ganze Fideikommißregelung in hervorragendem Maße von 
agrarpolitiſchen Geſichtspunkten beherrſcht iſt, daß aber die 
rein wirtſchaftlichen Fragen auch mit den perſönlichen Inter⸗ 
eſſen des Fideikommißinhabers konkurrieren. Das Geſetz be⸗ 
traut daher die beſtehenden Agrarbehörden in einer durch 
Vertreter der Fideikommiſſe verſtärkten Beſetzung mit der 
Durchführung des Verfahrens und der Entſcheidung. Die 
Agrarbehörden verfügen über die erforderliche fachliche Be⸗ 
fähigung, anderſeits erfreuen ſie ſich infolge der Teilnahme 
von Richtern der Unabhängigkeit und ſind daher politiſchen 
Einflüſſen entrückt. Der Inſtanzenzug iſt zweigliederig; er 


geht von den Landesagrarbehörden an den Oberſten Agrar⸗ 
ſenat in Wien. Die Agrarbehörden heißen in dieſer ihrer 
Betätigung „Fideikommißſtellen“. Sie attrahieren während 
der Dauer der Fideikommißregelung auch die ſonſt den Ge⸗ 
richten in Fideikommißangelegenheiten zukommenden Befug⸗ 
niſſe. Im übrigen ſind die Vorſchriften des gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens außer Streitſachen mit einigen Sonderbeſtimmungen 
maßgebend. Das Geſetz enthält manche intereſſante juriſtiſche 
Einzelheit, ſeine Handhabung wird ſicher an die mit der 
Durchführung betrauten Behörden große Anforderungen ſtel⸗ 
len. Im ganzen können aber die Auswirkungen des Geſetzes 
nicht allzu bedeutend fein, weil in »ſterreich derzeit nur 
164 land⸗ und forſtwirtſchaftliche Fideikommiſſe gezählt wer⸗ 
den, deren Flächenausmaß etwa 40% der land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlich genützten Fläche ausmacht. 

u erwähnen wäre ſchließlich noch das Geſetz über den 
freiwilligen Arbeitsdienſt; es iſt im allgemeinen dem 
deutſchen Geſetze nachgebildet, wird aber, da es ſtreng auf ge⸗ 
meinnützige Zuſatzarbeiten öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften 
und gemeinnütziger Siedlungsvereinigungen beſchränkt iſt, 
nach allgemeiner Überzeugung kaum eine größere Wirkſam⸗ 
keit entfalten. 

Auf dem Gebiete des Strafrechtes und Strafprozeſſes 
ſind im Jahre 1932 vier Geſetze kundgemacht worden: die 
Strafprozeßnov. v. 23. Dez. 1931, das ArbeitshausG. vom 
10. Juni 1932, die Strafgeſetznov. v. 2. Aug. 1932 und das 
Bund. vom ſelben Tage über die Entſchädigung ungerecht⸗ 
fertigt verurteilter Perſonen. 

Das „Bundesgeſetz v. 23. Dez. 1931 zur Ver⸗ 
einfachung der Strafrechtspflege“ hat den Zweck, 
im ſtrafgerichtlichen Verfahren Perſonal, Arbeit und Koſten 
zu ſparen, wo das möglich iſt, ohne die Güte der Recht⸗ 
ſprechung zu beeinträchtigen. Dieſem Ziel dienen namentlich 
folgende Vereinfachungen: Vor der Novelle hatte über die Zu⸗ 
läſſigkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens in Verbrechens⸗ 
und Vergehensſachen ein aus vier Verufsrichtern zuſammen⸗ 
geſetzter Senat zu entſcheiden, während alle anderen ohne 
mündliche Verhandlung zu fällenden Entſcheidungen einem 
Dreirichterſenat übertragen ſind. Dieſe Singularität wurde 
beſeitigt. Ebenſo wurde der mit der Entſcheidung über Be⸗ 
rufungen und Beſchwerden gegen Entſcheidungen der Bezirks⸗ 
gerichte betraute bis zur Novelle aus vier Berufsrichtern zu⸗ 
ſammengeſetzte Senat durch einen Dreirichterſenat erſetzt. Zu⸗ 
gleich wurde das Berufungsverfahren in Übertretungsſachen 
vereinfacht. Die bis zur Novelle auch in den Fällen zwingend 
vorgeſchriebene nichtöffentliche Vorberatung, in denen die 
Entſcheidung erſt in der öffentlichen Berufungsverhandlung 
gefällt werden ſollte, hat jetzt nur noch ſtattzufinden, wenn 
die Berufung aus formalen Gründen ſofort zurückgewieſen 
werden oder der Gerichtshof ſich für unzuſtändig erklären oder 
beſchließen ſoll, über behauptete Formverletzungen Aufklärun⸗ 
gen einzuholen, oder wenn von vornherein feſtſteht, daß das 
Urteil wegen eines Verfahrensmangels aufgehoben werden 
muß und es nicht zweckmäßig iſt, daß das BG. in der Sache 
ſelbſt entſcheidet. Einzelne Verfügungen im Verfahren wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens, die bisher einem Kollegium 
übertragen waren (wie die Einſtellung des Verfahrens, wenn 
der Ankläger vor der mündlichen Hauptverhandlung von der 
Anklage zurücktritt, oder — von dringenden Fällen abge⸗ 
ſehen — die Erlaſſung eines Steckbriefes), wurden einem 
Einzelrichter zugewieſen. An die Stelle der Vorſchrift, daß 
im Verfahren wegen eines Verbrechens oder Vergehens der 
Sachverſtändigenbeweis in der Regel durch zwei Sachver⸗ 
ſtändige zu führen iſt, iſt die Beſtimmung getreten, daß regel⸗ 
mäßig ein Sachverſtändiger genügt und zwei nur dann zu⸗ 
zuziehen ſind, wenn es wegen der Schwierigkeit der Beobach⸗ 
tung oder Begutachtung erforderlich iſt. Außerdem bringt die 
Novelle die Beſeitigung einiger entbehrlicher Formalitäten 
und eine kleine Erweiterung der Koſtenerſatzpflicht. Endlich 
enthält fie zwei Ermächtigungen des Bundesminiſters für 
Juſtiz zu organiſatoriſchen Verfügungen. Die eine berechtigt 
ihn, aus dringenden Gründen der Verwaltung allgemein an⸗ 
zuordnen, daß Freiheitsſtrafen, die normalerweiſe bei dem 
Gericht zu vollziehen ſind, das die Entſcheidung gefällt hat, 
bei einem anderen Gericht vollſtreckt werden. Nach der anderen 
kann er bis zum 31. Dez. 1934 die Strafgerichtsbarkeit für 
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die Sprengel mehrerer Bezirksgerichte einem dieſer Gerichte 
Übertragen, auch wenn dieſe Gerichte nicht in derſelben Stadt 
ihren Sitz haben. Mit derſelben zeitlichen Beſchränkung darf 
er aus einem ſolchen Anlaß Richter der durch eine ſolche 
Verfügung betroffenen Bezirksgerichte auch gegen ihren Willen 
an einem anderen Dienſtort verſetzen. Einige weitere von der 
Regierung vorgeſchlagene Reformen, ſo die Einführung des 
ſtaatsanwaltſchaftlichen Ermittlungsverfahrens nach deutſchem 
Muſter, der Ausbau des Adhäſionsverfahrens und die Ver⸗ 
minderung der Zahl der Richter in den Senaten des OGH. 
und der Zahl der Berufsrichter in den Schöffenſenaten ſind 
bei der parlamentariſchen Beratung gefallen. 

Das Arbeitshausgeſetz tritt an die Stelle der bis⸗ 
zerigen Geſetze vom Jahre 1885 über die Zwangsarbeits⸗ und 
Beſſerungsanſtalten. Der äußere Anlaß zu dieſer Neuordnung 
war die Anderung der Art. 10 und 12 BundVerfG. durch die 
Novelle vom Jahre 1929. Durch dieſe Novelle wurden die 
„Einrichtungen zum Schutz der Geſellſchaft gegen verbreche⸗ 
riſche, verwahrloſte oder ſonſt gefährliche Perſonen, wie 
Zwangsarbeits⸗ und ähnliche Anſtalten“ aus einer Ange⸗ 
legenheit, in der dem Bund nur die Geſetzgebung über die 
Grundſätze, den Ländern aber die Erlaſſung von Ausführungs- 
geſetzen und die Vollziehung zukam, zu einer Angelegenheit, 
in der ſowohl die Geſetzgebung als auch die Vollziehung aus⸗ 
ſchließlich dem Bunde obliegt. Dieſe Verfaſſungsänderung 
hängt wieder mittelbar mit dem gemeinſamen Strafgeſetz⸗ 
entwurf und dem geplanten gemeinſamen Strafvollzugsgeſetz 
zuſammen, das ſich auch auf den Vollzug der ſichernden 
Maßnahmen erſtrecken ſollte und zu deſſen Erlaſſung in dem 
beabſichtigten Umfang der Bund gar nicht zuständig geweſen 
wäre, wenn ihm in Anſehung der Arbeitshäuſer bloß die 
Geſetzgebung über die Grundſätze vorbehalten geweſen wäre. 

Die durch die Verfaſſungsänderung nötig gewordene Neu⸗ 
ordnung des Gegenſtandes wurde aber zugleich zu verſchie⸗ 
denen ſachlichen Verbeſſerungen des bisherigen Rechtszuſtan⸗ 
des benützt. Dieſe beſtehen in der Hauptſache einmal darin, 
daß künftig die Gerichte nicht wie bisher bloß die Zuläſſigkeit 
der Anhaltung im Arbeitshaus auszuſprechen haben und dar⸗ 
über, ob dieſe Anhaltung wirklich ſtattfinden ſoll, eine beſon⸗ 
dere, bei der Landesregierung zuſammengeſetzte Kommiſſion 
entſcheidet, ſondern daß ſie nun die Anhaltung ſelbſt und end⸗ 
fertig anzuordnen haben, wenn ſie ſie für nötig halten; 
erner darin, daß dieſe Anordnung ebenſo wie eine Strafe be⸗ 
dingt ausgeſprochen und ihre Vollziehung für eine Probezeit 
aufgeſchoben werden kann; endlich — und das iſt vielleicht 
die bedeutſamſte von allen Anderungen — darin, daß die 
Rechte und Pflichten der Angehaltenen im Geſetze ſelbſt um⸗ 
riſſen und nur innerhalb dieſes Rahmens die nähere Regelung 
der Hausordnung überlaſſen wird. 

Die Arbeitshäuſer erfüllen in Oſterreich eine doppelte 
Aufgabe. Sie ſind nicht nur wie in Deutſchland für Land⸗ 
kreicher, Bettler, Perſonen, die wegen Übertretung der Pro⸗ 
ututionsvorſchriften, Bruches der Polizeiaufſicht oder ähn⸗ 
icher Übertretungen beſtraft worden ſind, ſondern auch für 
Perſonen beſtimmt, die, „nachdem ſie mindeſtens zwei Frei⸗ 
heitsſtrafen verbüßt haben, wegen eines nach Vollendung des 
18. Lebensjahres begangenen Verbrechens zu einer mindeſtens 
echsmonatigen Freiheitsſtrafe verurteilt worden find und 
eingewurzelte Abneigung gegen einen rechtſchaffenen und 
arbeitſamen Lebenswandel bekunden“. Sie ſind alſo zugleich 
ein notdürftiger Erſatz für die auch in Öfterreich noch feh- 
ende Sicherungsverwahrung gemeingefährlicher Gewohnheits⸗ 
verbrecher. Die beiden Gruppen von Eingewieſenen werden 
voneinander ſtreng abgeſondert. Für Männer werden zu 
dieſem Zweck zwei getrennte Anſtalten eingerichtet. Auch die 
„auer der Unterbringung iſt für beide Gruppen verſchieden. 
Angehörige der harmloſeren Gruppe können höchſtens drei 
Fahre, arbeitsſcheue Verbrecher dagegen fünf Jahre ange⸗ 
halten werden. Die Beſſerungsanſtalten für jugendliche Rechts⸗ 

echer werden aufgelaſſen, ihre Aufgabe übernehmen die nach 
dem JugGerch. errichteten Bundesanſtalten für Erziehungs⸗ 
bedürftige. 
8 Die Unterbringung im Arbeitshaus folgt dem Straſ⸗ 
ollzug nach. Die Entlaſſung auf Probe iſt ähnlich geſtaltet 
e die bedingte Entlaſſung aus der Strafe. Bedingte Ent⸗ 


laſſung aus der Strafe zieht auch den Aufſchub der Unter⸗ 
bringung nach ſich, dagegen nicht auch der bedingte Straf⸗ 
aufſchub. Das Gericht kann die Strafe aufſchieben, gleich⸗ 
wohl aber die Unterbringung in einem Arbeitshaus unbedingt 
anordnen. Durch dieſe Vorſchriften iſt bis zu einem gewiſſen 
Grad ein „Vikariieren“ zwiſchen Freiheitsſtrafe und Anhal⸗ 
tung im Arbeitshaus ermöglicht. Das Geſetz tritt erſt in 
Kraft, wenn dem Bund die nötigen Anſtalten zur Verfügung 
ſtehen. Das wird in kurzer Zeit der Fall ſein. Das Arbeits⸗ 
haus für Frauen wird einer Strafanſtalt angegliedert. Zu 
Arbeitshäufern für Männer find zwei ehemalige Straf- 
anſtalten auserſehen. 

„Durch die Strafgeſetznovelle iſt die Ahndung 
einiger bisher gerichtlich ſtrafbarer Übertretungen den Ver⸗ 
waltungsbehörden übertragen worden. Es handelt ſich dabei 
durchwegs um bloße Ungehorſamsdelikte: Übertretung der 
Meldevorſchriften, Nachbildung von Münzen oder öffentlichen 
Kreditpapieren ohne betrügeriſche Abſicht, unbefugte Ver⸗ 
fertigung von Punzen, Stempeln oder Gußmodellen, unbe⸗ 
fugten Heilmittelverkauf, Übertretungen der Beſtimmungen 
der Geſetze über das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht, un⸗ 
befugten Betrieb von Auswanderungsgeſchäften u. dgl. Bei 
einer Reihe anderer Vorſchriften dieſer Art wurde derſelbe 
Zweck dadurch erreicht, daß im Strafgeſetzbuch enthaltene Be⸗ 
ſtimmungen, in denen einzelne Zuwiderhandlungen gegen die 
Baud., FeuerpolizeiO., Sanitäts G. u. dgl. mit gerichtlicher 
Strafe bedroht waren, einfach aufgehoben wurden. Die bis⸗ 
her von den Gerichten beſtraften Handlungen fallen dadurch 
von ſelbſt unter die allgemeinen, von den Verwaltungsbehör⸗ 
den zu handhabenden Strafdrohungen der erwähnten Verwal⸗ 
tungsvorſchriften. 


Allgemeineren Intereſſes wert iſt vielleicht die Erſetzung 
der bisherigen kaſuiſtiſchen Strafdrohungen des Strafgeſetzes 
gegen einzelne abſtrakt feuergefährliche Handlungen durch eine 
allgemeine Vorſchrift, in der nicht erſt, wie im § 309 DSB. 
die fahrläſſige Herbeiführung einer Feuersbrunſt, ſondern 
ſchon die fahrläſſige Herbeiführung der konkreten Gefahr 
einer Feuersbrunſt mit gerichtlicher Strafe bedroht wird. Die 
öſterreichiſche Geſetzgebung hat damit den ſchon im Strafgeſetz 
vom Jahre 1852 bei der Ahndung der fahrläſſigen Gefähr⸗ 
dung der körperlichen Sicherheit verwirklichten Gedanken 
weiterverfolgt, auch auf dem Gebiet der Fahrläſſigkeitsdelikte 
die Erfolghaftung einzudämmen. 

Das Bundesgeſetz v. 2. Aug. 1932 über die Ent⸗ 
ſchädigung ungerechtfertigt verurteilter Per- 
ſonen iſt an die Stelle des gleichnamigen Geſ. v. 21. März 
1918 getreten. Dieſes gewährte dem rechtskräftig Verurteilten 
Entſchädigung für die durch die Verurteilung erlittenen ver⸗ 
mögensrechtlichen Nachteile immer ſchon dann, wenn er nach 
Wiederaufnahme des Verfahrens oder auf Grund einer Nich— 
tigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des Geſetzes nachträglich außer 
Verfolgung geſetzt, freigeſprochen oder nach einem milderen 
Strafgeſetz zu einer geringeren Strafe verurteilt worden war. 
Es beſtand alſo jener Rechtszuſtand, der in Deutſchland von 
verſchiedenen Seiten angeſtrebt wird und auch auf dem Lü⸗ 
becker Juriſtentag von einer kleinen Mehrheit befürwortet 
worden iſt. Das neue Geſetz macht dagegen ebenſo wie das 
geltende deutſche Geſetz das Recht auf Entſchädigung davon 
abhängig, daß der auf dem Verurteilten ruhende Verdacht 
überhaupt oder doch in Anſehung der die Anwendung des 
ſtrengeren Strafgeſetzes bedingenden Umſtände entkräftet wor⸗ 
den iſt. Es geht nur infoferh über das deutſche Geſetz hinaus, als 
es nicht bloß für den durch die Strafvollſtreckung ent⸗ 
ſtandenen Vermögensſchaden, ſondern für alle durch die un⸗ 
gerechtfertigte Verurteilung erlittenen vermögensrecht⸗ 
lichen Nachteile Entſchädigung gewährt und daß es das Ge⸗ 
richt ermächtigt, dem Verurteilten auch dann, wenn der Ver⸗ 
dacht nicht entkräftet, ſondern nur ſo ſehr erſchüttert worden 
iſt, daß die Unſchuld des Verurteilten überhaupt oder doch 
in Anſehung der den ſtrengeren Strafſatz bedingenden Um⸗ 
ſtände wahrſcheinlich geworden iſt, einen Anſpruch auf 
Entſchädigung für den ganzen Schaden oder einen verhältnis⸗ 
mäßigen Teil des Schadens zuzuerkennen. Das öſterreichiſche 
Geſetz unterſcheidet ſich vom deutſchen, was die Voraus⸗ 
ſetzungen des Anſpruches betrifft, ferner dadurch, daß der 
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Verurteilte keinen Anſpruch auf Entſchädigung hat, „wenn 
an die Stelle der aufgehobenen Entſcheidung nur deshalb 
eine ihm günſtigere getreten iſt, weil er die Tat im Zuſtande 
der Unzurechnungsfähigkeit begangen hatte“. 

Außer dieſen vier Geſetzen hat das Jahr 1932 auf dem 
Gebiet des Strafrechtes und Strafprozeſſes keine Früchte ge⸗ 
zeitigt. Die Arbeit an dem gemeinſamen deutſch⸗öſterreichiſchen 
Strafgeſetzentwurf ſtockt bei uns wie in Deutſchland. Der 
Hauptgrund dafür liegt hier wie dort in den würgenden 
Nöten der Zeit, die in den Parlamenten die beſinnliche Muße 
nicht aufkommen laſſen, wie ſie zu großen legislativen Ar⸗ 
beiten erforderlich iſt. Der ehrliche Angleichungswille des 
öſterreichiſchen Nationalrates wird überdies noch durch die 
Tatſache gelähmt, daß mit einer parallelen Arbeit im deut⸗ 
ſchen Reichstag vorläufig nicht gerechnet werden kann. 

Auch der Entwurf, der für die Tötungsverbrechen die 
Schw. vorübergehend durch große Schöff®. erſetzen will, iſt 
im Jahre 1932 nicht gefördert worden. Es iſt bisher nicht 
gelungen, die teils aus ererbten Vorurteilen der liberalen 
Zeit, teils aus politiſchen Beweggründen entſpringenden par⸗ 
lamentariſchen Widerſtände gegen dieſe Vorlage zu beſeitigen. 

Wenn ich ſchließlich mit einigen Worten auch der Tätig⸗ 
keit der Gerichte und der Juſtizverwaltung ge⸗ 
denken ſoll, ſo iſt nach der Seite der Geſchäftslaſt wieder eine 
Steigerung feſtzuſtellen, namentlich in Streit⸗, Exekutions⸗ 
und Inſolvenzſachen. Erfreulich iſt, daß der Geſchäftsgang 
trotzdem überall vollſtändig geordnet blieb, und daß demgemäß 
Anzeichen einer Vertrauenskriſe in dem oft gehörten Sinne 
in Oſterreich wohl nicht vorhanden find. Es fällt auch nie⸗ 
mand ein, wenn allenthalben von der Verwaltungsreform 
geredet wird, dabei an die Gerichte zu denken. Der Juſtiz⸗ 
apparat iſt auf das knappſte zugeſchnitten, alle Errungen⸗ 
ſchaften der Kanzleitechnik ſind ausgenützt, die Rationaliſie⸗ 
rung iſt ſo weit gediehen, daß nicht nur die Kanzlei⸗, ſondern 
auch die Richterarbeit nach beſtimmten Einheiten gemeſſen 
und prämiiert wird, übrigens ein ausgezeichneter Behelf für 
die Juſtizverwaltung, ſich jederzeit über die Belaſtungsver⸗ 
hältniſſe eines Gerichtes ein zuverläſſiges Bild zu verſchaffen. 
Unter den Exekutionen beginnen die Zwangsverſteigerungen 
auf Liegenſchaften und Häuſer wieder ſtark anzuwachſen, blei⸗ 
ben aber nicht ſelten mangels Kaufluſtiger — manchmal die 
Folge eines ſtillen oder organiſierten Widerſtandes der Be⸗ 
völkerung — überhaupt ohne Ergebnis. Die koloſſale Ge⸗ 
ſchäftslaſt des Exekutionsgerichtes Wien von faſt 400 000 Ge⸗ 
ſchäftsſtücken iſt nicht geſunken, konnte aber, dank der Mit⸗ 
arbeit von 46 Rechtspflegern, von 10 Richtern allein bewältigt 
werden. Bemerkenswert iſt, daß im Exekutions⸗ und Konkurs⸗ 
verfahren die Anträge der Sozialverſicherungsanſtalten eine 
immer größere Rolle ſpielen, ein Beweis, daß die Belaſtung 
der Bevölkerung mit ſozialen Abgaben vielleicht ſchon die 
Grenze des Tragbaren überſchritten hat. Geradezu beunruhi⸗ 


gend it die Inſolvenzwelle. Bis 1. November d. J. wurden 
3878 Ausgleiche und 908 Konkurſe gezählt, während die ent⸗ 
ſprechenden Zahlen für das ganze Jahr 1931 bei 3511 und 
816 halten; dabei hat ſich das materielle Ergebnis für den 
Gläubiger überall verſchlechtert, die Arbeit der Gerichte iſt 
deshalb nicht weniger geworden. Die Zahl der Richter 
mußte im Zuge der Erſparungsmaßnahmen noch weiter ver⸗ 
mindert werden; beſonders empfindlich beginnt jetzt, wie ſchon 
früher befürchtet wurde, die Droſſelung des richterlichen Nach⸗ 
wuchſes zu wirken. 50 Richterpoſten konnten zu Ende 1932 
mangels geprüfter Anwärter nicht beſetzt werden. Dagegen iſt 
das vorhandene Richtermaterial allerdings ganz vorzüglich. 
Viel hat dazu beigetragen, daß die Juſtizverwaltung der er⸗ 
weiterten Ausbildung ſowohl der Anwärter wie der Richter 
ſelbſt beſonderes Augenmerk zugewendet hat. Namentlich rührig 
iſt der OL Präſ. in Wien, Dr. Leonhard. Im Rahmen 
der vorgeſchriebenen übungen wurde ein Lehrgang für Buch⸗ 
haltung, Bilanz-, Bank⸗ und Börſenweſen abgehalten. Es 
fanden Führungen und Beſichtigungen ſtatt. Um die für die 
Richter bei ländlichen Bezirksgerichten notwendige Einfühlung 
in die bäuerlichen Lebensformen und Gedankenkreiſe zu för⸗ 
dern, wurde eine eigene Richterwoche im bäuerlichen Gebiet 
abgehalten. Die Teilnehmer dieſer Veranſtaltung wurden teils 
durch Vorträge, teils durch Beſuch landwirtſchaftlicher Be⸗ 
triebe und Anſtalten mit der Sinnes⸗ und Weſensart, der 
Rechtsauffaſſung ſowie den ſozialen und wirtſchaftlichen Be⸗ 
dürfniſſen der Landbevölkerung vertraut gemacht. 


In den Verhältniſſen des Anwalt⸗ und Notaren⸗ 
ſtandes iſt keine beſondere Veranderung eingetreten. Beide 
Stände haben ihre ſoziale Geltung und ihr Anſehen bewahrt, 
obgleich der finanzielle Erfolg ihrer Tätigkeit auf einem 
vielleicht nicht mehr zu unterbietendem Tiefpunkt angelangt iſt. 
Damit hängt die Erſcheinung zuſammen, daß Anwälte und 
Notare bis an die Grenze ihrer phyſiſchen Leiftungsfähigkeit 
in ihrem Berufe verharren und ſo dem drängenden Nachwuchs 
den Weg verſperren. Die Juſtizverwaltung will der drohenden 
Überalterung des Notariates durch ein Altersgrenzengeſetz 
entgegenwirken, muß aber gleichzeitig für eine halbwegs aus⸗ 
reichende Altersverſicherung vorſorgen, wofür die Mittel nicht 
leicht aufzubringen ſind, zumal da der Staat ſelbſt einen Bei⸗ 
trag hierzu nicht zu leiſten imſtande iſt. Die Anwälte, deren 
Zahl gegenüber dem Vorjahr ziemlich gleich geblieben iſt, 
ſuchen ſich unterdes nach neuen Erwerbsquellen um. Sie 
denken insbeſ. an eine obligatoriſche Heranziehung als Aus⸗ 
gleichsverwalter, welchem Wunſche aber bei dem gegenwär⸗ 
tigen Stande der Geſetzgebung nicht entſprochen werden kann. 
Die Juſtizverwaltung muß ſich darauf beſchränken, dem An⸗ 
waltsſtande, der durch die wachſende, vom Staate nahezu nicht 
entlohnte Armenlaſt eine Sonderſteuer trägt, bei der Ver⸗ 
folgung ſeiner Beſtrebungen nach Kräften zu unterſtützen und 
ihm insbeſ. im Kampfe gegen die Winkelſchreiberei beizuſtehen. 


Gerichtsaſſeſſoren als Hilfsarbeiter des oberen Juſtizdienſtes in Preufen. 


Von Miniſterialdirektor Dr. Thieſing, Berlin. 


Die unter der Bezeichnung „Kleine Juſtizreform“ vor 
länger als einem Jahrzehnt geſchaffene Einrichtung iſt aus 
demſelben Gedankenkreiſe erwachſen, der die Privatwirtſchaft 
der Nachkriegszeit in hohem Maße beherrſchte. Sein weſent⸗ 
licher Inhalt, in dem Schlagwort „Rationaliſierung“ 
zuſammengefaßt, läßt ſich auf die kurze Formel bringen: Er⸗ 
zielung größtmöglichen Nutzens mit geringſtmöglichem Auf⸗ 
wand durch zweckmäßigſte Geſtaltung des Betriebes. In der 
öffentlichen Verwaltung, in der die Perſonalkoſten einen ſehr 
hohen Anteil am Geſamtaufwand ausmachen, wirkte ſich dieſer 
Grundſatz dahin aus, daß Aufgaben, die bisher Beamten mit 
höherer Vorbildung und höherer Beſoldung oblagen, auf 
geringer vorgebildete und geringer bezahlte Kräfte übertragen 
wurden. Im Bereiche der Juſtizverwaltung fand er ſeine 
Hauptanwendung auf das Tätigkeitsgebiet der richterlichen 
Beamten. Zunächſt war es das Land Preußen, das in den 


der landesrechtlichen Regelung vorbehaltenen Grundbuch⸗ 
angelegenheiten durch das Geſ. v. 14. Dez. 1920 (GS. 1921, 75) 
die Möglichkeit zur Wahrnehmung richterlicher Geſchäfte 
durch Beamte des oberen Juſtizdienſtes eröffnete. Unbe⸗ 
ſchadet des Rationaliſterungsgedankens gab den letzten An⸗ 
ſtoß zu dem geſetzgeberiſchen Vorgehen jedoch der Mangel an 
Richterkräften. Bei der heutigen Inflation an ſolchen Kräften 
klingt es wie ein Märchen, wenn die Begründung zu dem 
genannten Geſetz ausführt, daß es ſich als unmöglich heraus⸗ 
geſtellt habe, durch Gewährung von Hilfskräften für die Be⸗ 
wältigung der Geſchäftslaſt zu ſorgen, „weil infolge des außer⸗ 
ordentlichen Bedarfs anderer Verwaltungen an Juriſten die 
erforderliche Anzahl von Aſſeſſoren nicht zur Verfügung 
ſteht“ und nicht damit zu rechnen ſei, „daß in naher Zeit 
die Zahl der verfügbaren Beamten ſo zunimmt, daß die 
ſteigende Geſchaftslaſt der Juſtiz durch Vermehrung der 
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Juſtizbeamten !) bewältigt werden kann“. Auch beim Erlaß 
des bald folgenden Reichsgeſ. v. 11. März 1921 (RG Bl. 229) 
war das Bedürfnis nach Entlaſtung der Richter und Staats⸗ 
anwälte der treibende Faktor, immer aber zugleich in der 
Zielrichtung von Erſparnismaßnahmen. So wurde denn auch 
in einer preußiſchen Rundverfügung, die der auf Grund der 
geſetzlichen Ermächtigung ergangenen „Entlaſtungsverfügung“ 
b. 28. Mai 1923 beigegeben wurde, als Zweck der Entlaſtung 
angegeben, „durch eine möglichſt zweckmäßige Einteilung und 
Ausnutzung der verfügbaren Kräfte eine tunlichſte Ver⸗ 
einfachung und Verbilligung der Rechtspflege im Intereſſe der 
Allgemeinheit zu erreichen“. Dieſer finanzielle Geſichtspunkt 
iſt auch in der jetzt geltenden Faſſung der Entlaſtungs⸗ 
verfügung v. 1. März 1928 (JM Bl. 140) maßgebend geblieben. 
Inzwiſchen haben ſich die Perſonalverhältniſſe grund⸗ 
ſtürzend geändert: Die Zahl der Anwärter für den oberen 
Juſtizdienſt, deſſen Beamte auf Grund der geſetzlichen Ermäch⸗ 
tigung mit der ſelbſtändigen Wahrnehmung der übertragbaren 
richterlichen Geſchäfte betraut werden können, darf nach 8 17 
Abſ. 2 PrBeſold G. v. 17. Dez. 1927 (GS. 223) vom Juſtizmini⸗ 
ſter nur im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter feſtgeſetzt 
werden. Wegen der ſich dauernd verſchlechternden Finanzlage hat 
die Finanzverwaltung die ſtärkſte Zurückhaltung bei der Be⸗ 
willigung von Anwärtern geübt. Infolgedeſſen iſt der Nach⸗ 
wuchs an Kräften für den oberen Dienſt ſehr knapp geworden. 
Dagegen iſt in Ermangelung eines numerus clausus für den 
höheren Juſtizdienſt der Zuſtrom zu ihm ungehemmt gefloſſen 
und hat zu der heutigen kataſtrophalen Überſetzung geführt. 
Die Lage iſt alſo genau umgekehrt wie vor zehn Jahren. Und 
nun zeigt ſich das — man möchte faſt ſagen — groteske Bild, 
daß die im richterlichen Dienſt ihr Unterkommen nicht mehr 
findenden Aſſeſſoren ihr Intereſſe dem oberen Dienſt zuzu⸗ 
wenden beginnen. Zur Zeit — und ſo hat es vor etwa drei 
Jahren angefangen — werden Aſſeſſoren auf ihren Wunſch 
als Hilfsarbeiter des oberen Juſtizdienſtes aus Anlaß einer 
Erkrankung oder ſonſtigen Behinderung eines Juſtizober⸗ 
ſekretärs eingeſtellt und erhalten für die Dauer ihrer Tätig⸗ 
keit nach Maßgabe ihres richterlichen Dienſtalters die An⸗ 
wärterbezüge der Beſoldungsgruppe A 4b, d. h. alſo der 
Gruppe der Juſtizoberſekretäre. Ein ſolcher Geſchäftsauftrag 
Darf aber nach Weiſung des Juſtizminiſters nur erteilt wer⸗ 
den, wenn kein Aktuar verfügbar iſt. Denn die Anwärter der 
oberen Laufbahn dürfen ſelbſtverſtändlich durch Angehörige 
einer anderen Laufbahn nicht geſchädigt werden. Die Zahl 
der ſo verwendeten Aſſeſſoren hält ſich bisher in beſcheidenen 
Grenzen; bemerkenswert iſt, daß in mehreren Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirken von der Möglichkeit der Auftragserteilung an 
Aſſeſſoren bisher kein Gebrauch gemacht wird. Am zahlreich 
ſten find die Fälle im Bezirk des KG. Auf welchen Gründen 
dieſe immerhin auffällige Verſchiedenheit beruht — iſt doch 
der Überfhuß an Aſſeſſoren und der Mangel an Nachwuchs 
des oberen Dienſtes allmählich überall ſpürbar —, entzieht 
ſich meiner Beurteilung. Vielleicht iſt dieſe Möglichkeit, eine 
entgeltliche Beſchäftigung, wenn auch nur auf mehr oder 
weniger lange Zeit, zu finden, noch nicht allen Aſſeſſoren 
dekannt geworden. Vielleicht auch — und ich habe Anlaß 
zu dieſer Annahme aus gelegentlichen privaten Mitteilungen 
aus der Provinz entnommen — beſtehen bei den Aſſeſſoren 
emmungen in der Richtung von Befürchtungen, fie möchten 
ſich in ihrem Anſehen ſchädigen, indem ſie den Eindruck er⸗ 
weckten, für den Richterdienſt nicht ausreichend qualifiziert 
zu fein. Solche Preſtigegründe würden, insbeſ. in der heutigen 
Notzeit, nicht recht verſtändlich ſein. 

Handelte es ſich bisher nur um kurzfriſtige Geſchäfts⸗ 
aufträge im Falle der Vertretung, ſo iſt die Frage zur Er⸗ 
wägung geſtellt worden, ob nicht die aufgezeigte Lage in den 
beiden Zweigen des Juſtizdienſtes zu einer Regelung auf 
tängere Sicht und auf einer anderen Baſis Anlaß geben 
onnte. Um den erforderlichen Bedarf an Nachwuchs für die 
Taufbahn des oberen Juſtizdienſtes ſicherzuſtellen, müßte die 
Juſtizverwaltung in dieſem Jahre mindeſtens 700 Anwärter 
zulaſſen. Daran iſt ſchon deshalb nicht zu denken, weil 5000 
der Oberſekretärſtellen nach den Anſtellungsgrundſätzen vom 
re Eu 
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26. Juli 1922 i. d. Faſſ. v. 16. Juli 1930 (RGBl. I, 234) 
den Verſorgungsanwärtern vorbehalten ſind ?). Dieſen ſind 
aber während des Vorbereitungsdienſtes Probedienſtbezüge zu 
zahlen, eine finanzielle Belaſtung, die der Haushalt nicht mehr 
trägt. Um über die Notzeit hinwegzukommen, iſt der Plan 
vertreten worden, Aſſeſſoren, die dazu bereit ſind, auf längere 
Dauer im oberen Dienſt entgeltlich zu beſchäftigen. Obwohl 
ſich gegen dieſen Plan ſchwerwiegende Bedenken geltend machen 
laſſen, erſcheint es im Intereſſe einer Klärung der Angelegen⸗ 
heit vielleicht doch gerechtfertigt, Möglichkeit und Art ſeiner 
Ausführung darzulegen. 


Zunächſt müßten die Aſſeſſoren, um eine gleiche Ver⸗ 
wendbarkeit wie die Aktuare zu beſitzen, einen Probedienſt ab⸗ 
leiſten, währenddeſſen ſie natürlich eine Vergütung erhalten 
müßten. Dieſer Probedienſt würde auf ſechs Monate zu be⸗ 
meſſen ſein. Er würde eine Ausbildung im Kaſſen⸗, Koſten⸗ 
und Rechnungsweſen, in Juſtizverwaltungsſachen und im 
Bürobetrieb zum Gegenſtande haben. Denn daß die Aſſeſſoren 
etwa lediglich als Vollrechtspfleger, d. h. nur mit den richter⸗ 
lichen Geſchäften, die durch die „Kleine Juſtizreform“ über⸗ 
tragen ſind, beſchäftigt werden könnten, iſt ausgeſchloſſen. Das 
verbietet ſich einmal mit Rückſicht auf die planmäßigen 
Beamten des oberen Dienſtes, die Rechtspflegergeſchäfte wahr⸗ 
nehmen. Im preußiſchen Juſtizhaushalt ſind für ſolche Beamte 
Zulagen von je 300 AM ausgeworfen. Dieſe Zulagen ſollen 
nur ſolche Oberſekretäre erhalten, die mit mehr als der Hälfte 
ihrer Arbeitskraft in Rechtspflegergeſchäften ſeit wenigſtens 
drei Jahren tätig ſind. Da nur 500 Zulagen vorgeſehen ſind, 
können übrigens bei weitem nicht alle Beamte, die dieſen 
Vorausſetzungen entſprechen, die Zulage erhalten. Es geht 
natürlich nicht an, durch Zuteilung von Rechtspflegergeſchäf⸗ 
ten an Aſſeſſoren in allzu weitem Umfange den planmäßigen 
Beamten der Laufbahn des oberen Dienſtes die Erfüllung der 
Vorausſetzungen für die Erlangung der Zulage zu ſchmälern, 
ganz abgeſehen davon, daß ihre Dienſtfreudigkeit durch eine 
ausſchließliche Verwendung von Aſſeſſoren auf dieſem von 
ihnen ſo begehrten Gebiet leiden würde. Andererſeits verlangt 
auch das Intereſſe der Juſtizverwaltung, daß ſie in den ihr 
an Stelle der ſo notwendigen Anwärter für den oberen Dienſt 
zur Verfügung geſtellten Aſſeſſoren Kräfte hat, die ſie überall 
einſetzen kann. Denn es muß — wie es in der Buko (Per⸗ 
ſonal⸗ und Dienſtordnung für das Büro und die Kanzlei der 
preußiſchen Juſtizbehörden v. 1. März 1928) heißt — oberſter 
Grundſatz ſein, „bei der Feſtlegung der Arbeitsgebiete im 
Einzelfalle durch den Behördenvorſtand unter Berückſichtigung 
der jeweiligen Geſchäftslage und des vorhandenen Perſonals 
in erſter Linie dem Erfordernis einer haushälteriſchen Ver⸗ 
wendung der zur Verfügung ſtehenden Kräfte Rechnung zu 
tragen“. Wenn die als Hilfskräfte des oberen Dienſtes tätigen 
Aſſeſſoren nur Rechtspflegergeſchäfte zu erledigen imſtande 
wären, würde die Möglichkeit einer Anpaſſung an die je⸗ 
weiligen perſonellen und geſchäftlichen Verhältniſſe außer⸗ 
ordentlich eingeſchränkt ſein, und die Aſſeſſoren würden kein 
vollwertiger Erſatz für die fehlenden Beamten der Laufbahn 
des oberen Dienſtes ſein. Aber auch im Intereſſe der Aſſeſſoren 
ſelbſt liegt es, wenn ſie ſich mit dem Arbeitsgebiet des oberen 
Juſtizdienſtes vertraut machen. Treten ſie ſpäter in ihre 
richterliche Laufbahn zurück, ſo werden ſie davon den größten 
Nutzen haben. Es iſt oft beklagt, daß die Richter den An⸗ 
gelegenheiten der Juſtiz verwaltung und des Bürobetriebes 
allzu wenig Intereſſe entgegenbringen und aus Mangel an 
Kenntniſſen auf dieſem Gebiet ihre Bedeutung unterſchätzen. 
Die Folge iſt, daß fie, wenn jic mit Verwaltungsaufgaben 
betraut werden, leicht in Abhängigkeit von den Beamten des 
oberen Dienſtes geraten, in deren Hände dann ſchließlich die 
materielle Führung der Geſchäfte gleitet. Die Notwendigkeit, 
Juſtizverwaltungsgeſchäfte zu erledigen, kann aber an jeden 
herantreten, da ſie in den Rahmen der den Richtern geſetzlich 
zugewieſenen Aufgaben fallen (Tit. 12 88 77—86 PrAG⸗ 
GG.). Ein Verſagen hier ſchädigt auch die Rechtspflege: 
Wenn ſich auch der Behördenvorſtand von weniger bedeutungs⸗ 
vollen Dingen entlaſten wird, ſo muß ihm doch die Leitung und 


2) Die VO. des RPräſ. v. 4. Nov. 1932 (RGGVl. J. 521) hat 
den Stellenvorbehalt von 500% für den oberen Dienſt nicht erhöht. 
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Entſcheidung bei der Führung der Verwaltung verbleiben. 
Soll dieſe von einer höheren Warte aus geſchehen, ſo muß 
der Richter in all ihren vielen Verzweigungen bewandert ſein 
und über die notwendigen techniſchen Kenntniſſe als Rüſtzeug 
verfügen. Die Organiſationsvertretung der oberen Juſtiz⸗ 
beamtenſchaft in Preußen hat übrigens bei ihren ſchon vor Jah⸗ 
ren gemachten Vorſchlägen zu einer Juſtizverwaltungs⸗ 
reform auf das geringe Intereſſe der richterlichen Beamten für 
die Juſtizverwaltungsangelegenheiten hingewieſen und An⸗ 
ſprüche auf eine weitgehende Übertragung dieſer Angelegen⸗ 
heiten zur ſelbſtändigen Erledigung auf die Angehörigen ihrer 
Laufbahn angemeldet. Es ſoll in einer ſolchen Justiz verwal⸗ 
tungs reform ein Gegenſtück zur „Kleinen Juſtizreform“ ge⸗ 
ſchaffen werden. Entſprechend der Übertragung einfacherer Ge⸗ 
ſchäfte der Rechtſprechung ſollen einfachere Geſchäfte der Juſtiz⸗ 
verwaltung den Beamten des oberen Dienſtes als ſelbſtändige 
Aufgabe zugeteilt werden. Es iſt hier nicht der Ort, auf dieſe 
Frage näher einzugehen. Das Juſtizminiſterium hat ſeinerzeit 
von den Provinzialbehörden Berichte eingefordert, deren 
Durchprüfung zu dem Ergebnis geführt hat, daß es ſich nicht 
verlohnt, dieſe Angelegenheit in ähnlicher Weiſe wie die 
„Kleine Juſtizreform“ zu regeln, ſondern daß es genügt, 
Einzelheiten bei der Neufaſſung der Geſchäftsordnung für die 
Geſchäftsſtellen, die inzwiſchen erfolgt iſt, und der noch in 
Ausſicht ſtehenden Neuregelung der Haushaltsvorſchriften 
unter Berückſichtigung der von der oberen Beamtenſchaft ge⸗ 
gebenen Anregungen zu ordnen. Allerdings erfüllt ein ſolches 
Vorgehen die Wünſche der oberen Beamtenſchaft nicht. In der 
Nummer der „Zeitſchrift des Verbandes Preuß. Juſtizamt⸗ 
männer“ v. 1. Dez. d. J. (S. 134 ff.) ſtellt der Verband die 
Angelegenheit der Juſtizverwaltungsreform erneut zur Er⸗ 
örterung und bittet das Juſtizminiſterium, ſchnellſtens zu 
ihrer Erledigung im Sinne ſeiner Vorſchläge zu ſchreiten. 
Auch in dieſem Aufſatz heißt es, daß der obere Beamte die 
zu übertragenden Verwaltungsarbeiten bereits ſeit langem bis 
auf die Unterſchrift vorbereite und ſie ſelbſtändig zu erledigen 
imſtande ſei. 


Ob der Aſſeſſor nach der Ableiſtung des Probedienſtes 
durch eine Prüfung den Nachweis zu führen haben wird, daß 
ſeine Ausbildung erfolgreich geweſen iſt, wird zu überlegen 
ſein. Beſtimmungen hierüber beſtehen nicht, wie ja die Frage 
der Beſchäftigung und Übernahme von Aſſeſſoren in den oberen 
Juſtizdienſt bisher nicht in Erwägung gezogen iſt. Solche 
Beſtimmungen ſind nur für Perſonen getroffen, welche die 
erſte juriſtiſche Prüfung beſtanden haben, und zwar unter⸗ 
ſchiedlich für ſolche, die noch nicht zwei Jahre im richter⸗ 
lichen Vorbereitungsdienſt beſchäftigt waren, und ſolche, die 
dieſe Bedingung erfüllt haben. Bei dieſen Beſtimmungen han⸗ 
delt es ſich allerdings um die endgültige Übernahme als 
Anwärter, während bei den Aſſeſſoren in den obigen Dar⸗ 
legungen davon ausgegangen iſt, daß ſie nur für einen etwa 
zwei⸗ bis dreijährigen Zeitraum als Hilfsarbeiter in den 
oberen Dienſt eintreten. Dieſe abweichende Regelung erſcheint 
aus zwei Gründen geboten: Erſtens braucht ſich der Aſſeſſor 
noch nicht ſofort zu entſcheiden, ob er die Richterlaufbahn 
endgültig aufgeben ſoll, ein Entſchluß, der wohl vielen ſehr 
ſchwer werden und vor dem nicht wenige zurückſchrecken wür⸗ 
den. Können ſie ſich doch dann im Laufe der Jahre über⸗ 
legen, ob ſie den Übertritt in den oberen Dienſt vollziehen 
wollen. Sie würden erſt dann als Stellenanwärter über⸗ 
nommen werden und nach Maßgabe der verfügbaren Stellen 
und ihres Anwartſchaftsdienſtalters in eine Planſtelle ein⸗ 
rücken. Wollen ſie in der Richterlaufbahn verbleiben, ſo wür⸗ 
den ſie entſprechend ihrem Dienſtalter, wobei die Beſchäf⸗ 
tigungszeit im oberen Dienſt zu berückſichtigen ſein würde, 
einen Geſchäftsauftrag als Richter, wenn ſie an der Reihe 
ſind, erhalten. Zweitens würde einer alsbaldigen Übernahme 
als Anwärter das Bedenken entgegenſtehen, daß für jeden 
ſolchen Aſſeſſor nach Vorſchrift der Anſtellungsgrundſätze 
daneben noch ein Verſorgungsanwärter zugelaſſen werden 
müßte. — Bei einer ſolchen Geſtaltung kann es zweifelhaft 
ſein, ob die Prüfung, wie ſie für die mindeſtens zwei Jahre 
im richterlichen Vorbereitungsdienſt beſchäftigt geweſenen Re⸗ 
ferendare als Vorbedingung für ihre endgültige Übernahme 
vorgeſchrieben iſt, zu erfordern ſein wird. Dieſe Prüfung er⸗ 


ſtreckt ſich auf den Nachweis, daß der Anwärter „im Kaſſen⸗, 
Koſten⸗ und Rechnungsweſen, in Juſtizverwaltungsſachen und 
hinſichtlich des Bürobetriebes den an einen Juſtizſupernumerar 
in der Prüfung für den oberen Juſtizdienſt zu ſtellenden An⸗ 
forderungen genügt“. Man könnte ſich vielleicht mit einer 
Beſcheinigung des Behördenvorſtandes, daß das Ziel erreicht 
ſei, begnügen. Allerdings würde dann die Frage auftauchen. 
ob eine ſolche Beſcheinigung auch ausreicht, wenn ſich der 
Aſſeſſor ſpäter für eine endgültige Übernahme in den oberen 
Dienſt entſcheidet. Aber das iſt cura posterior. 

Geſetzliche Schwierigkeiten beſtehen nicht. Die Rechts⸗ 
grundlage, auf der dieſe ganze Regelung beruhen würde, iſt 
einwandfrei vorhanden, wie ſich aus den folgenden Ausfüh⸗ 
rungen ergeben wird: Ebenſo wie die Erlangung der Be⸗ 
fähigung zum Richteramt iſt auch die Erlangung der Fähig⸗ 
keit für die Wahrnehmung der Gefchäfte des Urkundsbeamten 
der Geſchäftsſtelle geſetzlich feſtgelegt. Allerdings ſind die 
maßgebenden Vorſchriften im Gegenſatz zu denen über die Er⸗ 
langung der Richterbefähigung nicht durch Reichsgeſetz ge⸗ 
troffen, vielmehr hat das GVG. bewußt hiervon Abſtand ge- 
nommen, weil es ein Bedürfnis noch einer einheitlichen Re⸗ 
gelung verneinte. Dagegen hat Preußen in feinem AGG. 
(8 68) die Regelung der Dienſtverhältniſſe der Urkundsbeam⸗ 
ten der Geſchäftsſtelle (U. d. G.) einem befonderen Geſetz vor⸗ 
behalten. Das daraufhin erlaſſene Geſetz betr. die Dienſtver⸗ 
hältniſſe der Gerichtsſchreiber v. 3. März 1879 iſt durch das 
jetzt geltende „Geſetz über die Dienſtverhältniſſe der mit der 
Wahrnehmung der Geſchäfte eines Urkundsbeamten der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle betrauten Beamten“ v. 18. Dez. 1927 (GS. 209) 
erſetzt. In dieſem Geſetz wird unterſchieden, wer zur Wahr⸗ 
nehmung ſämtlicher Geſchäfte des U. d. G. berufen iſt und 
wer nur gewiſſe Obliegenheiten eines U. d. G. erledigen kann. 
Natürlich handelt es ſich dabei lediglich um die ſog. Funk⸗ 
tionsgeſchäfte, d. h. diejenigen, die geſetzlich, und zwar vor⸗ 
nehmlich in den Prozeßordnungen, als Tätigkeit des U. d. G. 
beſtimmt ſind. Nur auf die Fähigkeit zur Wahrnehmung 
dieſer Funktionsgeſchäfte bezieht ſich die Regelung in dem 
Gef. v. 18. Dez. 19273). Wird ein ſolches Funktionsgeſchäft 
von einer Perſon, der die geſetzliche Fähigkeit mangelt, vor⸗ 
genommen, ſo entbehrt es der Wirkſamkeit. Dagegen hat 
dieſe geſetzliche Befähigung keinen Bezug auf die Erledigung 
aller übrigen Geſchäfte der Beamten des oberen und des mitt⸗ 
leren Juſtizdienſtes, die man kurz als Bürotätigkeit bezeichnen 
kann. In der Auswahl der Perſonen, die dieſe Geſchäfte aus⸗ 
führen, hat die Juſtizverwaltung freie Hand; ihre Wahrneh⸗ 
mung iſt an keine geſetzliche Befähigung geknüpft. Natürlich 
iſt dieſe theoretiſch ſcharfe Scheidung der beiden Tätigkeits⸗ 
gebiete in der Praxis nicht erkennbar, da ſie von denſelben 
Beamten in Perſonalunion verſehen werden. Nun könnte 
ein geordneter Dienſtbetrieb nicht aufrechterhalten werden, 
wenn der Juſtizverwaltung durch das Geſetz nicht die Möglich⸗ 
keit eingeräumt wäre, mit der einſtweiligen Wahrneh⸗ 
mung der U. d. G.⸗Geſchäfte auch Perſonen zu beauftragen, 
denen die geſetzliche Befähigung fehlt. Ebenſo wie in dem 
alten Gerichtsſchreibergeſetz beſtimmt daher § 3 Gef. v. 18. Dez. 
1927, daß der Juſtizminiſter „die Vorſchriften über die einſt⸗ 
weilige Wahrnehmung der Geſchäfte eines Urkundsbeamten 
der Geſchäftsſtelle erläßt“. Dies iſt in der Allg Verf. v. 1. Febr. 
1928 zur Ausführung des Geſetzes geſchehen (JM Bl. 44). Die 
näheren Beſtimmungen intereſſieren hier nur inſoweit, als es 
heißt, daß im Falle einer Aushilfe oder Stellvertretung mit 
der einſtweiligen Wahrnehmung aller Geſchäfte des U. d. G. 
die im richterlichen Vorbereitungsdienſt mindeſtens zwei Jahre 
beſchäftigt geweſenen Perſonen beauftragt werden können 
(Abſchn. III Ziff. La i. Verb. m. Abſchn. I Ziff. 2). Dieſe Be⸗ 
ſtimmung bezieht ſich nur auf ſolche Perſonen, die nach zwei⸗ 
jährigem richterlichen Vorbereitungsdienſt bereits als An⸗ 
wärter in den oberen Dienſt (vor Ablegung ihrer Kaſſen⸗ und 
Rechnungsprüfung und ihrer Ernennung zum Aktuar) über⸗ 
nommen ſind, wie für die noch nicht zwei Jahre Beſchäftigten, 
die die erſte juriſtiſche Prüfung beſtanden haben, die Einſtel⸗ 
am 3. Juſtizſupernumerar Vorausſetzung iſt (Abſchn. I 

iff. 3). 


>) Die Fähigkeit zur Wahrnehmung der Rechtspflegergeſchäfte 
iſt im $ 7 des Gef. beſonders geordnet. 
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Das Geſ. v. 18. Dez. 1927 enthält aber in § 1 Abſ. 2 
noch einen weiteren Vorbehalt, der lautet: „Unter welchen 
Vorausſetzungen Perſonen, welche die erſte juriſtiſche Prüfung 
beſtanden haben, die Befugnis nach Abſ. 1 erlangen können, 
beſtimmt der Juſtizminiſter.“ Die angezogene Befugnis des 
§ 1 Abſ. 1 iſt im Gegenſatz zu der Befugnis zur einſtweiligen 
Wahrnehmung der Geſchäfte des U. d. G. die allgemeine Be⸗ 
ähigung hierzu. In der erwähnten Ausführungsverfügung 
(Abſchn. I Abſ. 1) iſt nun ganz allgemein gejagt, daß „Per⸗ 
ſonen, welche die erſte juriſtiſche Prüfung beſtanden haben, 
die Geſchäfte eines U. d. G. wahrnehmen können“, mit der 
Einſchränkung, daß dies für Rechtspflegergeſchäfte erſt nach 
mindeſtens ſechsmonatiger Beſchäftigung im richterlichen Vor⸗ 
bereitungsdienſt gilt. Dieſe letztere Anordnung beruht auf der 
in 87 Abſ. 2 des Gef. dem JuſtMin. vorbehaltenen Ermächti⸗ 
gung, die Fähigkeit der Referendare zur Rechtspflegertätigkeit 
zu beſtimmen (vgl. hierzu Thieſing⸗Weber: Der mittlere 
Juſtizdienſt in Preußen S. 94, 96 Anm. 2 u. 5, S. 103 Anm. 2 
und S. 104 Anm. 4a Abſ. 2). Mag auch bei der Beſtim⸗ 
mung des Abſchn. I Abſ. 1 AusfVerf. nur an die noch im 
richterlichen Vorbereitungsdienſt beſchäftigten Referendare ge⸗ 
dacht ſein, wofür die mitgeteilte Sonderregelung der Befähi⸗ 
gung zur einſtweiligen Wahrnehmung der U. d. G.⸗Ge⸗ 
Ihäfte in der Ausführungsverfügung eindeutig ſpricht, da fie 
ſonſt überflüſſig geweſen wäre (. Thieſing⸗Weber 
S. 104), fo zwingt doch die allgemeine Faſſung des Abſchn. I 
Abſ. 1 zu der Auslegung, daß die mit dem Beſtehen der erſten 
zuriſtiſchen Prüfung erlangte Befähigung zur Wahrnehmung 
ſämtlicher Funktionsgeſchäfte des U. d. G. auch beſtehen bleibt, 
wenn der Referendar durch erfolgreiche Ablegung der großen 
Staatsprüfung die Richterbefähigung erworben hat. Dieſe Faf- 
ſung der Ausführungsverfügung hat alſo das eigentümliche Er⸗ 
gebnis, daß der zum Richteramt Befähigte auch alle Geſchäfte 
des U. d. G. rechtswirkſam erledigen kann, obwohl es ſich 
um zwei Befähigungen handelt, die nicht in dem Verhältnis 
zueinander ſtehen, daß die erſtere als die weitergehende, die 
zweite als die geringere umfaſſe. Bis zum Erlaß der Aus⸗ 
führungsverfügung war die Rechtslage auch eine andere, da es 
in dem Geſetz über die juriſtiſchen Prüfungen uſw. v. 6. Mai 
1869 (GS. 656) heißt: „Die Referendarien können die 
Verrichtungen eines Gerichtsſchreibers wahrnehmen“ (8. 8 
Abs. 2). Seit dem Jahre 1928 würde alſo ein von einem 
Richter erlaſſener Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß gültig fein. An der 
geſetzlichen Fähigkeit der Aſſeſſoren zur Wahrnehmung aller 
Geſchäfte des U. d. G. beſteht danach kein Zweifel. 

Selbſt wenn nun der Plan einer langfriſtigen Beſchäfti⸗ 
gung von Aſſeſſoren im oberen Dienſt nicht weiter verfolgt 
werden ſollte, würde ihre zeitweilige Verwendung, die jedenfalls 
noch geraume Zeit beibehalten werden wird, eine Prüfung der 
Jrage angezeigt erſcheinen laſſen, wie es mit der Gültigkeit 
richterlicher Geſchäfte ſteht, die ein ſolcher Aſſeſſor während 
ſeiner Beauftragung vorgenommen hat. Die Frage iſt auf⸗ 
geworfen worden im Hinblick auf Geſchäfte, die nach der Ent⸗ 
laſtungsverfügung nicht übertragen ſind und daher von einem 
oberen Juſtizbeamten als Rechtspfleger nicht ſelbſtändig hätten 
erledigt werden können. Hierzu wird behauptet, daß, wenn ein 
als Hilfskraft im oberen Dienſt beſchäftigter Aſſeſſor in Über⸗ 
chreitung der Befugniſſe des Rechtspflegers ein nicht über⸗ 
tragenes Geſchäft vorgenommen habe, dieſes trotzdem infolge 
der vom Aſſeſſor erworbenen Richterfähigkeit rechtsgültig 
ſei. Die Beweisführung geht dahin: Der „zum Rechtspfleger 
veſtellte“ Aſſeſſor ſei Richter des betreffenden AG. An feiner 
richterlichen Eigenſchaft ändere die Beſtellung zum Rechts⸗ 
Pfleger nichts. Infolge feiner Überweiſung an das AG., 
Keichvie in welcher Eigenſchaft, gehöre er ihm zugleich als 
Richter an. Deshalb ſei jedes von ihm vorgenommene richter⸗ 
liche Geſchäft gültig. Denn gemäß § 23 Abſ. 2 AGG Vc. 
1 die Gültigkeit einer Handlung des AR. nicht dadurch 
berührt, daß fie nach der Geſchäftsverteilung von einem an⸗ 
deren Richter vorzunehmen geweſen wäre. Die einem AG. 
unentgeltlich oder entgeltlich überwieſenen Aſſeſſoren ſeien zur 

ahrnehmung aller richterlichen Geſchäfte befugt. Nur beim 
55 könnten ſie ohne Geſchäftsauftrag keine richterliche Hand⸗ 
ung wirkſam vornehmen (88 3, 5 AGG NG.) . 


Dieſe Beweisführung geht m. E. bis auf einen unten 


noch zu erörternden Fall von unrichtigen Vorausſetzungen 
aus und iſt daher nicht zutreffend ſelbſt in der Beſchränkung 
auf die Rechtspflegertätigkeit, geſchweige denn hinſichtlich ſol⸗ 
cher Geſchäfte, die nicht einmal potentiell Rechtspfleger⸗ 
geſchäfte fein könnten, wie der Erlaß von Urteilen. Zunächſt 
iſt aber einmal zu prüfen, welche Folge es hat, wenn ein 
nicht richterlicher Beamter in Überſchreitung der beſtehenden 
Vorſchriften über die Rechtspflegertätigkeit gehandelt hat. Da⸗ 
mit ein ſolcher als Rechtspfleger tätig werden darf, müſſen 
folgende Vorausſetzungen erfüllt ſein: 

1. Die Entlaſtung der Richter (Staatsanwälte) muß für 
ar Ar ar Behörde angeordnet fein ($2 Abſ. 1 Entl⸗ 

erf.). 

2. Der Beamte muß die zur Wahrnehmung der Geſchäfte 
erforderliche Eignung beſitzen. Während dies früher nur bei 
Juſtizoberinſpektoren und Juſtizinſpektoren ohne weiteres und 
bei anderen Beamten des oberen Dienſtes nur auf Grund 
beſonderer Anerkennung des LGPräſ. der Fall war, find 
jetzt alle Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle i. S. des 8 1 
des Geſ. v. 18. Dez. 1927 zur Rechtspflegertätigkeit be⸗ 
fähigt (5 1 Abſ. 1 EntlVerf.). 

3. Das Geſchäft muß zur Übertragung gemäß der Entl⸗ 
Verf. geeignet fein (88 15, 16, 18—20, 23, 27, 31, 32, ſo⸗ 
wie die vom LGPräſ. nach 88 21, 24, 28 als geeignet be⸗ 
zeichneten Geſchafte). 

4. Die Bearbeitung muß dem Beamten nach Maßgabe der 
Geſchäftsverteilung zuſtehen (8 4 Abſ. 1). 

Nicht alle dieſe Vorausſetzungen dürften die gleiche Be⸗ 
deutung für die Wirkſamkeit des Geſchäfts haben. Fehlt eine 
der drei erſtgenannten, ſo liegt ein fehlerhafter Staatsakt 
vor. Er iſt von einer Perſon vorgenommen, die der funk⸗ 
tionellen Zuständigkeit dafür ermangelt. Denn beim Fehlen 
der Vorausſetzungen zu 1 und 3 liegt ein ausſchließlich 
richterliches Geſchäft vor, zu 2 entbehrt der Vornehmende der 
geſetzlichen Befähigung. Die Folge iſt die Nichtigkeit des Ge⸗ 
ſchäfts. Anders ſteht es mit der Vorausſetzung zu 4. Hier 
handelt es ſich lediglich um einen Verſtoß gegen die Geſchäfts⸗ 
verteilung, alſo eine nur den inneren Geſchäftsbetrieb an⸗ 
gehende Regelung. Ein ſolcher Verſtoß würde nur dann die 
Gültigkeit des Geſchäfts berühren, wenn es im Geſetz ausge⸗ 
ſprochen wäre, wie das z. B. im Art. 4 AGGBD. geſchehen iſt. 
Die Vorſchrift des 8 23 Abſ. 2 Ac GVG. gibt daher nur 
einem allgemeinen Rechtsgedanken Ausdruck, der auch für die 
Rechtspfleger zu gelten hat. Die Beſtimmung des 8 13 Abſ. 3 
EntlVerf., wonach ein vom Rechtspfleger wahrgenommenes 
Geſchäft nur dann wirkſam iſt, wenn es zur Zeit der Vor⸗ 
nahme ihm übertragen war, ſoll nur, wie es in der Rundverf. 
v. 29. Mai 1923 unter Ziff. 5 Abſ. 3 erläutert iſt, klarſtellen, 
daß die Wirkſamkeit fehlt, „wenn das Geſchäft nicht unter die 
Entlaſtungsanordnung fällt oder der Richter oder Staats⸗ 
8 292 es ſich vorbehalten hat“ (Thieſing-Weber a. a. O. 

. 202). 


Wie fteht es nun aber, wenn ein Aſſeſſor als Hilfs⸗ 
kraft im oberen Juſtizdienſt verwendet wird? Nach der oben 
wiedergegebenen Meinung, die ſich auf den Fall beſchränkt, 
daß der Aſſeſſor „als Rechtspfleger beſtellt“ iſt, würde anders 
zu entſcheiden ſein. Der Ausgangspunkt, daß die von dem 
Aſſeſſor erlangte Fähigkeit zum Richteramt das Fehlen der er⸗ 
örterten Gültigkeitsvorausſetzungen decke, iſt jedoch unrichtig. 
Wird ein Aſſeſſor mit der Wahrnehmung von Rechtspfleger⸗ 
geſchäften betraut, ſo iſt das nicht das Primäre; er erhält 
nicht einen Geſchäftsauftrag als Rechtspfleger. Das iſt auch 
gar nicht möglich. Denn „. .. die Bezeichnung Rechtspfleger 
iſt in der Entlaſtungsverfügung nur aus praktiſchen Gründen 
der Kürze halber gewählt. Es ſoll damit nicht eine neue Be⸗ 
amtengruppe geſchaffen oder die Schaffung einer ſolchen ein⸗ 
geleitet oder eine neue Amtsbezeichnung eingeführt werden 
Neben der ſelbſtändigen Wahrnehmung der übertragenen rich⸗ 
terlichen Geſchäfte liegt ihnen regelmäßig die Erledigung von 
Bürogeſchäften ob“ (Ziff. 6 Rundverf. v. 29. Mai 1923). Der 
Aſſeſſor wird daher als Hilfsarbeiter des oberen Dienſtes ein⸗ 
geſtellt. Dies geſchieht durch den OLPräſ. Erhält nun ein 
unentgeltlich beſchäftigter Aſſeſſor einen ſolchen Geſchäfts⸗ 
auftrag, ſo wird er nicht Richter des Gerichts, bei dem er 
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gemäß dem Auftrag tätig wird, auch nicht, wenn dies Gericht 
ein AGG. iſt. Die §8 3, 5 AGG VG. können die gegenteilige 
Meinung nicht ſtützen. § 3 regelt die Überweiſung des Aſſeſſors 
zur unentgeltlichen Beſchäftigung an ſein Stammgericht. 
Sit dies, wie regelmäßig, ein AG., jo iſt er dort zur Wahr⸗ 
nehmung richterlicher Geſchäfte befugt, während ihm bei der 
Überweiſung an ein Landgericht dieſe Befugnis fehlt (8 5 
a. a. O.). Die nach dem Geſetz dem Juſtizminiſter zuſtehende 
Bezeichnung des Stammgerichts erfolgt kraft allgemeiner Er⸗ 
mächtigung durch den OLGPräſ., der aber bei jeder Überwei⸗ 
ſung dieſe Ermächtigung zum Ausdruck zu bringen hat. Beim 
Landgericht kann der Aſſeſſor richterliche Geſchäfte nach 85 
a. a. O. nur auf Grund ſeiner Beſtellung als Hilfsrichter 
ſelbſtändig wahrnehmen, wie ja ſchon 8 69 GWG. reichsrecht⸗ 
lich die Befugnis zur richterlichen Tätigkeit beim Landgericht 
an eine ausdrückliche Beiordnung durch die Juſtizverwaltung 
knüpft. Nach § 4 AGG. find die Aſſeſſoren verpflichtet, 
Geſchäftsaufträge im richterlichen Dienſt zu übernehmen. 
Aus dieſen Vorſchriften ergibt ſich ſchon ohne weiteres, 
daß ein Aſſeſſor, der als Hilfsarbeiter im oberen Juſtizdienſt 
beim Landgericht eingeſtellt iſt, dort keine richterlichen Ge⸗ 
ſchäfte wirkſam vornehmen könnte. Denn er iſt nicht als Hilfs⸗ 
richter beſtellt, ſondern als Hilfsarbeiter des oberen Dienſtes 
daſelbſt eingeſtellt worden. Ganz gleich liegt die Sache beim 
Amtsgericht, das nicht das Stammgericht iſt. Der Aſſeſſor 
gehört dieſem Amtsgericht keineswegs als richterlicher Be⸗ 
amter an, ſondern er iſt bei ihm kraft des ihm erteilten Auf⸗ 
trags als Hilfskraft des oberen Dienſtes eingeſtellt. Seine 
Stellung und ſeine Befugniſſe ſind keine anderen als die 
eines nichtrichterlichen Beamten des oberen Dienſtes, z. B. 
eines an das Amtsgericht abgeordneten Aktuars. Er trägt 
feine Richterbefähigung nicht etwa als einen caracter indele- 
bilis auch in dieſer Tätigkeit mit ſich. Während ſeines Auf⸗ 
trags unterſteht er daher m. E der Dienſtaufſicht des auf⸗ 
ſichtführenden Richters gemäß § 79 Abſ. 2 Ac GVG. Denn 
er iſt für die Dauer ſeiner Einſtellung als Hilfsarbeiter des 
oberen Juſtizdienſtes ein bei dieſem Amtsgericht „beſchäftigter 
nichtrichterlicher Beamter“). Selbſtverſtändlich gilt auch die 
den Schutz der Unabhängigkeit der Rechtspflege bezweckende 
Beſtimmung des § 23 Abi. 1 Satz 2 AVG. für ihn nicht. 
Ebenſowenig trifft ihn die Verpflichtung des § 4 a. a. O., 
vielmehr kann er die Übernahme des Auftrags ablehnen, da 
dieſer kein Auftrag zur Verwaltung einer Amtsrichterſtelle 
oder zur Übernahme der Stellung eines Hilfsrichters iſt. 
Wenn der Aſſeſſor daher als Rechtspfleger die Grenzen der 
Entlaſtungsverfügung überſchreitet, ſo iſt die Frage nach 
der Rechtsgültigkeit ſeiner Handlung genau ſo zu entſcheiden, 
wie ſie oben hinſichtlich des nichtrichterlichen Beamten ent⸗ 


4) Natürlich genießt er bei Wahrnehmung von Rechtspfleger⸗ 
geſchäften den Schutz der richterlichen Unabhängigkeit, wie das auch 
beim U. d. G. der Fall iſt. 


ſchieden iſt. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung wird noch 
klarer, wenn man ſie bezüglich ſolcher richterlicher Geſchäfte 
prüft, die überhaupt nicht Gegenſtand der Entlaſtung ſein 
können. Wäre die bekämpfte Anſicht richtig, ſo müßte der als 
Hilfsarbeiter des oberen Dienſtes kommittierte Aſſeſſor auch 
derartige Geſchäfte rechtswirkſam vornehmen können; das iſt 
aber zu verneinen. Nähme er z. B. auf Bitten des zuſtändigen 
Zivilrichters für dieſen eine Sitzung wahr und erließe er 
richterliche Entſcheidungen, ſo fände dies keine Deckung durch 
8 23 Abſ. 2 AG VG., weil er eben kein Amtsrichter im Sinne 
dieſer Vorſchrift iſt und es ſich nicht um einen bloßen Ver⸗ 
ſtoß gegen die Geſchäftsverteilung handeln würde s). Auch fol⸗ 
gende Erwägung unterſtützt das gewonnene Ergebnis: Wenn 
die einmal erlangte Fähigkeit zum Richteramt als ſolche von 
Bedeutung wäre, ſo müßte ſie dieſe auch behalten, wenn der 
Aſſeſſor als Stellenanwärter in den oberen Dienſt endgültig 
übernommen, und ſchließlich ſogar, wenn ihm eine planmäßige 
Juſtizoberſekretärſtelle verliehen worden wäre. Denn es iſt 
olle einzuſehen, weshalb die Rechtslage dann anders fein 
ollte. — 

Schließlich iſt noch der oben bereits angedeutete Fall zu 
unterſuchen, daß der Aſſeſſor bei dem Amtsgericht, dem er 
zur unentgeltlichen Beſchäftigung überwieſen iſt, einen Ge⸗ 
ſchäftsauftrag als Hilfsarbe'ter im oberen Dienft angenommen 
hat. Hier erhebt ſich die Frage, ob er nicht trotz des Auf⸗ 
trags auch weiter als Richterkraft bei dieſem ſeinem Domizil⸗ 
gericht zu behandeln iſt. Denn ohne den Auftrag wäre er als 
Richter dieſes Gerichts anzuſehen und könnte gemäß 8 23 
Abſ. 2 AGG“VG. alle richterlichen Geſchäfte mit Gültigkeit 
erledigen. Die Entſcheidung iſt zweifelhaft. Sie hängt davon 
ab, ob der Aſſeſſor auch während der Dauer feines Auftrags 
im oberen Dienſt richterliche Kraft des Amtsgerichts bleibt. 
Bejaht man dies, ſo ſind nicht nur die von ihm als Rechts⸗ 
pfleger unter Überſchreitung der Grenzen der Entlaſtungsver⸗ 
fügung vorgenommenen Geſchäfte, ſondern auch ſolche Hand⸗ 
lungen gültig, die nichts mit der Entlaſtung zu tun haben, 
3. B. Urteile, die er etwa im Rahmen des ihm bis zu ſeiner 
Beauftragung geſchäftsordnungsmäßig übertragen geweſenen 
Zivilprozeßdezernats erlaſſen würde. Nimmt man aber an, 
daß ſeine Eigenſchaft als ein dem Amtsgericht zur unentgelt⸗ 
lichen Beſchäftigung überwieſener Aſſeſſor während des Auf⸗ 
trags ruht, ſo wäre die Rechtslage nicht anders wie bei der 
Abordnung an ein anderes Gericht. Im Intereſſe der Auf⸗ 
rechterhaltung hoheitsrechtlicher Akte würde ſich hier aber 
wohl die Anſicht vertreten laſſen, daß die Fähigkeit des 
Aſſeſſors zur Ausübung richterlicher Tätigkeit durch ſeine Be⸗ 
auftragung nicht berührt wird. 


5) Eine ſolche Entſcheidung wäre von einer zum Richteramt 
nicht berufenen Perſon erlaſſen und daher nichtig. Auf den Streit 
über die Nichtigkeit von Urteilen braucht hier nicht eingegangen 
zu werden. 


Kecht und Wirtſchaft ). 


Von Profeſſor Dr. Johannes Popitz, Berlin. 


Wer die bisherigen Werke v. Gottls kennt, weiß, 
welche Lebensaufgabe er ſich geſtellt hat. Sie deckt ſich mit 
dem Wunſch aller, die an der Entwicklung der Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre mitarbeiten, und kommt auch dem „Gefühl“ ent⸗ 
gegen, das der nicht gelehrte Betrachter dem Zuſtande der 
nationalökonomiſchen Wiſſenſchaft gegenüber hat und häufig 
äußert. Es handelt ſich um die Frage nach dem Objekt der 
Volkswirtſchaftslehre als Wiſſenſchaft. Gewiß 
pflegt der Praktiker einigermaßen ſkeptiſch theoretiſchen Fra⸗ 
gen gegenüberzuſtehen, und doch iſt es ſo, daß der wirklich 
nachhaltige Einfluß einer Wiſſenſchaft gerade auf die Praxis 
und auf die ſtaatliche Willensbildung nur dann zu gewinnen 
iſt, wenn die Vertreter dieſer Wiſſenſchaft von einer Poſition 
aus zu ſprechen vermögen, die ihnen das Übergewicht über die 

1) Vgl. v. Gottl⸗Ottlilienfeld, Wirtſchaft und Wiſſen⸗ 
ſchaft unten S. 32. 


Anſichten des Alltagslebens durch die Ausrüſtung mit einer 
Theorie gibt, die ein ſtraffes Netz begrifflichen Denkens über 
das Ganze des Objekts ihrer Wiſſenſchaft wirft, um dieſes in⸗ 
haltlich und zugleich erſchöpfend geiſtig zu bewältigen. Der 
Nationalökonomie der Gegenwart fehlt ein feſtes Lehrgebäude, 
und fie ringt noch um ihre grundſätzliche Eingliederung in 
das ſtolze Syſtem feſtgefügter Wiſſenſchaften. Wir kennen 
die Auffaſſung Gottls aus feinen früheren Veröffent⸗ 
lichungen, worin er die Gefahr ſieht, der gerade die Lehre 
von der Wirtſchaft ausgeſetzt iſt. Sie hat es mit einem Be⸗ 
griff, dem der Wirtſchaft, zu tun, der dem Wortſchatz des 
Alltaglebens in einem Ausmaß angehört, wie kaum ſonſt 
ein Wortgebilde, das das Zentralproblem der Forſchung 
irgendeiner anderen Wiſſenſchaft bezeichnet. Sonſtige Worte 
des täglichen Lebens drängen ſich mit dem Anſpruch, Grund⸗ 
begriffe zur Volkswirtſchaftslehre zu ſein, heran, Worte wie 
Gut, Leiſtung, Wert: „queckſilbrige Worte“, „Feigenblätter 
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unſerer Wiſſensblöße“. So bildet ſich vom Wort her ein 
„gemeines Wiſſen“, von dem, was Gegenſtand der Wiſſen⸗ 
ſchaft von der Wirtſchaft ſein ſoll, dieſe gerät in Abhängig⸗ 
keit von der Bedeutung des Wortes und ſeinem Gebrauch in 


der Sprache des täglichen Lebens, ſtatt nach jenem Wirk⸗ 
lichen zu fragen, dem dieſes Wort nur als Name dient. So 
entſteht denn ein „ſprachflüſſiges Denken“, ein „Hinweg⸗ 
gleiten über den Sachverhalt auf dem ſprachlichen Schlitten 
der Worte“. Vielfach und oft in pikanten Formulierungen 
trifft Gottl3 Zorn dieſe Gebundenheit. Mir iſt dabei das 
Zwiegeſpräch zwiſchen dem Narren und Viola in „Was ihr 
wollt“ 2) eingefallen: 

Narr: Eine Redensart iſt nur ein lederner Handſchuh 
für einen witzigen Kopf; wie geſchwind kann man die ver⸗ 
kehrte Seite herauswenden. 

Viola: Ja, wer artig mit Worten tändelt, kann ſie 
geſchwind leichtfertig machen. 

Narr: Darum wollte ich, man hätte meiner Schweſter 
keinen Namen gegeben. Ihr Name iſt ein Wort, und das 
Tändeln mit dem Wort könnte meine Schweſter leichtfertig 
machen. Aber wahrhaftig, Worte ſind rechte Hundsfötter, 
ſeit Verſchreibungen ſie zuſchanden gemacht haben. 

Viola: Deinen Grund? 

Narr: Nun, ich kann Euch keinen ohne Worte angeben, 
und Worte find fo falſch geworden, daß ich keine Gründe 
darauf bauen mag. 

Gottl ſtellt ſich nun die Aufgabe, das wahre Verhältnis 
n Wirtſchaft und Wiſſenſchaft aufzudecken, von der naiven 
ehre, vom gemeinen Wiſſen um die Wirtſchaft zur reiferen 
Lehre durchzudringen. So begibt er ſich auf die Suche nach 
em Grundproblem von der Lehre von der Wirtſchaft. Es 
geſchieht das auf breiteſter Grundlage. An dieſer Stelle iſt 
es unmöglich, den Weg, den Gottl uns durch 1350 Seiten 
hindurch führt, auch nur im Umriß zu ſchildern. Den Leſern 
dieſer Zeitſchrift muß es aber von Intereſſe ſein, einen Teil 
dieſes Weges etwas genauer kennenzulernen. Es handelt ſich 
dabei um das, was Gottl über das Recht und fein Ver⸗ 
hältnis zur Wirtſchaft zu ſagen hat. 
% Hierzu iſt es freilich notwendig, zunächſt grundſätzlich in 
Hottls Gedankenwelt einzuführen. Wirtſchaft ift nicht als 
zeiſtung anzuſehen, ſondern als Teilgeſtaltung menſchlichen 
uſammenlebens. Die Lehre von der Wirtſchaft gehört da⸗ 
. zu den Lebenslehren, im Gegenſatz zu den Natur⸗ 
‚Ehren. Die Aufgabe der Lebenslehren — auch Rechts⸗ und 
dieſchichtswiſſenſchaft gehören dazu — iſt nicht nur, wie es 
nie Naturlehren im Endergebnis tun, praktiſchem Handeln 
zu dienen, ſondern fie lehren darüber hinaus, das Leben um 
uns zu verſtehen. Die Lebenslehren haben es nicht, wie die 
Naturwiſſenſchaften, mit Daten zu tun, die ſich auf Sinn⸗ 
fälliges beziehen, bei denen aber an ſich ein Zuſammenhang 
fehlt; er kann erſt durch Betrachtung einer ganzen und mehr⸗ 
uuchen Reihe von Daten und durch deren Verallgemeinerung 
en der Wiſſenſchaft erfaßbar gemacht werden. Die Lebens⸗ 
lehren ſtehen dagegen vor Fakten, die als ſinnhaft wirk⸗ 
— von ſich aus einen Zuſammenhang haben. Die Lehre 
en ihnen führt danach zwangsläufig in einen Allzuſammen⸗ 
hung dieſes Wirklichen hinein. Es gilt, aus den durchſchau⸗ 
rg Zuſammenhängen der einzelnen Fakten die Vorſtellung 
. Allzuſammenhang des ſinnhaft Wirklichen zu er⸗ 
arbeiten und damit dieſen Allzuſammenhang des Geſchehens 
we. Begriffliche umzulegen. Dabei kann einer Lebenslehre 
denig Ruhm erwachſen durch die Formulierung von all⸗ 
een, Geſetzen in Nachahmung naturwiſſenſchaftlicher Ge⸗ 
Er Vei ſolchen Geſetzen, wie fie etwa die Nationalökonomie 
ab, Heſetz von Angebot und Nachfrage oder im Geſetz vom 
u ehmenden Bodenertrag aufgeftellt hat, handelt es ſich nur 
u einen kurzen Ausdruck eines klar und leicht durchſchau⸗ 
für en. Zuſammenhanges innerhalb des erlebten Geſchehens; 
! m Die Erkenntnis ift damit wenig geleiftet. Auch die Durch⸗ 
zahlung einer umgrenzten Vielheit gleichartiger Fakten — 
ließ Gefchäft der Statiſtik — kann nicht mehr als Material 
fern. Die Frage iſt vielmehr die, in welcher Weiſe läßt ſich 
EZ 
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das Geſchehene verſtehen, d. h. auf zureichende Gründe 
zurückführen. Welche Art von Kauſation iſt für Lebens⸗ 
vorgänge gegeben? Unter Kauſation verſteht Gottl dabei 
ein Erklären, das das anſchaulich oder in Tatſachen als 
wirklich Aufgegriffene auf einen zureichenden Grund zu— 
rückführt. Gottl lehnt — und das iſt mit Rückſicht auf 
das intereſſante Syſtem, das Englis®) ausgebreitet hat, 
beſonders intereſſant — die Erſetzung der Erklärung aus 
der Urſache durch die Erklärung aus dem Zweck ab, denn eine 
Lehre, die ſtatt der Kauſalität nurmehr der Finalität nach⸗ 
geht, könne überhaupt nicht weiter vordringen als bis zu 
Erkenntniſſen minderen Ranges. Gewiß handele eine Lehre, 
wie die von der Wirtſchaft, von Menſchen freien Willens, 
während für das Gebiet der Naturwiſſenſchaft die Kauſalität 
eingeengt iſt auf das zwingende Walten der Naturgeſetze. 
Aber die Wiſſenſchaft vom Leben hat es eben nicht mit Er⸗ 
ſcheinungen, ſondern mit Erlebungen zu tun. Da gilt gewiß 
der Wille, es handelt ſich nur bei der kauſalen Erklärung 
darum, auf die Bedingungen zu achten, die ihm geſetzt ſind. 
Gerade im Ausweis der eigentümlichen Art, wie ſich vom 
Boden der Erfahrung aus geſehen Freiheit und Gebunden⸗ 
heit des Willens vermählen, lebt ſich das erkennende Denken 
der Lebenslehren aus. Nur für den praktiſch Handelnden er⸗ 
ſcheint — in naiv techniſchem Denken — der Zweck als die ge⸗ 
wollte Wirkung, das Mittel als die daraufhin gewollte Ur- 
ſache. Aber dieſe Überlegung entſcheidet nichts hinſichtlich der 
Erklärung aus dem zureichenden Grunde. Geht es um die 
Rückführung auf den zureichenden Grund, ſo erſcheint die Ur⸗ 
ſache als etwas, das die Wirkung nicht anders erzwingt, wie 
das Wollen unſer Tun erzwingt. Freilich die Art Kau⸗ 
ſalität, die den Lebenslehren eigen iſt, iſt eine andere als 
die Kauſalität des naturwiſſenſchaftlichen Denkens, die ledig⸗ 
lich im Wege der Verallgemeinerung erarbeitet iſt. Denn das 
Geſchehen ſoll nicht als etwas Sinnfälliges gedeutet werden, 
ſondern als etwas Gewolltes, das im Geſchehen lebt. Es geht 
alſo darum, den Weg vom Wollen zur Tat aufzuweiſen, ſei 
es, daß dieſer Weg ſich kraft Vernunft vollzieht, ſei es, daß 
das Gefühl dabei hineinſpielt. Das Geſchehen, um deſſen 
Erklärung es ſich handelt, findet im Wollen, dem entlang 
es anſchaulich in ſich zuſammenhängt, ſeine Dominante. 
Hierzu treten als Determination die übrigen Bedingungen 
dafür hinzu, daß das Geſchehene ſo und nicht anders verläuft. 

Es folgt nun ein Syſtem, das zunächſt die Filiation 
der Dominante des Geſchehens, des Wollens, an⸗ 
ſchaulich macht. Die vernunftmäßige Hierarchie des wählenden 
Wollens wird aufgezeigt, die Rolle des Gefühls, dem das 
ſtoßende Wollen entſtammt, wird hinzugefügt. Es wird dar⸗ 
gelegt, wie die Bildung des Willens zurückgeführt werden 
kann auf Gewohnheit, d. h. den ewigen Rückfall des Wollens 
in nämliche Inhalte, auf Herkommen, das auf Bejahung des 
Zuſammenlebens beruht, und auf Geſinnung, die entweder 
— ſelten — eine gelebte Geſinnung iſt, oder eine fordernde, 
auf einem Wunſchbild beruhende. Es folgt die Lehre von 
der Deviation (Ablenkung) des Willens, von der Wechſel⸗ 
beziehung des Wollens zu jedem anderen Wollen, jener Kor⸗ 
relation allen Wollens, die erſt den Vorrang des einzelnen 
Wollens gegenüber gleichzeitige Wollem beſtimmt. Jedes 
Wollen jtößt ſich mit anderweitigem Wollen, dadurch wird 
der Bereich des praktiſchen Könnens beſtimmt. Zu dieſer 
äußeren Korrelation tritt die innere: keine Erfüllung erſchöpft 
ihren Belang für die Perſon in ihrer Vereinzelung, die Er⸗ 
füllungen erweiſen ihren wahren Belang erſt durch ihr Zu⸗ 
ſammenſpiel. Hier ergibt ſich die erſte Nutzanwendung auf 
wirtſchaftliche Zuſammenhänge. Gegen die Erkenntnis, daß 
kein einzelnes erlebtes Geſchehen als vereinzeltes erklärbar 
iſt, wird verſtoßen, wenn der Entſchluß zum Tauſch und die 
Entſtehung des Preiſes auf den Akt einer Schätzung des 
Wertes zurückgeführt wird oder auf die unaufgelöſt blei⸗ 
bende Vorſtellung des Nutzens, oder wenn gar das ſogenannte 
wirtſchaftliche Prinzip eingeführt wird. Wirtſchaftliche Er⸗ 
wägung geht vielmehr auf die Ausleſe und Deckungsweiſe des 


) Vgl. K. Englis, Grundlagen des wirtſchaftlichen Denkens 
1925); derſelbe, Finanzwiſſenſchaftl. Abriß einer Theorie der Wirt⸗ 
ſchaft der öffentlichen Verbände (1931); derſelbe, Teleologiſche Theorie 
der Staatsanwaltſchaft, Finanzarchiv n. F. Bd. 1 (1932) S. 64f. 
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deckungswürdigen Bedarfs unter Bedachtnahme auf die dop⸗ 
pelte Korrelation alles Wollens. Keinerlei Bedarf könnte 
ſeine Deckung finden, ohne in jenen beiden Richtungen allen 
anderen Bedarfen Abbruch zu tun. Das Ziel iſt nicht der 
Abſchluß eines einzelnen Tauſches, ſondern der geſtalthafte 
Einklang von Bedarf und Deckung. 

Die Unterſuchung kehrt zur Lehre von der Kauſation 
zurück. Der Darſtellung der Dominante, des Willens und 
ſeiner Bildung wird die Aufzeigung der Determination 
hinzugefügt: zum Wollen tritt das Können. Es handelt ſich 
um die (ſekundären) Bedingungen, in denen das durch die 
Willensbildung ſchon beſtimmte Geſchehen des näheren ſeinen 
Verlauf nimmt. Die Determination iſt ſubjektiv und objektiv. 
Subjektiv bezogen nicht nur auf die leibliche Perſon, die in 
ihren Handlungen Stellung nimmt, ſondern auch bezogen auf 
das Gebilde, dem ſie eingegliedert iſt, z. B. auf eine Unter⸗ 
nehmung, deren Können abhängig iſt von dem, was ihr an 
Geld, vertraglichen Leiſtungen uſw. zur Verfügung ſteht. 
Objektive Determination liegt vor in der Abhängigkeit vom 
Lebensraum, der ſich etwa entfaltet als Wohnraum oder 
Verkehrsraum, zu dem aber auch die geiſtigen Lebensmächte 
hinzutreten, die kraft ihrer Inhalte auf den Weg des Wil⸗ 
lens zur Tat beſtimmend einwirken. 

Hier nun begegnen wir zum erſtenmal neben der Technik 
dem Recht. Technik und Recht werden als die geiſtigen 
Sekundanten des Handelns bezeichnet. Die Technik gibt ihm 
die Methode, das Recht die Norm. Die Technik berät den 
Willen eines beſtimmten Willens bei der Umſetzung in die 
Tat, die Norm dagegen „lauert“ darauf, ob ein Wille mit 
einer beſtimmten Lage der Mitwelt zuſammentrifft. Iſt 
das der Fall, ſo zwingt ſie entweder dem Wollenden ein be⸗ 
ſtimmtes Vorgehen gegen andere auf oder hat ein beſtimmtes 
Vorgehen gegenüber dem Wollenden zur Folge. Beide, Technik 
und Recht, Methode und Norm, ſind noch miteinander ver⸗ 
knüpft im Brauch, der ſowohl das Wie wie das Daß des 
Handelns beſtimmt. Aber die Norm löſt ſich aus dieſem 
Urverband zu letzter überperſönlicher Geltung. Sitte und 
Brauch verbildlichen gewordene Vernunft des Zuſammen⸗ 
lebens, das Recht dagegen bekundet ſich in der bewußt ge⸗ 
ſtalteten Vernunft des Zuſammenlebens. Die Geſtaltung 
zeigt ſich in den Veranſtaltungen, die dem Recht die Kraft 
ſeiner Geltung wahren (3. B. in den Organen der Rechts⸗ 
pflege), und ferner in der Rechtsordnung als einer gebild⸗ 
haften Einheit. Als ſolche begleitet ſie die Wirtſchaft als 
eine Teilgeſtaltung des Zuſammenlebens die andere, von 
einer Geſtaltung zur anderen, wenn auch immer nur zögernd 
dem reſtloſen Wandel des erlebten Geſchehens folgend ). — 
Determinativ wirkt neben dem Lebensraum und neben den 
Lebensmüchten der Lebenskreis, der das Gebilde (den Wollen⸗ 
den in ſeiner Stellung) umgibt, zonenhaft abgeſtuft von 
Nachbarſchaft, Gemeinde bis zum Staat, der als wuchtigſt 
gefügtes Umgebilde im Staatshaushalt in Erſcheinung tritt, 
der Staatshaushalt wieder als zentrales und allſeitig be⸗ 
langvollſtes Ingebilde der Volkswirtſchaft. 

Iſt jo die Kauſation kraft Verſtehens in der Unterſuchung 
der Dominante (des Willens) in der Determinanten (der Be⸗ 
dingungen des Könnens) aufgezeigt, und damit das erlebte 
Geſchehen auf ſeinen zureichenden Grund zurückgeführt, ſo 
geſchah das doch nur von der tätigen Stellungnahme des 
Subjekts, von ſeiner Aktivität aus. Hinzuzufügen iſt noch 
eine Betrachtung, die das Subjekt und mit ihm das Gebilde 
nicht als handelnd, ſondern als erleidend aufweiſt. Das 
Handeln des einen läuft, gewollt oder ungewollt, auf ein 
Erleiden des anderen hinaus; das Subjekt iſt dann die Ur⸗ 
ſache des Erleidens eines anderen Subjekts. Es erfährt aber 
dem Subjekt auch eine Erleidung unabhängig vom Handeln 
anderer, von der Raumwelt her, oder von ſeiner eigenen 
Leiblichkeit, die objektive Urſache der Erleidung. Die Er⸗ 
leidung führt zu einer Verſchiebung der Determination, die 
als Ganzes die Lebenslage des Subjekts (ſein Können) aus⸗ 
macht, ſie wirkt als Schlüſſel für die Reaktivität des Sub⸗ 


) Dies ein grundlegender Einwand gegen die Forderung 
W. Glunglers nach einem den Belangen der Zukunft entſprechen⸗ 
den Recht. (Vgl. W. Glungler, Rechtsſchöpfung und Rechtgeſtaltung 
1930] und Prolegomena zur Rechtspolitik [1931].) 


jekts, gibt ſeinem Willen eine beſondere Richtung (auf Über⸗ 
windung des Zuſtandes), beeinflußt aber auch ſein Fühlen, 
ſchließlich ſeine Gemütsart, indem ſie z. B. den Neid her⸗ 
vorruft. 

Dem Wollen, das in der Handlung lebt, ſteht das ſchließ⸗ 
liche Ergebnis, der Effekt gegenüber, entweder das ein⸗ 
ſchlägige Wollen bejahend oder mehr oder minder verneinend, 
Indem man Wollen und Effekt aneinander mißt, ergibt ſich 
der Grad der Erfüllung des Wollens. Dieſer Effekt ſelbſt 
iſt nicht einer Erleidung gleichzuſetzen. Erleidungen haben 
zwar, wie wir ſahen, auf die gewollte Handlung eingewirkt, 
aber der Effekt, der ſchließlich eintritt, hat nur die Bedeutung 
eines Tatbeſtandes, vom Ablauf des Geſchehenen ablösbar, 
ſchlechthin als Gegenſatz zum bloß ſubjektiv erwarteten Ver⸗ 
lauf. Dieſer Tatbeſtand, den der Effekt ausmacht, iſt für die 
Kauſation kraft Verſtehens wichtig, um das Wollen zu er⸗ 
faſſen, über das ja nur ſelten unmittelbare Fakten (z. B. ein 
Bekenntnis) vorliegen. Der Tatbeſtand ermöglicht es, dieſes 
Wollen klarzulegen, nicht nur in Form des Rückſchluſſes vom 
Effekt aus, ſondern auch in genauer Prüfung aller der Akte, 
die zum Effekt ausliefen, in Einſicht des Lebensſtandes und 
der Lebenslage des Handelnden. Hier haben wir Dar⸗ 
legungen vor uns, die unmittelbar wieder den Juriſten 
intereſſieren, für den ja das Tatſächliche nicht allein für 
ſeine Entſcheidung weſentlich iſt, ſondern gerade der Weg, der 
vom Willen zum Effekt führt und insbeſ. die Aufweiſung, 
wie dieſer Wille determiniert war. Hier erhebt ſich nun die 
Frage, die nochmals auf die Bildung des Willens zurückführt. 
Worauf richtet er ſich in wirtſchaftlichen Dingen entſcheidend 
aus? Die alte Lehrmeinung geht dahin, daß im Glück das 
ſtarre und letzte Ziel des menſchlichen Handelns zu erſchauen 
ſei, und Glück ſei einfach jene Aufſummung von Luſt⸗ 
gewinnen, wirtſchaftlich gewendet von Nutzen, die ſich für 
das Subjekt von Handlung zu Handlung vollzieht. Aber auf 
Luſt geht nur das ſtoßende, von allem Denken, von der 
Vernunft verlaſſene Wollen. Gewiß, auch der Wirtſchafter gibt 
oft genug gewiſſen Bedarfen ſelbſt wider die Vernunft nach. 
Aber es zeigt ſich, daß der Effekt der Handlung nicht bloß. 
als perſönlicher Vorteil oder Nachteil des Subjekts zu be⸗ 
urteilen iſt, ſondern auch als Erfüllung oder Verletzung einer 
Pflicht des Subjekts. Denn die Handlung beeinflußt den ge⸗ 
ſamten Lebensſtand des Subjekts. Alles von ihm aus⸗ 
gehende Geſchehen ſoll, ſoweit dabei die Vernunft waltet, den 
Fortlauf, die Dauer ſichern, damit auch dem Ich als ſolchen 
den Beſtand. Erſt nach dem Ausmaß, in welchem der Effekt 
der Handlung der Geſtaltung, der Zuſammengeordnetheit des 
Geſchehens zu Dauer und Beſtand frommt, entſcheidet es ſich, 
ob der Effekt der Handlung deutbar iſt als ein Vorteil oder 
Nachteil des Subjekts in dieſem Sinne. Das Subjekt iſt 
dabei auch in ſeiner Stellung in den Umgebilden zu be⸗ 
trachten, denen es eingegliedert iſt, es hat ſich damit mit 
ſeinem eigenen Handeln dem Zwang der Vernunft unter⸗ 
zuordnen, der über ſeiner Stellung zu den Umgebilden 
waltet, und ſomit muß der Effekt der Handlung auch dahin 
geprüft werden, wie weit er als Erfüllung oder Verletzung 
der Pflichten anzuſehen iſt, die ſich aus dieſen Bindungen 
ergeben. Es ſind Pflichten der Religion, des Anſtandes, der 
Ehre; daneben rechtlich feſtgeſtellte Pflichten. Das Wollen, 
determiniert durch die Bedingungen des Könnens, beugt ſich 
ſo einem Sollen und dieſes aus einem Sollen entſprungene 
Wollen kommt, vom Subjekt her geſehen, einem Wollen⸗ 
Müſſen gleich. Das Wollen, vielfach triebhaft beſtimmt, 
klärt ſich im wählenden Wollen zum denkbürtigen und weiter 
zum pflichtbürtigen Wollen. 


Hier nun tritt die Unterſuchung erneut an das Pro⸗ 
blem des Rechtes heran. Es iſt für das handelnde Sub⸗ 
jekt jenes Sollen, das mit beſtimmten Inhalt für jegliche 
Perſon gilt, die eine Stellung im Gefüge des Gebildes aus⸗ 
zufüllen hat. Es beeinflußt die Kauſation mit dem Zwang 
der Vernunft, die über der auszufüllenden Stellung waltet. 
Die Norm fordert Rechtsgehorſam, ſie ſtellt dem Subjekt nicht 
wie irgendein Befehl eines anderen Subjekts die Erwägung 
frei, ob es der Forderung nachkommen oder ſich widerſetzen 
will, denn jedes Widerſetzen gegen die Norm iſt Verletzung 
des Rechts. Hier entſteht die Frage, wie dieſer Anſpruch der 
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Norm auf Geltung gegründet werden kann. Dieſe Begrün⸗ 
dung iſt eine dreifache, formell, materiell und ideell. Formell 
fällt die Begründung mit der Legalität der Norm zuſammen, 
nachprüfbar an der Hand der Geſetze (der Verfaſſung), die 
die Rechtsſchöpfung regeln. So aber begründet ſich nur for⸗ 
males Recht. Materiell gewährleiſtetes Recht wird erſt da⸗ 
durch, daß die Vorausſetzungen geſchaffen ſind, das Recht 
praktiſch zur Geltung zu bringen, ſchließlich Rechtsbruch zu 
ſühnen. Das geſchieht, indem das Wollen, das hinter der 
Geltung einer Norm ſteckt, ſich förmlich in Betrieb ſetzt (Ge⸗ 
richtsordnung uſw.). Schon mit dieſer formellen und mate⸗ 
riellen Begründung des Geltens einer Norm entſteht das 
Wollen⸗Müſſen des Subjekts. Aber noch bleibt die Frage 
nach der Rechtfertigung des Inhalts einer Norm, alſo die 
Frage, ob dieſes Recht auch Recht ſein ſoll, ob ein ſeinem 
Inhalt nach „richtiges Recht“ vorliege, ob es bis auf den 
Vernunftgrund durchſichtig ſei. In ihrer Bejahung liegt erſt 
die ideelle Begründung des Rechts. Es gibt Rechtsſätze, 
bei denen dieſe Frage ſich einfach beantwortet. Es handelt 
ſich da um Maßnahmen, die ſich bloß in die Form des Rechts 
kleiden, um einem Befehle Geltung zu verſchaffen. So iſt 
es z. B. bei Steuern, bei denen es ſich einfach um die For⸗ 
derung einer Leiſtung handelt, die einſehbar zuſammenhängt 
mit der vernunftmäßigen Geſtaltung des Zuſammenlebens. 
Nicht um die innere Bindung des Subjektes an die Forde⸗ 
rung handelt es ſich hier, das Wollen-Müſſen erhebt ſich 
nicht über den bloßen Zwang. Offenſichtlich kämpfen Inter⸗ 
eſſen und Geſinnungen untereinander, mit guten Gründen 
wie auch mit allen Waffen der Macht. Eben darum ergibt 
ſich hier als notwendig der Weg, der in der Rechtsentwicklung 
eingeſchlagen worden iſt, nämlich die Beteiligung der von 
der Steuer unmittelbar oder mittelbar Bedrohten an der 
Setzung dieſes Sollens. Hier hat alſo die beſondere Artung 
der Norm den Anſtoß für die Herausbildung der Form des 
modernen Staates gegeben. Sieht man von dieſer Art von 
Rechtsnormen, bei denen der Zuſammenhang mit der ver⸗ 
nunftmäßigen Geſtaltung des Zuſammenlebens einſehbar iſt, 
ab, ſo bleibt die Frage, worin das Recht und ſeine Geltung 
die ideelle Begründung finden ſollen. Das echte Recht fordert 
durch Rechtsbefehl nicht einfach eine in ihrer grundſätzlichen 
Notwendigkeit leicht einſehbare Leiſtung, ſondern ſie fordert 
ein beſtimmtes Verhalten, ſie regelt etwa, wie ſich Mieter 
und Vermieter zu verhalten haben, wenn das Grundſtück 
verkauft wird. Hier liegt die Rechtfertigung der Geltung ein- 
mal darin, daß die Regelung „laufrichtig“ iſt, d. h. die Art 
und Weiſe, wie bei einer gegebenen Sachlage mehrererlei 
Handlungen wechſelſeitig gegeneinander ſpielen, ſo regelt, daß 
die Möglichkeit beſteht, bis auf den Vernunftgrund des recht⸗ 
lichen Sollens zu blicken. Ferner aber iſt für die ideelle Be⸗ 
gründung der Geltung entſcheidend, daß nicht bloß das ver⸗ 
einzelte Geſchehen (3.8. alſo die Kolliſion von Miete und 
Kauf) laufrichtig geformt iſt, ſondern daß ſich dieſe Regelung 
mit allen ſonſtigen Regelungen verträgt, die das geltende 
Recht dem geſamten übrigen Geſchehen zuteil werden läßt. 
Es zählt zu den höchſten Aufgaben der Pflege des Rechts, daß 
man allezeit Sorge trägt für dieſen inneren Einklang aller 
geltenden Normen. Es genügt nicht, die Satzungen in der 
ganzen Runde des geltenden Rechtes zu ſammeln. Es muß 
vielmehr eine bedachtſame Abklärung des geltenden Rechtes 
in ſich ſelber verſucht werden. Das Recht ſoll ein wider 
[pruchslos in ſich geſchloſſenes Ganzes bilden, ein Syſtem des 
Rechts, in dem ſich das geiſtige Gebilde der Rechtsordnung 
spiegelt. Dieſe vernunftnotwendige Eintracht aller Normen 
kann es letzten Endes auf gar nichts anderes abgeſehen 
i als auf die Möglichkeit des Zuſammenlebens ſelber. 
Auf geſtalthafte Verbürgnis von Dauer und Beſtand muß 
alles gleichzeitig geltende Recht in ſinnvollem Verein aus⸗ 
gerichtet ſein. 


Damit ſind zugleich die Grenzen aller Gewalt des Rechts 
angezeigt. Das Wollen beugt ſich zwar unter das geſtalt⸗ 
haft verbürgte Sollen. Aber nicht jedes beliebige Sollen kann 
dem Wollen im Gewande des Rechts aufgebürdet werden. 
Stecht, das der jeweiligen Art des Wechſelſpiels im Geſchehen 
Hg widerſtreitet, kann ſich auf die Dauer nicht behaupten. 
ichtiges Recht iſt alſo nur das dem Geſchehen „eingeborene“ 


Recht. Damit erklärt ſich aber auch zugleich die Geltung ſo⸗ 
genannten revolutionären, alſo formell illegalen Rechts, ſo⸗ 
bald es der Notwendigkeit eines Wandels im Recht entſpricht. 
Daraus folgt weiter, daß die Schöpfung des Rechts eigentlich 
nur auf einen Verſuch herauskommt, jenes eingeborene Recht 
des Geſchehens nachzuſchaffen; das geltende Recht hinkt immer 
hinter dem Wandel des Geſchehens hinterher, veraltetes wird 
zur Plage, verfrühtes Recht kann in böſe Spannung zum 
Geſchehen geraten. 

Gottl verwahrt ſich ausdrücklich dagegen, daß das von 
ihm als eingeboren bezeichnete Recht, das Recht gleichſam 
aus eigenem Recht des Geſchehens, mit dem ſogenannten 
Naturrecht verwechſelt werde. Naturrecht will einen maß⸗ 
gebenden Schematismus für jedes geltende Recht darſtellen, 
es iſt alſo feinem Inhalt nach unwandelbar. Aber unwandel⸗ 
bar iſt immer nur, daß es Recht überhaupt gilt, um die 
Geſtaltung zum menſchlichen Zuſammenleben zu ermöglichen. 
Wiederkehr des inhaltlich Gleichen gibt es nicht. Der All⸗ 
zuſammenhang des Geſchehens flicht ſich ſtetig über Zeit und 
Raum hinweg, er ſpottet der myſtiſchen Träumerei von einer 
ewigen Wiederkehr des Gleichen. 


Gottls Weg führt weiter, indem er neben das Recht 
die Sonderwirkungen des Sollens vom Glauben her ſtellt, 
ſchließlich das geſinnungsmäßige Sollen unterſucht, greifbar 
in den Maximen der aus gelebter Geſinnung heraus Han⸗ 
delnden, objektiv richtig, wenn dieſe Geſinnung überein⸗ 
ſtimmt mit der Art, das Zuſammenleben in letzter Allgemein⸗ 
heit zu regeln. 


Damit iſt in großen Zügen der von Gottl vorgelegte 
Verſuch wiedergegeben, das erlebte Geſchehen unter jenes diſzi⸗ 
plinierte Verſtehen zu beugen, das eins iſt mit der Kau⸗ 
ſation kraft Verſtehens. Die Rolle des Willens iſt aufgezeigt, 
ſich überſchneidend mit der Welt der Gefühle, das Spiel zwi⸗ 
ſchen der Domination und Determination erlebten Geſchehens 
iſt dargeſtellt. So iſt der geiſtige Apparat für die Diſziplinen 
gegeben, die als Lebenslehren zu bezeichnen ſind. Dieſer 
Apparat wird nun in weitausgreifenden Unterſuchungen 
genützt, um ſich am Beiſpiel der wirtſchaftlichen Erwägung 
zu bewähren. Auch für das Wirtſchaften als geſtaltender 
Tätigkeit iſt das Wollen als Ausgangspunkt zu ſetzen, hier 
gerichtet auf die von einem praktiſchen Wollen abgehobene 
Forderung, Verfügung über das zu erlangen, von deſſen Ver⸗ 
fügbarkeit die Erfüllung des Wollens abhängt. Dieſe Forde⸗ 
rung iſt der Bedarf. Ihm ſteht die Deckung als der an⸗ 
geſtrebte Effekt gegenüber. Die Spannung zwiſchen beiden 
ſteht unter einer dreifachen Form der Regelung, der Rege⸗ 
lung durch Brauch, der Selbſtregelung und der Leitregelung 
in Geſtalt ökonomiſcher Politik, insbeſ. als Zwangsregelung 
durch den Staat. Zweierlei Erfüllungen ſollen dem Willen 
entſprechen. Für die einzelne Perſon handelt es ſich um eine 
Lebenslage, die ihn befriedigt, ihn in geſtaltgerechte Seelen⸗ 
ſtimmung verſetzt. Weiter aber bedarf es einer Erfüllung, 
die der Verflochtenheit der einzelnen in Gebilden Rechnung 
trägt. Der Wirtſchafter muß auch mit der Seelenſtimmung 
derer rechnen, die mit ihm in einem Gebilde eingegliedert 
ſind. Erſt in dieſen zweierlei Erfüllungen ergibt ſich die Zu⸗ 
ſammenordnung zu Dauer und Beſtand. 


Es iſt in dieſer Zeitſchrift nicht möglich, den weiteren 
Inhalt des Werks eingehender darzulegen. Gottl unter⸗ 
ſucht die (inhaltlich negative) Bedeutung des naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Weltbildes für die Lebenslehren und ſtellt das 
Verhältnis von Wirtſchaft und Technik klar. Es folgen be⸗ 
jonder3 wichtige Ausführungen über die Geſtaltung zum 
Gebilde, die Lehre vom ſozialen Gebilde, bei der vor allem 
die Unternehmung als Beiſpiel in eindringlicher Analyſe 
vorgeführt wird, ferner das Syſtem der Werturteile im Rah⸗ 
men der Lebenslehren und die Darſtellung von Sinn und 
Werden in der Schickſalswelt. Überall findet gerade auch der 
Juriſt für ihn Wertvolles. Der Unterſchied zwiſchen Staat 
und Volkswirtſchaft wird erörtert. Der Staat iſt ausgeſtattet 
mit einer Verfaſſung, die gleich ſchon als Plan ſelber feſt⸗ 
gelegt erſcheint und durch die der Staat geſtalthaft verbürgt 
wird, während das Gefüge der Volkswirtſchaft trotz aller 
geſtaltender Eingriffe des Staates vornehmlich auf Selbſt⸗ 
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regelung beruht. Von beſonderem Intereſſe iſt auch die Ein⸗ 
führung des Zwanges in den Lebenszuſammenhang. Lebens⸗ 
not führt zu Lebenszwietracht, zum Zuſammenprall von Wol⸗ 
len gegen Wollen. Den übeln Folgen zu ſteuern, reicht die 
Vereinbarung, d. h. der Verzicht auf Gewolltes hüben und 
drüben, nicht aus. Es bedarf eines dritten und übermächtigen 
Willens, der ſchlichtet mit dem Ziel, als Erfolg Lebens⸗ 
eintracht zu erzielen. Es handelt ſich dabei um die Zu⸗ 
mutung an den Wollenden, das oder jenes ſelber zu wollen, 
beginnend mit der Suggeſtion, die von dem Beſtehen des 
übermächtigen Willens ausgeht, über die Gewohnheit des 
Geſchehens, bis ſchließlich die Zumutung entlang eines Zu⸗ 
ſammenhangs kraft Vernunft zu einer zwingenden wird ge⸗ 
mäß der Erwägung, daß es klüger iſt, zu gehorchen, als ſich 
gegen Zwang aufzulehnen. Dieſer übermächtige Wille ſetzt 
Herrſchaft voraus, d. h. geſtalthaft verbürgte Machthabe inner⸗ 
halb eines Gebildes. Gewalt iſt die inhaltlich beſtimmte Aus⸗ 
rüſtung der Machthabe. Offentlich wird ſie genannt, wenn 
dieſe Machthabe bei einem Gebilde beruht, das ſelber aus⸗ 
drücklich zu Machthabe geſtaltet erſcheint. Das geſchieht, in⸗ 
dem ſich das ſoziale Gebilde als Geſellung aufbaut. Alle 
dieſem Gebilde eingegliederten ſtehen einander nicht mehr im 
Verhältnis eines fallweiſen Miteinanders, wie es für ein 
gemeinſames Wirken bei Gleichlauf des Wollens gilt, gegen⸗ 
über, ſie ſtehen vielmehr im Verhältnis eines bereits geſtalt⸗ 
haft verbürgten Miteinanders. So haben wir in der Lehre 
von der Machtſchaft einen Beitrag zur Staatslehre. 

Alle dieſe Unterſuchungen führen ſchließlich völlig folge⸗ 
richtig zur Erkenntnis des Grundproblems der Lehre von 
der Wirtſchaft. Es kommt zum Ausdruck, wenn ſich vom 
Tatbeſtand der Wirtſchaft als Leben am Schluß des Werkes 
ausſagen läßt: Wirtſchaft iſt Geſtaltung menſchlichen Zu⸗ 
ſammenlebens, im Geiſte dauernden Einklangs von Bedarf 
und Deckung. 

Ein „ſchweres“ Buch nicht nur im Gewicht ſeiner zwei 
zuſammen über eineinhalbtauſend Seiten umfaſſenden Bände. 
Es iſt zu fragen, wie es Gottl gelingt, nicht nur als Ge⸗ 
lehrter, ſondern als Künſtler und Lehrer das Einarbeiten 
zu erleichtern. Manche mögen die Sprache als Erſchwerung 


empfinden; ich habe mich bemüht, in meiner Inhaltsangabe 
mich möglichſt eng Gottls Ausdrucksweiſe anzupaſſen, um 
einen Eindruck dieſer Sprache zu übermitteln. Gewiß, es erfordert 
zunächſt ein Sichhineinleſen, den Willen, dieſes eigentümliche 
Sprachgebilde als Kunſtwerk zu verſtehen und die zahlreichen 
ungewöhnlichen oder auch ganz neuen Wortbildungen, die als 
Fachausdrücke verwendet werden, hinzunehmen. Volkstüm⸗ 
liches Deutſch iſt es gewiß nicht, aber ebenſo fern von der 
ſteifen Formgebung einer latiniſierenden Gelehrtenſprache. 
Mir hat es ſcheinen wollen, als ob der, der hier ſpricht, 
griechiſch denkt und geſtaltet. Wie in einer Abhandlung Platos 
folgen ſich Theſen und Argumente, werden Bedenken auf⸗ 
geworfen, verſtärkt, abgeſchwächt, erledigt. Überall emp⸗ 
findet man den Drang nach feinſter Nüancierung des Satzes 
und damit förmlich einen Nachklang helleniſcher Sprachkunſt. 

Mehr als in der Sprache ſcheint mir die Schwierigkeit 
zu liegen in der ſeltſamen Abneigung gegen äußere (bei⸗ 
leibe nicht innere) Disponierung. Das Buch hat nur zwei 
Haupt- und elf Unterüberſchriften; die 421 Abſchnitte find 
nur durch Zahlen gekennzeichnet. Auch die dankenswerte aus⸗ 
führliche Inhaltsüberſicht am Schluß gibt nicht mehr. Hier 
wartet offenbar der Meiſter auf ſeinen Alexandriner. Auch 
jede Stellungnahme zu den Lehren anderer fehlt; der Fluß 
der Darſtellung wird durch keine Anmerkung unterbrochen. 
Ich fand überhaupt nur zwei Namen: mehrfach Leonardo da 
Vinci und zweimal Goethe. Ein Name, der ſich geradezu 
aufdrängt, der Name Kants wird nicht genannt. National⸗ 
ökonomen kommen überhaupt nicht vor. So wartet offenbar 
inſoweit der Meiſter auch auf ſeine Scholiaſten. Nun, weit 
wichtiger erſcheint ſelbſtverſtändlich die Auseinanderſetzung mit 
dem, was hier ſchöpferiſch geboten wird. Ich mußte mich auf den 
Verſuch einer teilweiſen Wiedergabe beſchränken. Es ſei die 
Mahnung angefügt, daß alle die, die ſich um Syſtem und 
Methode der Nationalökonomie bemühen, entſchloſſen dieſe 
beiden Bände zur Hand nehmen und durch rege Kritik, an 
der es heute, ein Jahr nach dem Erſcheinen, noch faſt ganz 
fehlt, mitzuarbeiten an der Aufgabe, die es zu löſen gilt, 
der Aufgabe, die Lehre von der Wirtſchaft zu einer feſt⸗ 
gefügten Wiſſenſchaft zu geſtalten. 


Das Recht der ehemals deutſchen Gebiete. 


(Fortſetzung der zuletzt JW. 1932, 3787 veröffentlichten Aufſatzreihe.) 


polniſch⸗Oberſchleſien. 
1. Rechtsanwalt Loebinger: SW. 1926, 1295. 
2. 
Von Advokat Loebinger, Katowice. 


In meinem letzten Auffage (JW. 1926, 1295) wurde 
darauf hingewieſen, daß Polen von ſeinem Rechte zur An⸗ 
derung des zur Zeit des Übergangs der Staatshoheit gelten⸗ 
den Rechtes bisher nur in verhältnismäßig beſchränktem Um⸗ 
fange Gebrauch gemacht habe. 

Seit dieſem Zeitpunkt ſind aber eine Reihe wichtiger 
Anderungen des geltenden Rechtes erfolgt. 


Hervorzuheben ſind insbeſondere: 

1. Das Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
v. 2. Aug. 1926, abgedruckt im PolnGBl. Nr. 96 vom 
25. Sept. 1926 Pos. 559 und PatMuſtgeich Bl. 1926, 253. 

2. Die StPO. v. 19. März 1928, die ſpäter wiederholt no⸗ 
velliſiert wurde und nunmehr i. d. Faſſ. v. 30. Sept. 1932 
im PolncG Bl. Nr. 83 v. 5. Okt. 1932 unter Poſ. 725 ab⸗ 
gedruckt iſt. 

3. Das Recht der Aktiengeſellſchaften v. 22. März 1928, ab⸗ 
gedruckt im PolnGBl. v. 26. März 1928 Nr. 39 unter 
Poſ. 383. 

Dieſes Geſetz iſt im Bereiche der Republik Polen am 
1. Jan. 1929 in Kraft getreten jedoch mit Ausnahme des 
Gebietes der Wojewodſchaft Schleſien. Hier ſollte es erſt 
nach Genehmigung durch den Schleſiſchen Seim (Landtag) 


in Kraft treten. Dieſe Genehmigung liegt bisher nicht vor. 
Da ſich aber vor einiger Zeit die Rechtskommiſſion des 
Schleſiſchen Sejms mit der Einführung dieſes Geſetzes in 
der Wojewodſchaft Schleſien bereits einverſtanden erklärt 
hat, iſt anzunehmen, daß auch die Zuſtimmung des Schle⸗ 
ſiſchen Seim in der nächſten Zeit erfolgen und das Geſetz 
dann auch auf dem Gebiete der Wojewodſchaft Schleſien 
in Geltung treten wird. 

Die poln. ZPO. v. 29. Nov. 1930, veröffentlicht im Poln⸗ 
GB. Nr. 83 v. 3. Dez. 1930 Poſ. 651, nebſt den Ein⸗ 
führungsbeſtimmungen zur ZPO. vom gleichen Tage, ver⸗ 
öffentlicht im Polnch Bl. Nr. 83 v. 3. Dez. 1930 Poſ. 652. 

Hierzu war dann noch eine beſondere Vollſtreckungs⸗ 
ordnung in das bewegliche und unbewegliche Vermögen 
v. 27. Okt. 1932 ergangen, veröffentlicht im PolnGBl. 
Nr. 93 für das Jahr 1932 Poſ. 803. 

Nachträglich iſt die Vollſtreckungsordnung in die PO. 
eingefügt worden, und es hat eine neue Numerierung 
der Paragraphen ſtattgefunden. Der endgültige Text der 
3PO. mit Einſchluß der Vollſtreckungsordnung datiert 
v. 1. Dez. 1932 und iſt veröffentlicht im PolnG Bl. vom 
19. Dez. 1932 Nr. 112 unter Poſ. 934. 

Die 3 PO. tritt am 1. Jan. 1933 im ganzen 
Gebiete der polniſchen Republik in Kraft. 
Das SGB. v. 11. Juli 1932, veröffentlicht im Poln⸗ 
GBl. Nr. 60 v. 15. Juli 1932 Poſ. 571, nebſt einer VO. 
betreffend Übertretungen v. 11. Juli 1932, veröffentlicht 
an der gleichen Stelle unter Roi. 572 und den Ein⸗ 
führungsbeſtimmungen zum StGB. und zu der BO. betr. 
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Übertretungen v. 11. Juli 1932, veröffentlicht an der 
gleichen Stelle unter Poſ. 573. 

Dieſe Geſetze ſind am 1. Sept. 1932 auf dem ganzen 
Gebiete des poln. Staates in Kraft getreten. 

6. Die RAO. v. 7. Okt. 1932, veröffentlicht im PolnG Bl. 
Nr. 86 v. 12. Okt. 1932 unter Poſ. 733. Sie iſt am 1. Nov. 
1932 in Kraft getreten (ſ. Kann: ZW. 1932, 3598). 

7. Das VerG. v. 27. Okt. 1932, veröffentlicht im Poln⸗ 
GBl. Nr. 94 v. 29. Okt. 1932 unter Poſ. 808. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Jan. 1933 in Kraft. 

Die vorſtehend aufgeführten Geſetze und Verordnungen 
haben eine weſentliche Anderung des bisher in Polniſch⸗ 
Oberſchleſien geltenden Rechtes mit ſich gebracht. Auf die 
weſentlichen Beſtimmungen, ſoweit ſie für die deutſchen Ju⸗ 
riſten von Intereſſe ſind, ſoll in einem ſpäteren Aufſatz 
näher eingegangen werden. 

Nachſtehend ſei noch zweier Verträge Erwähnung getan, 
die zwiſchen Polen und Deutſchland geſchloſſen wurden und 
für die beiderſeitigen Rechtsbeziehungen von Bedeutung ſind. 

Am 5. März 1924 wurde der deutſch⸗poln. Vertrag 
über den Rechtsverkehr geſchloſſen, der auch ratifiziert wurde 
und im Jahre 1926 in Kraft getreten iſt. Er regelt den 
Rechtsſchutz und die Rechtshilfe in bürgerlichen Angelegen⸗ 
heiten, die Beglaubigung (Legaliſation) von Urkunden, und 
die Mitteilung ſtandesamtlicher Urkunden. Zahlreiche An⸗ 
fragen deutſcher Kollegen beweiſen, daß dieſe der Annahme 
ſind, daß auf Grund dieſes Vertrages die Vollſtreckung 
deutſcher Urteile in Polen möglich ſei. 

Dies iſt aber keineswegs der Fall. Vielmehr iſt gemäß 
Art. 2 des Vertrages nur der Ausländervorſchuß in Wegfall 
gekommen und dafür in Art. 3 die Beſtimmung getroffen, 
daß, wenn in dem Gebiete des einen Staates eine Ver⸗ 
urteilung in die Prozeßkoſten gegen einen Kläger oder In⸗ 
tervenienten ergeht, dieſe Verurteilung auch im Gebiete des 
anderen Staates durch die zuſtändige Behörde koſtenfrei für 
vollſtreckbar zu erklären iſt. Unter gerichtlichen Entſcheidun⸗ 
gen ſind auch die von Gerichtsſchreibern innerhalb ihrer Zu⸗ 
ſtändigkeit erlaſſenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe zu verſtehen. 

Der Vertrag gibt alſo nur die Möglichkeit, Koſten⸗ 
entſcheidungen, die gegen den Kläger in dem einen Staate 
ergehen, in dem anderen Staate vollſtrecken zu laſſen; da⸗ 
gegen iſt eine gegenſeitige Vollſtreckung von Urteilen nicht 
möglich; hat daher z. B. eine deutſche Firma gegen eine in 
Polen anſäſſige Firma in Deutſchland ein Urteil erwirkt, 
ſo kann fie auf Grund dieſes Urteils in Polen nicht voll 
ſtrecken, muß vielmehr ihre Forderung erneut in Polen bei 
dem zuſtändigen Gerichte einklagen (ſo auch Magnus, Ta⸗ 
bellen: Zivilprozeßrecht, 2. Aufl., S. 117 zu VI). 

Als weſentlich iſt aus dem Vertrage noch zu erwähnen, 
daß Urkunden, die von einem deutſchen LG. oder einem 
poln. Gerichtshof erſter Inſtanz oder von Gerichten höherer 

rdnung aufgenommen, ausgeſtellt oder beglaubigt und mit 
dem Siegel oder Stempel der Behörde verſehen ſind, zum 

Gebrauch im Gebiete des anderen Staates keiner Beglau⸗ 

bigung bedürfen. 

Urkunden, die von anderen Gerichten oder z. B. einem 
deutſchen oder polniſchen Notar aufgenommen, ausgeſtellt oder 
beglaubigt ſind, bedürfen zum Gebrauch im Gebiete des an⸗ 
deren Staates nur der Beglaubigung (Legaliſation) durch den 
zuſtändigen Landgerichtspräſidenten. 

Unter dem 5. Juli 1928 wurde das deutſch⸗poln. Aufw⸗ 
Abk. geſchloſſen, das gleichfalls bereits ratifiziert und in 

irkſamkeit getreten iſt. 

.. Dieſes Abkommen hat verſchiedene Zweifelsfragen be⸗ 

tetfigt, insbeſ. hinſichtlich des Umſtandes, ob in einzelnen 

Fällen das deutſche Aufwertungsrecht oder die poln. Aufw⸗ 

BO. Anwendung zu finden habe. 

ier intereſſiert vor allem die Frage der Aufwertung 
von Hypotheken, zumal auch jetzt noch zahlreiche deutſche 

Gläubiger Hypotheken auf Grundſtücken beſitzen, die in Polen, 

insbeſ. in Polniſch⸗Oberſchleſien belegen ſind, und die Auf⸗ 

wertung dieſer Hypotheken noch nicht durchgeführt haben. 

Das Aufwertungsabkommen macht einen Unterſchied zwi⸗ 

ſchen der Aufwertung der dinglichen Rechte und der hypo⸗ 

thekariſch geſicherten perſönlichen Forderung. 


Art. 6 beſtimmt, daß dingliche Rechte an einem Grund⸗ 
ſtück (Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden, Reallaſten) 
der Aufwertungsgeſetzgebung desjenigen vertragſchließenden 
Staates unterliegen, in dem das belaſtete Grundſtück liegt. 

In Art. 7 heißt es, daß hypothekariſch geſicherte perſön⸗ 
liche Forderungen ohne Rückſicht auf eine zwiſchen Gläubiger 
und Schuldner getroffene Vereinbarung über den Erfüllungs⸗ 
ort der Aufwertungsgeſetzgebung desjenigen vertragſchließen⸗ 
den Staates unterliegen, in dem das belaſtete Grundſtück 
liegt, ſofern der perſönliche Schuldner zur Zeit der gericht⸗ 
lichen Geltendmachung der Forderung dort ſeinen Wohnſitz 
(Sitz) hat. 

Hiernach iſt grundſätzlich die Aufwertungsgeſetzgebung 
desjenigen Staates anzuwenden, in dem das belaſtete Grund⸗ 
ſtück liegt. Hat aber der perſönliche Schuldner zur Zeit der 
gerichtlichen Geltendmachung der Forderung dort nicht mehr 
ſeinen Wohnſitz, ſo iſt für die Aufwertung der perſönlichen 
Forderung die Aufwertungsgeſetzgebung desjenigen Staates 
anzuwenden, in welchem er ſeinen Wohnſitz hat. 

Wenn alſo, wie dies häufig vorkommt, der perſönliche 
Schuldner ſeinen Wohnſitz von Polen nach Deutſchland ver⸗ 
legt hat, ſo kann er gemäß den Beſtimmungen der deutſchen 
Aufwertungsgeſetzgebung wegen Aufwertung der perſönlichen 
Forderung in Anſpruch genommen werden. 

Dieſe Beſtimmungen des Aufwertungsabkommens ent⸗ 
ſprechen übrigens der Praxis, welche die hieſigen Gerichte 
ſchon vor Abſchluß des Abkommens in den Aufwertungsver⸗ 
fahren beobachtet hatten. 

Im Zuſammenhange mit dem Aufwertungsabkommen 
ſollen noch einige Entſcheidungen erwähnt werden, die in 
Auslegung der poln. AufwertungsVO. ergangen und von 
grundlegender Bedeutung ſind. 

Eine Entſcheidung des Höchſten Gerichtshofs in Warſchau 
v. 24. Nov. 1927 beſagt, daß der Zeſſionar einer Hypothek 
durch die Abtretung in ſämtliche Rechte des Zedenten ein⸗ 
tritt. Hieraus folgt, daß der Zeſſionar den Anſpruch auf 
Aufwertung der Hypothek unter Zugrundelegung ihres Wertes 
zum Zeitpunkt ihrer Entſtehung hat und nicht unter Berück⸗ 
ſichtigung ihres Wertes zur Zeit der Abtretung, was einen 
erheblichen Unterſchied gegenüber dem Standpunkt der deut⸗ 
ſchen Aufwertungsgeſetzgebung bedeutet. 

Nach den Beſtimmungen der poln. Aufwertungs O. 
können Zahlungen, die der Berechtigte angenommen hat, 
nicht mehr aufgewertet werden, wenn der Berechtigte bei 
Annahme der Zahlung nicht in irgendeiner Weiſe zum Aus⸗ 
druck gebracht hat, daß er ſich die Aufwertung vorbehalte; 
hierbei iſt es ganz gleichgültig, zu welchem Zeitpunkte die 
Zahlung erfolgt iſt. 

Dieſe Beſtimmung konnte zu dem Ergebnis führen, daß 
ein Hypothekengläubiger, der in der ſchärfſten Inflation ſeine 
Hypothekenforderung zurückgezahlt erhielt, unter Umſtänden 
gar nichts bekam, weil die Zahlung einen wirtſchaftlichen 
Wert nicht beſaß. 

Der Höchſte Gerichtshof in Warſchau hat nun in einer 
Entſch. v. 1. Juni 1928 ausgeführt, daß eine Zahlung, die 
keinen Wert darſtellt, den Schuldner nicht von ſeiner Ver⸗ 
pflichtung befreien kann. Die Auffaſſung des Schuldners, daß 
er durch eine ſolche Zahlung ſeinen Verpflichtungen nach⸗ 
gekommen ſei, verletze die ehrlichen Grundſätze im Verkehr 
und deshalb ſei auch ein Vorbehalt gemäß § 40 Aufw VO. 
in einem ſolchen Falle nicht erforderlich, vielmehr könne der 
Gläubiger, auch wenn er keinen Vorbehalt gemacht habe, nach 
wie vor die Aufwertung fordern. 

Schließlich dürfte es noch von allgemeinem Intereſſe ſein, 
darauf hinzuweiſen, daß ſeit dem 1. April 1932 die Gerichts⸗ 
und Zuſtellungskoſten bei Einreichung der Klage, alſo im 
voraus, bezahlt werden müſſen, gleichgültig, ob die Klage 
von einem Inländer oder von einem Ausländer erhoben wird. 
Erhoben werden grundſatzlich 3% des Wertes der Streit- 
ſumme, ab 1. Jan. 1933: 2½ %. Hinzu tritt dann noch ein 
Pauſchſatz in Höhe von 10% des Koſtenbetrages, jedoch nicht 
mehr als 50 zi. und ein Betrag für Zuſtellungskoſten. 

Bei Wechſelſachen, Zahlungsbefehlen uſw. wird ein ge⸗ 
ringerer Koſtenbetrag in Anſatz gebracht. 
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23 Aufſätze 


Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes gegenüber 
dem in der Land wirtſchaft ſeiner Eltern beſchäftigten 
Erzeuger. 


Nach der Rſpr. des NAHG. kann das uneheliche Kind 
Anſprüche gegen die Eltern des Erzeugers, welche dieſen in 
ihrem Betriebe auf Grund ſeiner familienrechtlichen Verpflich⸗ 
tung zu Hilfeleiſtungen (8 1617 BGB.) beſchäftigen, nur ver⸗ 
folgen, wenn der Tatbeſtand der unerlaubten Handlung gegeben 
it (vgl. NG. 6, 321; ferner RArbG. 26/29: ArbRöyr. 1929, 
197; RArbcg. 203/29: BenshSamml. 7, 244; R ArbG. 112/32: 
JW. 1932, 3483). Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die von 
Schwiſter: JW. 1932, 2747 Anm. angezeigten anderweitigen 
Wege ebenfalls zum Ziele führen. Denn im allgemeinen muß die 
auf Grund des familienrechtlichen Arbeitsverhältniſſes dem Sohne 
in Geſtalt von Wohnung, Verpflegung und Taſchengeld gewährte Ver⸗ 
gütung ebenfalls die Befriedigung des geſetzlichen Unterhaltsanſpru⸗ 
ches des unehelichen Kindes im Rahmen des für die Bewirtſchaftung 
des Gutes Tragbaren umfaſſen. Man denke an den Fall, daß der 
einzige Sohn und zukünftige Erbe auf einem großen Bauerngut bei 
ſeinen wohlhabenden Eltern in der Weiſe beſchäftigt wird, daß er 
außer Wohnung und Verpflegung ein Taſchengeld erhält, welches ſeinen 
laufenden Bedürfniſſen genügt (vgl. § 1617 BGB.) In einem 
ſolchen Falle muß es als höchſt ungerecht erſcheinen, wenn das un⸗ 
eheliche Kind bei der Pfändung der dem Sohne gegen ſeine Eltern 
zuſtehenden Anſprüche leer ausgeht. Es kann m. E. nicht entſchei⸗ 
dend ſein, wie der vorerwähnten Entſch. des RAS. v. 4. Juni 
1932, RAG 112/32 (vgl. ferner RAG 403/32 v. 23. Nov. 1932) 
zu entnehmen ſein könnte, ob das uneheliche Kind vor Antritt 
dieſes familienrechtlichen Arbeitsverhältniſſes oder nachher geboren 
iſt. Denn in jedem Falle muß es als den guten Sitten widerſtreitend 
angeſehen werden, wenn die wohlhabenden Eltern ihrem Sohne die 
nötigen Mittel nicht zur Verfügung ſtellen, dem ihm geſetzlich obliegen⸗ 
den Unterhaltsanſpruch Genüge zu leiſten, der zudem durch die Beſt. 
des § 361 Nr. 10 StGB. i. Verb. m. § 20 FürſpflVO. v. 13. Febr. 
1924 ſtrafrechtlich geſchützt iſt. Der Anſpruch des Sohnes gegen 
ſeine Eltern geht auf eine angemeſſene, ihrem Inhalt nicht 
genau umgrenzte Gegenleiſtung für ſeine auf Grund des familienrecht⸗ 
lichen Verhältniſſes geleiſtete Arbeit. Ebenſo wie der Sohn beanſpru⸗ 
chen kann, daß er auf Grund der ihm in bar als Taſchengeld ge⸗ 
gebenen Beträge in der Lage iſt, ſich einen neuen Anzug oder ſon⸗ 
ſtige Kleidungsſtücke zu beſchaffen oder irgend eine Vergnügungs⸗ 
reife zu machen oder ſonſtige Veranſtaltungen zu beſuchen und die 
Eltern ſich gehalten ſehen werden, dieſen Anſprüchen ihres Sohnes 
Genüge zu leiſten, ohne daß die Unbeſtimmtheit der Vergütung dem 
entgegenſtehen wird, ſo kann der Sohn auch verlangen, daß er im 
Rahmen des Angemeſſenen in den Stand geſetzt wird, feiner geſetz⸗ 
lichen Unterhaltspflicht zu genügen. Dies leuchtet ohne weiteres ein, 
wenn man den Fall ſetzt, daß der bei ſeinen Eltern arbeitende Sohn 
ſich verheiratet und daraus gegen ihn Unterhaltsanſprüche aus 
88 1601 ff. BGB. erwachſen. 

Die Gegenleiſtung für ſeine familienrechtlichen Dienſte, die der 
Sohn deshalb fordern kann, weil er, um ſeinen Eltern zu helfen 
und ſeiner familienrechtlichen Verpflichtung nachzukommen, eine 
anderweitige gewinnbringende Arbeit nicht annimmt, iſt der Höhe 
nach als in das billige Ermeſſen der Eltern in analoger Anwendung 
des § 315 BGB. geſtellt anzuſehen. Dieſe müſſen deshalb — bei 
Vermeidung eines Verſtoßes gegen die guten Sitten gem. 8 826 
BOB. — der im Rahmen des Angemeſſenen liegenden Unterhalts⸗ 
pflicht ihres Sohnes Genüge leiſten. Es kann daher, wie ſchon her⸗ 
vorgehoben, keinen Unterſchied machen, ob dieſe Unterhaltsverpflich⸗ 
tung bereits vorher begründet war oder erſt während des familien⸗ 
rechtlichen Arbeitsverhältuiſſes erwuchs. Die Eltern können, ohne 
gegen ihre beſagte Verpflichtung zu verſtoßen, nicht einwenden, daß 
ſie nicht genötigt ſein könnten, den Inhalt des mit ihrem Sohne 
getroffenen Abkommens zu ändern oder ihn gar aus ſeiner Tätig⸗ 
keit auf dem elterlichen Gute zu entlaſſen. Denn der Inhalt der an 
den Sohn auf Grund des familienrechtlichen Arbeitsvertrages zu 
leiſtenden Vergütung iſt, wie geſagt, unbeſtimmt. Andernfalls würde 
ein echtes privatrechtliches Arbeitsverhältnis gem. § 611 BGB. vor⸗ 
liegen, das dann den jeweiligen tariflichen Beſt. infolge ihrer Un⸗ 
abdingbarkeit (8 1 Tard.) unterliegen und einen Zugriff gem. 
5 1 Lohnbeihl®. geſtatten würde. Die Eltern, welche ſich weigern, 
der Unterhaltspflicht ihres Sohnes durch Anpaſſung der Vergütung 
an ſeine notwendigen Bedürfniſſe zu genügen, verſtoßen ſomit 
gegen die Auſchauung aller billig und gerecht Denkenden und ſind 
daher gem. $ 826 BGB. dem unehelichen Kinde ſchadenserſatzpflichtig. 
Etwas anderes gilt natürlich, falls die Erträgniſſe des Gutes den 
geſamten Umſtänden nach nicht derartige ſind, daß die Erfüllung 
dieſer dem Sohne obliegenden Verpflichtung möglich oder den Eltern 
zuzumuten iſt. RGR. Dr. B. Brandis, Leipzig. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Die Geſetzgebung der Schmelz im Jahre 1930, 
1931 und 1932.) 


Da das auf 1. Dez. 1930 in Kraft getretene Vollſtreckungs⸗ 
abkommen mit Deutſchland bereits eingehend beſprochen 
worden iſt, fo iſt zunächſt das Vfandbrief®. v. 28. Juni 1930, in 
Kraft ſeit 1. Febr. 1931 beſonders zu erwähnen, welches die Be⸗ 
ſtimmungen des Art. 916—918 ZGB. erſetzt. Danach iſt die Ausgabe 
von Pfandbriefen nur noch den beiden Pfandbriefzentralen: Zentrale 
der Kantonalbanken und Zentrale der übrigen Banken geſtattet. Die 
Rechtsnatur des Pfandbriefs ergibt ſich im weſentlichen aus den auf 
die Vorderſeite der Titel aufzunehmenden Beſtimmungen: Verfall 
(früheſtens nach 15 und ſpäteſtens nach 40 Jahren), allfällige frühere 
Kündigungsmöglichkeit (früheſtens nach 10 Jahren), allfälliger Aus⸗ 
loſungsplan und die Verjährungsbeſtimmungen (5 Jahre für die 
Zinskoupons und 10 Jahre für die Forderung). Die Titel können 
auf den Namen oder Inhaber ausgeſtellt werden, zur Übertragung 
bedarf es der Übergabe und bei Namentiteln der Anmerkung des 
Erwerbers auf dem Titel. Die Sicherheiten des fandbriefs beruhen 
außer auf einer geſetzlichen Beſchränkung des Geſchäftsbetriebs der 
Pfandbriefzentralen auf der Pfandſicherheit, welche zu höchſtens 
10% in erſtklaſſigen Hypotheken und für den Reſt im Pfandrecht an 
den Darlehen der Zentralen an die Mitgliederbanken beſtehen muß. 
Dieſe Darlehen müſſen jederzeit durch Grundpfand⸗ oder Fauftpfand- 
forderungen der Mitgliederbanken an deren Schuldner gedeckt ſein, 
ſo daß ſich folgender Aufbau ergibt: Pfandbriefgläubiger, Zentralen 
als Pfandbriefſchuldner und Darlehensgläubiger, Mitgliederbanken 
als Darlehensſchuldner und Grundpfandgläubiger, Grundpfandſchuldner. 
Die Grundpfänder müſſen in der Schweiz liegen und die Fauſt⸗ 
pfänder in inländiſchen Grundpfandforderungen oder Pfandbriefen be⸗ 
ſtehen. Zur Entſtehung des Pfandrechts genügt für die bei den 
Zentralen liegende Deckung die Eintragung in das Pfandregiſter der⸗ 
ſelben. Die Darlehen an die Mitgliederbanken nebſt Zinſen genießen 
ohne beſonderen Vertrag oder Übergabe der Deckung ein Pfandrecht 
au ber in die Pfandregiſter der Mitgliederbanken eingetragenen 
Deckung, welche getrennt vom übrigen Vermögen derſelben aufbewahrt 
werden muß. Dazu kommen Beſtimmungen über Schätzung der 
Grundpfänder, Belehnungsgrenzen, Nachdeckung, Übereinſtimmung der 
Fälligkeit der Pfandbriefe mit den aus ihrem Erlös gemachten und 
als Pfand haftenden Darlehen und Überwachung der Geſchäftsführung 
durch den eidg. Pfandbriefinſpektor. Bei Nichtbefolgung der An⸗ 
ordnungen desſelben hat der Bundesrat die erforderlichen Maß⸗ 
nahmen zum Schutze der Pfandbriefgläubiger zu treffen und kann 
die ſehlbaren Organe ſtrafrechtlich belangen. — Die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung für Pfandbriefe und für die an die Mitgliederbanken ge⸗ 
währten Darlehen erfolgt nicht durch Spezialexekution der Pfänder 
außer Konkurs, ſondern im Konkursverfahren über die Schuldner 
banken. Dabei ſtehen alle Pfandbriefe einer Zentrale ohne Rückſicht 
auf die Ausgabe im gleichen pfandrechtlichen Range. Neben dem 
Pfandrecht beſteht das Konkursprivileg II. Klaſſe gem. Art. 219 
Scha. für den Betrag, der im Zeitpunkte der Konkurseröffnung 
in der Deckung fehlte, nicht aber für einen Mindererlös. Für die bis⸗ 
her ausgegebenen Pfandbriefe gilt das frühere Recht. 

Das BG. über die Sicherſtellung von Anſprüchen 
aus Lebens verſicherung en inländiſcher Lebensver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften v. 25. Juni 1930, in Kraft ſeit 
10. Jan. 1932, verpflichtet die Lebensverſicherungsgeſellſchaften zu 
einem Sicherungsfonds für die von ihnen abgeſchloſſenen Verſicherun⸗ 
gen in der Höhe des geſchäftsplanmäßig berechneten Deckungskapitals 
für die laufenden Verſicherungen nach Abzug der darauf gewährten 
Darlehen und Vorauszahlungen und der ausſtehenden und geſtundeten 
Prämien und der Rückſtellung für ſchwebende Verſicherungsleiſtungen 
und den einzelnen Verſicherungsnehmern gutgeſchriebenen Gewinn⸗ 
anteile und einem angemeſſenen Zuſchuß, wobei in der VO. über die 
Beaufſichtigung von privaten Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen v. 11. Sept. 1931 Art. 12 genau umſchrieben iſt, 
welche Werttitel außer ſchweizeriſchen Grundſtücken zur Beſtellung des 
Fonds zugelaſſen werden. Unter der Kontrolle des Bundesrats iſt 
der Sollbetrag des Fonds jedes Jahr feſtzuſtellen und zu ergänzen. 
Der Bundesrat iſt ermächtigt, bei Gefährdung der Intereſſen der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer einzuſchreiten und eine Sanierung zu veranlaſſen. 
Die Konkurseröffnung über eine Geſellſchaft kann nur mit Zuſtim⸗ 
mung des Bundesrats erfolgen, der auch im Konkursverfahren weit⸗ 
gehende Befugniſſe hat. Die zum Sicherungsfonds gehörenden Ver⸗ 
ſicherungen werden durch den Konkurs nicht aufgelöſt, ſondern ſind 
entweder auf eine andere Geſellſchaft zu übertragen oder dann durch 
den Bund zu liquidieren. Für den nichtgedeckten Teil haben die Ver⸗ 
ſicherungsnehmer ein Konkursprivileg in Klaſſe 3. Immerhin kaun 
der Bundesrat die Verwertung des Sicherungsfonds durch die Kon⸗ 
Kursverwaltung anordnen, wenn die ſonſtigen Maßnahmen nicht im 
Jutereſſe der Verſicherungsnehmer liegen. Strafbeſtimmungen ſorgen 
für Einhaltung der Sicherungsbeſtimmungen. In der erwähnten BO. 
ſind ferner erweiterte Vorſchriften über die Kautionen für alle 
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andern Verſicherungszweige aufgeſtellt mit einem Minimum von 
500 000 Fr. für in der Schweiz zugelaſſene ausländiſche Lebensver⸗ 
licherungsgeſellſchaften. Alle ausländiſchen Verſicherungsgeſellſchaften 
haben einen Generalbevollmächtigten zu beſtellen, der Schweizer Bür⸗ 
ger ſein und in der Schweiz wohnen muß. Die Ernennung muß vom 
Juſtiz⸗ und Polizeidepartement genehmigt werden. Er haftet für die 
Einhaltung der geſetzlichen Beſtimmungen, beſonders über Sicherungs⸗ 
ſonds und Kaution. 

Das BG. über die Handelsreiſenden v. 4. Okt. 1930, in 
Kraft ſeit 1. Juli 1931, unterſcheidet zwiſchen Großreiſenden, welche 
ausſchließlich mit Geſchäftsleuten oder privaten und öffentlichen Unter⸗ 
nehmungen in Verkehr treten, welche die angebotenen Waren weiter⸗ 
verkaufen oder in ihrem eigenen Betriebe verwenden, und Klein⸗ 
reiſenden, zu denen alle andern Reiſenden und auch das ſog. Werbe⸗ 
perſonal gerechnet werden. Die erforderliche Ausweiskarte wird Groß⸗ 
reiſenden ausländiſcher Firmen abgegeben, wenn ſie im Beſitze einer 
Gewerbelegitimationskarte ihres Landes ſind und Reiſende ſchweize⸗ 
riſcher Firmen dort Gleichberechtigung genießen. An Kleinreiſende 
ausländiſcher Firmen wird dagegen die Karte nur bei ſtaatsvertrag⸗ 
licher Verpflichtung abgegeben. Gerichtsſtandsvereinbarungen durch 
Kleinreiſende ſind nichtig mit Rückwirkung. 

Durch das BG. über das Münzweſen v. 3. Juni 1931, in 

Kraft ſeit 9. Sept. 1931, iſt die Schweiz zur reinen Goldwährung 

Übergegangen. Der Franken als Münzeinheit ift / g Feingold. Das 

Fünffrankenſtück iſt damit zur Scheidemünze geworden und muß im 

e nur noch bis zum Betrage von 100 Fr. angenommen 
erden. 

Das BG. zum Schutz öffentlicher Wappen und an- 
derer öffentlicher Zeichen v. 5. Juni 1931 enthält eine An⸗ 
paſſung der diesbezüglichen bisherigen Beſtimmungen an die Pariſer 
Übereinkunft in der Haager Faſſung Art. 6 ter und unterſagt den Ge⸗ 
brauch der Wappen und Hoheitszeichen der Eid enoſſenſchaft, der Kan⸗ 
tone, Bezirke und Gemeinden als oder in Fabrik⸗ und Handels⸗ 
marken ſowie, wenn eine Täuſchung über die Herkunft der Ware oder 
die Nationalität des Geſchäfts oder eine Mißachtung der Zeichen vor⸗ 
liegt. Der Gebrauch nationaler Bild⸗ und Wortzeichen (Tell, Tells⸗ 
kapelle) iſt in gleicher Weiſe verboten; ebenſo ſelbſt ohne Gegenrecht 
von Wappen und Hoheitszeichen ausländiſcher Staaten. Bei Gegen⸗ 
recht iſt der Gebrauch als oder in Marken auch ohne Täuſchungs⸗ 
gefahr wie für ſchweizeriſche Wappen uſw. verboten (vgl. die aus⸗ 
führliche Darſtellung in GewRSch. 37, 244). 

Über das BG. über den Motorfahrzeug⸗ und Fahr- 
radverkehr v. 15. März 1932 mit VO. v. 25. Nov. 1932, das 
auf den 1. Jan. 1933 in Kraft tritt, wird ſeparat berichtet werden. 
Der Verkehr auf den Bergpoſtſtraßen iſt durch den Bundes⸗ 
ratsbeſchluß v. 14. März 1932 neuerdings feſtgelegt worden. 

Durch das BG. über die Spielbanken v. 5. Okt. 1929 
werden alle Spiele verboten, bei welchen gegen einen Einſatz ein 
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Geldgewinn in Ausſicht ſteht, der ganz oder vorwiegend vom Zufall 
abhängt, alſo auch Spielautomaten, ſofern nicht der Ausgang in un⸗ 
verkennbarer Weiſe ganz oder vorwiegend auf Geſchicklichkeit beruht. 
Durchbrochen iſt dieſes ſtrenge Verbot aller Glücksſpiele im Intereſſe 
der Fremdeninduſtrie durch die VO. über den Spielbetrieb in 
Kurſälen v. 1. März 1929, in denen in ſehr beſchränktem Maße 
das ſog. Bouleſpiel geſtatter it. Das Beamtenrecht iſt durch die 
Lohnordnung für die Arbeiter der Werkſtätten des Bundes und der 
Bundesbahnen und die VO. über die Diſziplinarkommiſſionen zur 
Begutachtung von Diſziplinarentſcheiden über Bundesbeamte, die an 
eine Beſchwerdeinſtanz weitergezogen werden, beide v. 4. Okt. 1930 
ſowie die beiden Beamtenordnungen v. 24. Okt. 1930 über das 
Dienſtverhältnis der Beamten der allgemeinen Bundesverwaltung und 
der Bundesbahnen ausgebaut worden. 

Ein Spezialgebiet, auf das hier nicht näher eingetreten werden 
kann, regelt das BG. über die Enteignung (Expropriation) vom 
20. Juni 1930 als Erſatz des BG. v. 1. Mai 1850 über die Ver⸗ 
bindlichkeit zur Abtretung von Privatrechten. — Das BG. über die 
gebrannten Waſſer (Alkohol G.) v. 21. Juni 1932 erklärt die 
Herſtellung und Reinigung gebrannter Waſſer als Monopol des 
Bundes mit Abgabe von Konzeſſionen und unter Befreiung der Haus⸗ 
brennerei aus Eigengewächs. Auch der Handel unterliegt einſchränken⸗ 
den Beſtimmungen. Zur Einfuhr von beſonderen Sprit⸗ oder 
Spiritusſorten ſowie von anderen gebrannten Waſſern, die mehr als 
75 Volumenprozente Alkohol enthalten, bedarf es einer beſonderen 
Bewilligung der Alkoholverwaltung. Im übrigen werden für die Ein⸗ 
fuhr von alkoholhaltigen Getränken mit verſchiedenen Ausnahmen 
nur beſondere Gebühren erhoben, wozu auf den Bundesratsbeſchluß 
über die Entrichtung von Monopolgebühren auf ausländiſchen ge⸗ 
brannten Waſſern und auf Rohſtoffen zur Alkoholgewinnung vom 
21. Sept. 1932 verwieſen werden muß. — Erwähnt ſeien noch die 
wirtſchaftlichen Maßnahmen, wie Kompenſationsverträge 
mit Oſterreich und Ungarn ſowie den grundlegenden Bundesbeſchluß 
über die Beſchränkung der Einfuhr v. 23. Dez. 1931 „zum 
Schutze der nationalen Produktion, ſoweit dieſe in ihren Lebens⸗ 
bedingungen bedroht iſt und insbeſ. zur Bekämpfung der Arbeits⸗ 
loſigkeit“ mit zahlreichen VO. und Ergänzungen wie: Errichtung 
einer Eidg. Darlehnskaſſe (Beſchluß v. 8. Juli 1932). Beſchluß über 
das Pfandnachlaßverfahren für die Hotel- und Stickerei⸗Induſtrie 
v. 30. Sept. 1932 mit Abänderung der VO. über die Gläubiger⸗ 
gemeinſchaft bei Anleihenobligationen v. 29. Nov. 1932. 

Niederlaſſungs⸗ und Handelsabkommen wurden mit Albanien, 
Handelsverträge mit der Belgiſch⸗Luxemburgiſchen Wirtſchaftsunion, 
Rumänien (vorläufig), Frankreich, Siam und der Türkei ab- 
geſchloſſen; Schiedsverträge mit der Tſchechoſlowakei, Türkei, Luxem⸗ 
burg, Kolumbien und USA.; ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbeſteuerung mit England. 

RA. Dr. Meyer⸗Wild, Zürich. 
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Dr. jur. et phil. Paul Dertmann, o. ö. Profeſſor der Rechte 
und Geh. Juſtizrat in Göttingen: Intereſſe und Begriff 
in der Rechtswiſſenſchaft. Leipzig 1931. A. Deichertſche 
Verlagsbuchhandlung Dr. W. Scholl. 100 Seiten. Preis 
geh. 3,50. h.) 


Dertmann behandelt in der oben bezeichneten Schrift den 
Methodenſtreit, den man als Gegenſatz der Intereſſenjurisprudenz 
(neuere Richtung) und der techniſchen Begriffsjurisprudenz (ältere 
Methode) zu bezeichnen pflegt. Die Leitſätze und die Beiſpiele für die 
Intereſſenjurisprudenz werden namentlich aus meinen beiden Grund⸗ 
riſſen entnommen, in denen ich den Verſuch gemacht habe, die Methode 
der Intereſſenjurisprudenz für größere Gebiete durchzuführen ). 

Oertmann beurteilt die Streitfrage anders, als ich es tue. Er 
will einen vermittelnden Standpunkt einnehmen und ſieht in der 
ntereſſenberückſichtigung und in der wiſſenſchaftlichen Begriffsbildung 


) Der Abdruck dieſer ſchon vor geraumer Zeit eingegangenen 
Beſprechung hat ſich durch die überlaſtung der JW. verzögert. 
D. S 


1) Grundriß des Schuldrechts. Tübingen 1929. Grundriß des 
Sachenrechts. Tübingen 1930. In meinem Schuldrechte habe ich 
> A7L ff. eine Skizze des Methodenſtreits gegeben. Eine eingehendere 
tellungnahme zu der Schrift Dertmanns enthält meine Schrift 
„Begriffsbildung und Intereſſenjurisprudenz“, Tübingen 1932. Vgl. 
185 8 Beſprechung von Oertmann durch Ulmer: ArchgivpPr. 

1. 
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zwei nebeneinanderſtehende Methoden, von denen jede auf ihrem be⸗ 
ſonderen Gebiete berechtigt iſt, aber zu Übergriffen verleiten kann. 
Dieſe Gebiete ſucht nun Oertmann genau abzugrenzen und glaubt 
dadurch die beiden Richtungen zu verſöhnen. Zuerſt werden die Gebiete 
der Intereſſenberückſichtigung erörtert (S. 7—42), dann werden die 
Rechtsbegriffe und ihre Verwendung einer eingehenden Betrachtung 
unterzogen (S. 43—76). Der Wert der wiſſenſchaftlichen Begriffs⸗ 
bildung wird mit Recht in der Ermöglichung der Überſicht und der 
knappen Darſtellung gefunden. Der Intereſſenjurisprudenz wird zu 
Unrecht der Vorwurf gemacht, daß ſie dieſe Rückſichten vernach⸗ 
läſſige. Ein Anhang wiederholt eine kritiſche Stellungnahme zu 
Ernſt Fuchs, die ſchon 1911 erſchienen war. 

Die Schrift Oertmanns enthält, wie dies bei einem Schrift⸗ 
ſteller von dem hohen Range Oertmanns nicht anders zu erwarten 
war, wertvolle und treffende Beobachtungen und Erwägungen, eine 
Bereicherung unſerer Methodenlehre, die ich gern anerkenne. Aber 
der Geſamtbeurteilung des Methodenſtreits kann ich nicht zu⸗ 
kimmen. Es handelt ſich nicht um die Abgrenzung zweier berechtigter 
Methoden. Was vorliegt, iſt ein grundſätzlicher Gegenſatz, der Gegen⸗ 
ſatz von „richtig“ und „unrichtig“. Diejenige Begriffsjurisprudenz, 
die wir beanſtanden, iſt vollkommen abzulehnen, nicht nur einzu⸗ 
ſchränken. Ein vermittelnder Standpunkt iſt nicht möglich. In der 
Tat iſt auch diejenige Stellung, die Oertmann in feiner Unter⸗ 
ſuchung einnimmt, keineswegs ein Kompromiß auf Grund beider⸗ 
ſeitigen Nachgebens, ſondern Oertmann ſteht, wie ich zu meiner 
Freude feſtſtellen kann, in dieſer Schrift vollſtändig auf dem neueren 
methodiſchen Standpunkte, auf dem Boden der Intereſſenjurisprudenz 100. 


12) Auch Ulmer ſchließt die Möglichkeit einer Syntheſe aus 
a. a. O. S. 221. 
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Er hat die Nachwirkungen der alten Methode, die ſich in ſeinen 
früheren Schriften finden, grundſätzlich abgeſtreiſt. Die Einwendungen, 
die er der Intereſſenjurisprudenz noch entgegenſtellt, und die Be⸗ 
hauptung von Übergriffen beruhen lediglich auf Mißverſtändniſſen, 
und gleiches gilt von der dogmengeſchichtlichen Kennzeichnung des 
Methodenſtreits. Die Schrift Dertmannz gibt ſich als teilweiſe Ab⸗ 
lehnung, iſt aber in Wirklichkeit eine Zuſtimmung. 


1. Die grundſätzliche Übereinſtimmung betrifft 
das Kauſalverhältnis der Rechtsnormen zu den Intereſſen einerſeits 
und zu den wiſſenſchaftlichen Ordnungsbegriffen anderſeits. Die ältere 
Lehre nahm an, daß die von der Wiſſenſchaft zu gewinnenden Begriffe 
ſich ſchon im Volksgeiſte gebildet hatten und für die Rechtsnorm 
Raufal geweſen waren oder doch bei der Rechtsanwendung als kausal 
zu behandeln ſind. Die Normen, die im gemeinen Rechte für Korreal⸗ 
und Solidarobligationen bezeugt waren, wurden auf die Kauſalen 
Vorſtellungen „Einheit oder Mehrheit der Obligationen“ zurück⸗ 
geführt. Dieſe Vorſtellungen galten als Urſache ?). Ebenſo wurde 
darüber geſtritten, ob die feſtſtehenden Normen für die Inhaber⸗ 
und Orderpapiere aus der Vorſtellung, „Entſtehung durch Vertrag“ 
oder der anderen Vorſtellung, „Entſtehung durch einſeitiges Ver⸗ 
ſprechen“ entſtanden ſeien 2). Dieſe Kauſalität der durch die Wiſſen⸗ 
ſchaft gewonnenen Begriffe iſt es, die von der neueren Richtung ver⸗ 
neint wird. Für die Rechtsinhalte ſind die beteiligten Intereſſen ein⸗ 
ſchließlich der Wertideen der Gemeinſchaft Raufal. Die von der Wiſſen⸗ 
ſchaft geſchaffenen Ordnungsbegriffe und Strukturformeln find nicht 
Quelle der Rechtsnormen, ſondern nachträgliches Ergebnis der Syn⸗ 
theſe und Analyſe zu Ordnungs- und Überſichtszwecken „non ex 
regula ius summatur sed ex jure quod est, regula fiat“, Paulus 
D. 50, 17, 1. Dieſer Gegenſatz hat nun ſowohl die Methode der Rechts⸗ 
gewinnung, der Rechtsanwendung, als auch die wiſſenſchaftliche Arbeit 
maßgebend beeinflußt. 


a) Die ältere Lehre leugnete das Vorkommen von Rechtslücken. 
Die Geſetzeslücken wurden durch Begriffskonſtruktion ausgefüllt. 
Aus den vorhandenen Rechtsnormen wurde der vermeintlich kauſale 
Begriff erſchloſſen, und dann aus der Formel die Entſch., der durch das 
Geſetz nicht geregelten Tatbeſtände abgeleitet (Inverſionsmethode) 32). 
Die Entſch., ob bei einer Geſamtſchuld Einheit oder Mehrheit der 
Obligation vorhanden ſei, ob die Entſtehung der Obligation bei In⸗ 
haberpapieren durch Vertrag oder durch einſeitiges Verſprechen ver⸗ 
urſacht ſei, ſollte die Entſch. nicht geregelter Fragen ermöglichen. 
Die neuere Methode lehnt dieſes Verfahren ab. Sie fragt nach den 
geſetzlichen Werturteilen, durch welche die geregelten Intereſſenkonflikte 
entſchieden ſind, um nach dieſen Werturteilen die nicht geregelten 
zu beurteilen (Lückenergänzung durch Intereſſenprüfung). 

b) Bei der wiſſenſchaftlichen Bearbeitung wurde ſeitens der 
älteren Richtung die Darlegung der Lebenszuſammenhänge der In⸗ 
tereſſenlagen und der geſetzlichen Werturteile vernachläſſigt, weil die 
Rechtsnormen nicht auf dieſe Grundlage zurückgeführt wurden. Als 
Raufal erſchienen die juriſtiſchen Ordnungsbegriffe. Sie wurden 
als „die juriſtiſche Natur“ der Rechtsinſtitute hingeſtellt, die ſich in 
den Rechtsſäzen manifeſtiere. Die Rechtsnormen wurden auf die 
Klaſſifikationsbegriffe zurückgeführt. Die neuere Richtung ſtellt 
an die wiſſenſchaftliche Arbeit zwei Aufgaben, einmal die genaue 
Berückſichtigung der Lebenszufammenhänge, die Intereſſenforſchung 
und dann die richtige Behandlung der Ordnungsprobleme. Die Not⸗ 
wendigkeit der Klaſſifikation zu Überſichtszwecken wird in keiner 
Weiſe beanſtandet, aber es iſt unzuläſſig, dieſe Maffifikation als 
genetiſche Feſtſtellung, als Kauſalitätsausſage zu behandeln. Es han⸗ 
delt ſich bei den wiſſenſchaftlichen Ordnungsbegriffen nicht um eine 
genetiſche Erklärung, ſondern um eine Klaſſifikation, eine Einord⸗ 
nung der durch die Intereſſenforſchung genetiſch erklärten und er⸗ 
gänzten Rechtsnormen. Bei dieſer Einordnung können verſchieden⸗ 
artige Formeln verwendbar ſein. Es ergibt ſich die Möglichkeit 
äquivalenter Konſtruktionen 4). 

Oertmann hat auch ſchon in ſeinen bisherigen Schriften in der 
Hauptſache die Grundgedanken der neuen Richtung vertreten, wenn 
auch nicht überall folgerichtig. In ſeiner neueſten Schrift iſt die ſach⸗ 
liche Übereinſtimmung deutlich erkennbar. Mit dem größten Nach⸗ 
druck wird betont, daß die wiſſenſchaftlichen Ordnungsbegriffe Reine 
Rechtsnormen erzeugen könnens), daß es unrichtige Begriffsjurispru⸗ 
denz iſt, durch die Bildung ſolcher Begriffe ſachliche Entſch. gewinnen 
zu wollen, daß die frühere rechtswiſſenſchaftliche Erörterung die Er⸗ 
forſchung der Lebenszuſammenhänge in großem Umfange zu Unrecht 
vernachläſſigt habe und daß es auch unzuläſſig ſei, in der Dar⸗ 
ſtellung die Ordnungsbegriffe als die Quelle der Rechtsnormen hin⸗ 


2) Schuldrecht S. 237 ff. 

3) Schuldrecht S. 410ff. 

4) Bgl. auch Begriffsbildung S. 91 und das Reſtaurierungs⸗ 
gleichnis daſelbſt S. 93 Anm. 2, S. 95 Anm. 2. 

) Vgl. z. B. Schuldrecht S. 410 ff., Sachenrecht S. 81/82, 471ff., 
Begriffsbildung S. 188 ff. 

5) a. a. O. S. 42 ff. 


zuſtellen ). Auch die Möglichkeit verſchiedener Einordnung wird von 
Oertmann zugegeben. Das Vorkommen äquivalenter Konſtruktionen 
wird nicht geleugnet, ſondern nur als ſelten bezeichnet :). Aus 
dieſen Gründen ſcheint mir in der Sache ſelbſt eine vollſtändige Über⸗ 
einſtimmung vorzuliegen. 

II. Die Einwendungen. Oertmann macht in der Haupt⸗ 
ſache drei Beanſtandungen geltend. Dertmann meint einmal, daß 
die Zurüchführung der Rechtsnormen auf Intereſſenabwägung in einer 
materialiſtiſchen Weltanſchauung wurzle und den idealen Faktoren 
der Rechtsbildung nicht gerecht werde. Er befürchtet als praktiſche 
Nachteile von der neuen Lehre Gefährdung der Geſetzestreue und Er⸗ 
ſchwerung der Überſicht, namentlich für den akademiſchen Unterricht. 

1. Oertmann ſieht in der Intereſſenjurisprudenz gewiſſer⸗ 
maßen eine Zeitmode. Sie ſtehe im Zuſammenhang mit der materia⸗ 
liſtiſchen Richtungs) des 19. Jahrhunderts und es ſei anzunehmen, 
daß ſie vor einer neuen mehr idealen Weltanſchauung zurücktreten 
würde. Denn die Intereſſenjurisprudenz könne die idealen Faktoren 
nicht voll berückſichtigen ). Das find ſchwere Mißverſtändniſſe, die ich 
mit Entſchiedenheit zurückweiſen muß. Die Vertreter der Intereſſen⸗ 
jurisprudenz haben den Intereſſenbegriff niemals auf die Begehrung 
materieller Güter beſchränkt, ſondern m. E. ſehr deutlich betont 10), 
daß ſie das Streben nach idealen Gütern einbeziehen oder dieſe Ein⸗ 
beziehung als ſelbſtverſtändlich behandelt. Die Intereſſenjurisprudenz 
will gar nicht die Ideale der Rechtsgemeinſchaft neu feſtſtellen, 
ſondern ſie will nur die anerkannten Ideale gegen Vereitlung durch 
den Formalismus der techniſchen Begriffsjurisprudenz ſchützen. Die 
Verwirklichung iſt aber für die idealen Werte ebenſo notwendig 
wie für die wirtſchaftlichen. Unſere Einbeziehung der idealen Werte 
in den Begriff Intereſſe ift auch Dertmann durchaus bekannt. Er 
jagt (S. 26), eine beſtimmte Entſch. (im Eherecht) könne auch 
von den Intereſſenjuriſten gebilligt werden, da ſie ſelbſtverſtändlich 
neben den Nützlichkeits⸗ auch Siktlichkeitsintereſſen als berückſichti⸗ 
genswert anerkennen. Wie kommt aber Oertmann dazu, uns trotz- 
dem als Materialiſten zu kennzeichnen? Dieſe Zuordnung erklärt 
ſich nur durch die ſonderbare Verwertung eines terminologiſchen 
Einwands. Oertmann meint (S. 34), es ſei nicht ſprachüblich, bei 
dem Worte Intereſſe an ideale Güter zu denken. Dieſe Anſicht iſt 
unrichtig. Es iſt durchaus ſprachüblich, von Intereſſen der Sittlich⸗ 
keit, Religion uſw. zu reden, und dieſer Sprachgebrauch findet ſich 


6) S. 44. „Nicht nur die Gewinnung eines noch nicht ge⸗ 
gebenen Rechtsinhalts aus Begriffen iſt vom Übel, ſondern auch die 
Erklärung eines ſchon gegebenen Rechtsinhaltes als ſolchem. Die 
gegenteilige Behandlung wird auch heute noch, teils bewußt, teils 
unbewußt, maſſenhaft geübt. Sie iſt viel verbreiteter, näherliegender 
und daher gefährlicher als die grobe Verwendung begrifflicher Er⸗ 
wägungen zur Gewinnung neuen Rechtsinhalts.“ — „Wie man 
nicht ſagen darf, weil die Verpflichtung aus den Inhaberpapieren 
auf Kreation beruht, deshalb haftet der Inhaber auch, wenn es 
wider ſeinen Willen in den Verkehr gelangt iſt“, ſo darf man auch 
nicht ſchließen, „wenn 8 794 eine Haftung der letzteren Art anerkennt, 
ſo beruht das auf der Kreationstheorie“. Es beruht die Vor⸗ 
ſchrift vielmehr auf gewiſſen rechtspolitiſchen Geſichtspunkten. 

?) S. 47, aber auch S. 71. 

8) Vgl. S. 3. „Es handelt fi dabei (bei dem Methodenſtreit) 
um naturgeſetzlich notwendige Widerſpiegelungen des allgemeinen 
Zeitgeiſtes, von denen nur die Perſonen der jeweiligen Träger eben⸗ 
ſogut auch andere hätten ſein können.“ Ferner iſt die Rede von 
den praktiſchen und Nützlichkeitserwägungen, „von dem Materialis⸗ 
mus einer nur die Mechanik und den wirtſchaftlichen Fortſchritt ver⸗ 
ehrenden Weltauſchauung“ (S. 5). 

) S. 34: „Da vor allem, wo die Rategorifchen Imperative der 
Sittlichkeit, der religiöſen oder auch ſozialen Grundanſchauungen im 
Vordergrunde ſtehen, hat die kühl verſtandesmaßßige Intereſſenabwer⸗ 
tung ſich beſcheiden zurückzuhalten. Die oportuniſtiſch⸗eudämoniſtiſche 
Weltbetrachtung iſt auch bei der Rechtsbildung nicht das Letzte 
und Höchſte“. 

20) Vgl. Heck, Problem der Rechtsgewinnung (1912) S. 31: 
„Bei dieſem Sprachgebrauch werden natürlich Begehrungen der ver⸗ 
ſchiedenſten Art mit berückſichtigt. Die Intereſſenjurisprudenz gebraucht 
das Wort Intereſſe in dem weiteſten Sinne, in dem es heute üblich 
iſt. Nur in dieſem weiteſten Sinne, unter Einbeziehung 
der idealen Intereſſen, iſt das Wort für die methodiſchen 
Zwecke der Rechtswiſſenſchaft verwendbar, und nur in dieſem Sinne 
iſt es auch verwendet worden. Ich muß dies nachdrücklich betonen, 
weil jede qualitative Einſchränkung zu einem vollſtändigen Miß⸗ 
verſtändniſſe dieſer Methode führen muß und ſchon geführt hat“. 
Rümelin hat die Einbeziehung der idealen Intereſſen als ſelbſb⸗ 
verſtändlich behandelt. Wer die von hohem Idealſinns getragenen 
Ausführungen Rümelins in ſeinen Kanzlerreden z. B. über Ge⸗ 
rechtigkeit (1920) oder aber Rechtsgefühl (1925) kennt, wird es 
unbegreiflich finden, daß Oertmann die Methodenlehre Rü⸗ 
melins für die Folge einer mechaniſtiſchen Weltanſchauung erklärt. 
Auch Ulmer lehnt die materialiſtiſche Deutung ab a. a. O. S. 221. 
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auch in der juriſtiſchen Literatur und bei Oertmann ſelbſt 1). Aber 
geſetzt, unſere Terminologie wäre zu beanſtanden, was würde daraus 
folgen? M. E. nur der Vorſchlag einer beſſeren Terminologie. 
Aber Oertmann verfährt ganz anders. Er ändert nicht die Ter⸗ 
minologie, ſondern den ſachlichen Inhalt unſerer Anſicht. Er unter⸗ 
ſtellt uns diejenigen Meinungen, die ſich ergeben würden, wenn wir 
das Wort „Intereſſe“ nicht in unſerem Sinne, ſondern in dem 
engeren Sinne Oertmanns gebraucht hätten. Nur dieſer Weg führt 
dazu, uns für Materialiſten zu erklären. Der Denkfehler iſt klar. 
Es liegt eine Entgleiſung im Eifer der Polemik vor, deren Unzu⸗ 
läſſigkeit Oertmann ſelbſt einſehen wird, nachdem ich ihn auf fie 
hingewieſen habe. 

2. u. 3. Auch die beiden anderen Einwendungen ſind nicht be⸗ 
rechtigt. Sie werden von Oertmann auch nicht kritiſch begründet. 
Wer eine Methode als unrichtig nachweiſen will, muß denjenigen Ver⸗ 
fahrensfehler erkennen und Rlarlegen, der bei ihr begangen wird. 
Er muß die Stelle aufmeifen, an welcher der Forſcher von dem rich⸗ 
tigen Wege abgewichen iſt. Es genügt nicht der bloße Nachweis, daß 
ein Vertreter der Methode in Einzelfällen zu einem unrichtigen Er⸗ 
gebniſſe gelangt ſei, denn ſolche Einzelfehler können nicht nur auf der 
Unrichtigkeit der Methode, ſondern auch auf Unrichtigkeit der An⸗ 
wendung beruhen. Es bedarf daher der „theoretiſchen Kritik“, und 
dieſe Kritik fehlt bei Dertmann. Er bringt nur die Beanſtandung 
bon Einzelergebniſſen. Das Fehlen der theoretiſchen Kritik erklärt 
ſich ſchon durch die ſachliche Übereinſtimmung. Da Oertmann ſelbſt 
auf dem Boden der neueren Methode ſteht, kann er nicht dartun, daß 
dieſe Methode zu Ergebniſſen führen muß, die er mißbilligt. In der 
Tat iſt nicht abzuſehen, weshalb das Streben, die Werturteile des 
Geſetzgebers zu verwirklichen, zu einer Vereitlung des Geſetzeswillens 
ühren müßte. Ebenſowenig, weshalb die Ausdehnung der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Darſtellung auf die Lebenszuſammenhänge und die richtige Be⸗ 
urteilung der Ordnungsbegriffe die überſicht vereiteln ſollten. Dem⸗ 
entſprechend handelt es ſich in der Tat bei den von ODertmann 
angeführten Einzelbelegen nicht um methodiſche Gegenſätze. 1. Als 
Hauptbeiſpiel für die Gefährdung der Geſetzestreue dient die von mir 
vertretene Einordnung des entgeltlichen Darlehens unter den Ge- 
etzesbegriff der gegenſeitigen Verträge. Aber Oertmann ſtützt die 

erneinung auf dieſelbe Methode wie ich die Bejahung, nämlich auf 
den Intereſſengehalt des Darlehnsgeſchäfts. Nur das Ergebnis der 

wendung iſt ein verſchiedenes und ein m. E. nicht bei mir, ſondern 
bei Oertmann dem erkennbaren Geſetzeswillen widerſprechendes 12). 
2. Das Hauptbeiſpiel für die Vernachläſſigung des überſichtszwecks 
bietet unſere Stellungnahme zu der Streitfrage über die Eutſtehung 
der Obligation bei den Inhaberpapieren. Dabei ſpielt der Unterſchied 
der Kauſalitätsbehauptung von einem Klaſſifikationsurteile eine wich⸗ 
tige Rolle. Oertmann hatte in feinem Komm. den Erwerb der Ob⸗ 
Agation durch den gutgläubigen Erwerber eines vor der Begebung ge⸗ 
ſtohlenen Papieres (3 794) auf die Kreationstheorie zurückgeführt, 
den Satz durch die Kreationstheorie erklärt 19). Diefe Kauſalitäts⸗ 


11) Vgl. Oertmann, Komm. zum allgemeinen Teile, 3. Aufl., 
S. XVI: „Daß man hier (bei der Ergänzung von Lücker) jetzt vor⸗ 
züglich auf eine Intereſſenabwägung verweist, iſt allerdings ein Fort⸗ 
ſchritt im Dienſte ſachgemäßer Werturteile, ſofern man nur neben 
en wirtſchaftlichen auch immaterielle Intereſſen in den Ab⸗ 
wertungsprozeß einbezieht.“ 
0 12) Oertmann verneint das Vorliegen eines gegenſeitigen 
Vertrags. Die Darlehenshingabe bei entgeltlichem Handdarlehn be⸗ 
gründe „auf ſeiten des Geldgebers überhaupt keine ſchuldrechtliche 
Pflicht, was er leiſtet ift einzig und allein der ſachenrechtliche Akt 
der Übereignung“ (S. 5). Da Oertmann bei der Auslegung der 
Farteierklärungen den Intereſſengehalt berückſichtigen will (S. 11, 
III, 1), fo beſteht in der Methode zwiſchen uns kein Unterſchied. Nur 
halte ich es für ſicher, daß nur die Haftung des Gebers und nicht 
ſeine Befreiung der Intereſſenlage entſpricht und daß deshalb der 
geſetzliche Tatbeſtand eines gegenſeitigen Vertrags gegeben iſt. Nehmen 
wir ein Beiſpiel: Der Saatgutverkehr vollzieht ſich nicht nur in der 
orm des Saatgutkaufs, ſondern gelegentlich auch in der Form des 
aatgutdarlehns. Der Empfänger des Saatguts verpflichtet ſich z. B. 
nach der Ernte das doppelte Quantum zurückzugeben. Wie ſteht es mit 
der Haftung des Gebers, wenn das geleiſtete Getreide nicht das ver⸗ 
äprochene Saatgut iſt oder ſonſt Mängel hat? Solche Mängel Können 
erſt nach der Ausſaat zutage treten und für den Empfänger die mit 
Opfern erzielte Ernte entwerten. Bei Saatgutkauf tritt auch nach 
dare mann Haftung ein. Aber wie ſteht es bei dem Saatgut⸗ 
darlehn 2 Nach meiner Anſicht greifen gemäß 8493 die Vorſchriften 
bes Kaufrechts ein (Schuldrecht § 107 Nr. 3). Dertmann muß zu 
dem Ergebniſſe gelangen, daß überhaupt keine Haftung ſtattfindet. 
Dieſes Ergebnis iſt m. E. intereſſenwidrig und würde den Wert⸗ 
urteilen des Geſetzes widerſprechen. Der Widerſpruch ſcheint mir auch 
10 einleuchtend zu fein, daß es mir zweifelhaft iſt, ob Oertmann 
Uberhaupt feinen Leitſatz auch dieſem Beiſpiele gegenüber aufrecht 
erhalten wird. Vgl. auch Begriffsbildung S. 204ff. 
1) Vgl. Komm. zum Schuldrecht II, S. 1295: „Es iſt außer⸗ 


behauptung habe ich beanſtandet 1). In feinem neuen Buche verneint 
auch Oertmann die Kauſalität. Der Grund ſei die von mir an⸗ 
geführte rechtspolitiſche Erwägung. „Aber nun gilt es für den For⸗ 
ſcher, dieſen — Rechtsinhalt unter einen Ordnungsbegriff des juriſti⸗ 
ſchen Syſtems unterzubringen.“ Das, was Oertmann jetzt will, 
iſt alſo nichts als eine Klaſſifikation. Die Klaſſifikation habe ich 
auch früher nicht beanſtandet, vielmehr ſelbſt vorgenommen 15). 

Auch die Meinung Oertmanns, daß die Intereſſenjuris⸗ 
prudenz mit ihrer Betonung des Lebenszuſammenhangs für die 
akademiſche Vorleſung ungeeignet ſei, iſt nicht verſtändlich und un⸗ 
zutreffend. Die langjährige Erfahrung in Tübingen hat mir das Gegen⸗ 
teil bewieſen 152). Auch in meinen Grundriſſen, die allerdings nicht 
nur für Aufänger beſtimmt ſind, glaube ich die pädagogiſche Ver⸗ 
wendbarkeit meiner Methode dargetan zu haben 16). 

Aus den vorſtehenden Gründen gelange ich auch hinſichtlich der 
Zukunft des Methodenſtreits zu einer anderen Prognoſe als Oert⸗ 
mann. Oertmann meint, daß eine Einigung zwiſchen uns beiden 
ausſichtslos ſei. Das halte ich für einen unberechtigten Peſſimismus. 
Die ſachliche Einigung iſt ſchon vorhanden. Sie wird nur von Oert⸗ 
mann noch auf Grund von Mißverſtändniſſen verkannt, die ſich 
reſtlos beſeitigen laſſen. Prof. Dr. Heck, Tübingen. 


Dr. Anton Heß, Rechtsanwalt zu Hamburg: Die Phantaſie 
im Leben der Völker und der Wiſſenſchaft, insbeſondere 
im Recht. Roſtock. Karl Hinſtorffs Verlag. 84 Seiten. 
Preis 4 . 

Ein eigenwilliges Buch in kapriziöſer Form, von deſſen Inhalt 
ſchwer ein Eindruck übermittelt werden kann, das aber um ſo mehr 
eigener Leſung zu empfehlen iſt. Motto: „Die Welt des Juriſten 
nur eine Lichtſpielbühne“. Die juriſtiſchen Begriffe ſind nur in die 
Außenwelt projizierte innere Erlebniſſe. So iſt Ehre nur die äußere 
Widerſpiegelung des Ehrgefühls, Beſitz das hinausgeſpiegelte Be⸗ 
wußtſein zunächſt bezweifelter, dann bejahter Sicherheit, Wille im 
juriſtiſchen Sinne nicht, was jemand gewollt hat, ſondern was man 
von ihm erwartete, Kommiſſivdelikt durch Unterlaſſung der äußer⸗ 
liche Reflex eines Enttäuſchungserlebniſſes, das ſubjektive Recht der 
Widerſchein eines durch Kritik gebändigten leidenſchaftlichen Ver⸗ 
langens. Den Höhepunkt des Buches bilden Ausführungen über die 
Kauſalität und ihre Bedingtheit durch den Zweck: Kauſalzuſammen⸗ 
hang iſt möglicher Schuldzuſammenhang, alſo letzten Endes ge⸗ 
ſpiegeltes, projiziertes Vergeltungsbedürfnis. Die Kraft zu allen 
dieſen Projektionen nennt Heß Phantaſie. Das Programm der 
Zukunft heißt für ihn: nicht Logik der Rechtsbegriffe, ſondern 
Pſychologie ihrer Entſtehung aus dem Erlebnis. Heß beruft ſich 
auf Steinthal. Man hätte eine Beſtimmung ſeines Verhält⸗ 
niſſes auch zu andern Denkern gewünſcht. Man fühlt ſich erinnert 
an Ludwig Knapps Entlarvung der Rechtsphantasmen, an 
Vaihingers Fiktionenlehre, an Kelſens Kritik des juriſtiſchen 
Denkens. Man legt das Büchlein mehr angeregt als geſättigt aus 


der Hand. 
Prof. Dr. Radbruch, Heidelberg. 


Hans Fehr, Profeſſor der Rechte an der Univerſttät Bern: 
Das Recht in der Dichtung. (Kunſt und Recht, 2. Band.) 
Bern. A. Francke A.⸗G. 570 S. u. 29 Abbildungen. Preis 
in Ganzleinen 27 Fr., 21,60 AM. 


Dieſes wundervoll ausgeſtattete Buch iſt der zweite Band der 
von dem Verfaſſer mit ſeinem Werke: „Das Recht im Bilde“ be⸗ 


ordentlich mißlich, eine Vorſchrift (§ 794) einfach als Sonderbeſtim⸗ 
mung abzutun, während ſie bei Zugrundelegung einer anderen 
Theorie fi als deren folgerichtige Durchführung ergeben würde.“ 

14) Schuldrecht S. 411, 479: Ich beanſtande nur „die Dar⸗ 
ſtellung“. 

15) Die Zuläſſigkeit einer Klaſſifikation und die beiden verwend⸗ 
baren Formeln habe ich: Schuldrecht $ 137 Nr. 5 erörtert. Ausführ⸗ 
licher: 3 R. 37, 277ff.; vgl. auch Begriffsbildung S. 100 ff., 209 ff. 

15) Ulmer, der den Hauptteil ſeiner Studienzeit in Tübingen 
zugebracht hat, wendet gegen Oertmanns pädagogiſche Bedenken 
ein: „Es gibt ſtärkere Gegenbeweiſe: das ſtärkſte iſt der große Lehr⸗ 
erfolg ſeiner Tübinger Gegenſpieler, die mit bewußter Betonung ihrer 
Methode Generationen von Juriſten herangebildet haben und die im 
wahren Sinne des Wortes ihre Lehrer waren (in Tübingen hat nie 
ein Repetitor wirklich Fuß faſſen können). Und es war ein Haupt⸗ 
grund des Lehrerfolgs, daß der Hörer erkannte: es lehrt ein Mann, 
der, auf dem feſten Grunde ſelbſterarbeiteter Methode ſtehend, das 
Recht vor mir aufbaut, und mehr zu ſagen hat, als im Lehrbuche 
ſteht.“ a. a. O. S. 228 a. E. Vgl. ferner Begriffsbildung S. 212 ff. 

16) Ein fo konſervativ eingeſtellter Beurteiler wie Kipp ſagt 
von meinem Schuldrecht, „die Darſtellung iſt pädagogisch vortrefflich. 
Es findet ſich überall eine klare Darſtellung der Grundbegriffe und 
der einfachen Hauptſätze“. IW. 1931, 1169. 
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gonnenen Reihe „Kunſt und Recht“. Von der Edda über Goethe bis 
zu Waſſermanns „Fall Mauritius“ iſt die geſamte Dichtung des deut⸗ 
ſchen Kulturkreiſes in ihrem rechtlichen Gehalt und ihren Beziehungen 
zum Rechtsleben hin unterſucht und verarbeitet, mit erläuternden 
und zum Teil kritiſchen Bemerkungen. Hierbei ergibt ſich, daß die 
Dichtung im Mittelalter, als Ergänzung der eigentlichen Rechtsquellen 
wie des Sachſenſpiegels und des Schwabenſpiegels, eine ganz weſent⸗ 
liche Funktion für das Rechtsleben hatte, während ſich in der Neuzeit 
die Dichtung faſt ausſchließlich kritiſch unter politiſchen, ſozialen 
oder ethiſchen Geſichtspunkten mit dem Recht befaßt (Mufterbeifpiel: 
„Der Fall Mauritius“). Die ganze Anlage des Werkes wie die 
ſtaunenswerte Materialverarbeitung und »beherrſchung nötigen dem 
Leſer höchſte Bewunderung ab für ein Werk, das nicht nur dadurch, 
daß es geſchrieben worden iſt, die enge Verbundenheit von Kunſt 
und Wiſſenſchaft aufzeigt, ſondern darüber hinaus ein hervorragendes 
Denkmal der Kulturgeſchichte wie der Rechtsgeſchichte von bleibendem 
Wert iſt. D. S. 
Dr. jur. Anders Vilhelm Lundſtedt, Profeſſor des Zivilrechts 
an der Univerſität Uppfala: Die Unwiſſenſchaftlichkeit der 
Rechtswiſſenſchaft. Band 1: Die falſchen Vor- 
ſtellungen von objektiven Rechten und ſubjektiven 
Rechten. Berlin 1932. Walther Rothſchild. 364 S. 
Großoktav. Preis 12 K, Ganzleinen 14.2.4. 

Eine Beilage des Verlags ſagt zur Anzeige des Buches „Die 
Kritik nennt Lundſtedt einen der größten Umwälzer un⸗ 
ſerer Zeit und ſtellt ihn als Juriſten dem großen Phyſiker Ein⸗ 
ſtein zur Seite.“ Auch der Verf. iſt von der großen Tragweite ſeines 
Unternehmens überzeugt. Er lehnt die ganze bisherige Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft als von Grund aus fehlerhaft ab, ohne Ausnahme einer Rich⸗ 
tung oder eines ihm bekanntgewordenen Autors. Die Polemik wird 
ſehr temperamentvoll geführt. Die ganze Gedankenmaſſe, welche in 
der europäiſch⸗amerikaniſchen Kulturwelt als Rechtswiſſenſchaft be⸗ 
kannt iſt, wird aus dem Bereiche der „Wiſſenſchaft“ ausgeſchieden und 
in andere Begriffe eingeordnet. Dieſe Begriffe ſind „Aberglauben“, 
„Metaphyſik“, die von dem Verf. gleich gewertet wird, dann „Phan⸗ 
taſie“, „Unmöglichkeit“, „Unſinn“, „Widerſinn“, „Schimäre“. Dieſe 
Bewertungen begegnen nicht etwa gelegentlich an beſonders lebhaften 
Stellen, ſondern fortdauernd als normale Formen der Beurteilung. 

Die Stellungnahme zu dieſer Kritik, bei der Umfang und Schärfe 
gleichmäßig überraſchen, wird durch verſchiedene Umſtände erſchwert: 
Lundſtedt beruft ſich immer wieder auf die Lehren des ſchwediſchen 
Philoſophen Axel Hägerſtröm, deren Kenntnis nicht jedem zugemutet 
werden kann. Von Lundſtröms eigener Theorie liegt nur der 1. Band 
vor und es ſind ſehr wichtige Fragen, die dem 2. Bande vorbehalten 
blieben. Auch der 1. Band bringt keinen ſyſtematiſchen Aufbau. 
Immerhin glaube ich die maßgebenden Grundgedanken Lundſtedts 
ſchon jetzt erkennen zu können. Zuſtimmen kann ich ihnen nicht. 

1. Lundſtedt fordert m. E. eine Rechtswiſſenſchaft mit einem 
anderen Endziele, als dem von der beſtehenden Rechtswiſſenſchaft ver⸗ 
folgten. Lundſtedt läßt nur „eine poſitive Auffaſſung der Rechts⸗ 
erſcheinungen, die ſich durchweg auf empiriſche Fakta 
ſtützt“, auf „Realitaten“, als „Wiſſenſchaft“ gelten. Wir Vertreter 
der beſtehenden Rechtswiſſenſchaft erſtreben als Endziel Regelung des 
Lebens, Normgewinnung 1), nicht etwa Beobachtung der Rechtserſchei⸗ 
nungen. Eine Beſchränkung auf die Beobachtung von Realitäten würde 
nicht unſere Wiſſenſchaft ergeben, die doch von Lundſtedt kritiſiert 
wird, ſondern eine Soziologie des Rechts. Die Ausſchaltung 
unſerer Arbeit aus dem Begriffe der Wiſſenſchaft könnte uns gleich⸗ 
gültig laſſen. Unſer Bewußtſein von der Lebenswichtigkeit unſeres 
Tuns würde durch eine ſolche Klaſſifikation nicht berührt werden. 
Ebenſowenig wird irgend jemand es beanſtanden, wenn Lundſtedt 
eine Soziologie des Rechts aufbaut. Aber Lundſtedt ſtellt ganz 
andere Behauptungen und Forderungen auf. Er erklärt die beſtehende 
Rechtswiſſenſchaft nicht etwa für eine außerhalb der Wiſſenſchaft 
ſtehende, aber wertvolle, Arbeit, ſondern er erklärt ſie für Aber⸗ 
glauben und Unſinn. Und er ſtellt nicht etwa eine Soziologie des 
Rechts neben unſere praktiſche Wiſſenſchaft, ſondern er verlangt, daß 
unſere Wiſſenſchaft vor ſeiner Soziologie, die er für die alleinige 
Wiſſenſchaft hält, das Feld räumen, verſchwinden ſoll. Das ſind Miß⸗ 
griffe, die ſich durch die Verkennung unſerer Arbeitsziele erklären und 
die durchaus abzulehnen ſind. Dieſe Mißgriffe wirken um ſo bedeut⸗ 
ſamer, als Lundſtedt die „Realitäten“, auf deren Beobachtung er 
uns verweiſt, merkwürdig eng faßt. Auf S. 27 wird z. B. von den 
„Befehlen der Rechtsordnung“ gejagt, „es jei längſt nachgewieſen, daß 
ſie von jeher der Welt des Unſichtbaren angehört haben und ſich alſo 
jeder Beurteilung, nicht nur durch den Befehlsempfänger, fondern auch 
durch die Wiſſenſchaft entziehen“. Für einen Forſcher, der die „Wiſſen⸗ 
ſchaft“ auf die Welt des Sichtbaren beſchränkt, wird allerdings 
dasjenige Urteil naheliegen, das Lundſtedt in dem Titel ſeines 

1) Heck, Begriffsbildung und Intereſſenjurisprudenz S. 16 ff. 
Daſelbſt S. 20 über die Soziologie des Rechts, S. 23 über die Be⸗ 
tonung des Wortteils „wiſſen“ in „Wiſſenſchaft“. 


Buches ausſpricht, nämlich „Die Unwiſſenſchaftlichkeit der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft“. 

2. Die Verkennung unſeres Endziels hat dazu mitgewirkt, daß 
Lundſtedt auch unſere Arbeitsmittel unverſtändlich erſchienen ſind. 
Dadurch erklärt ſich ſeine Stellung zu den Rechtsbegriffen. Lund⸗ 
ſtedt ſieht überall Begriffsmetaphyſik, Verſelbſtändigung und Ver⸗ 
körperung, alſo diejenigen Fehler, denen wir bei der alten Begriffs⸗ 
jurisprudenz tatſächlich begegnen. Inſofern könnte der Rezenſent in 
Lundſtedt einen Bundesgenoſſen in der Polemik gegen die Begriffs⸗ 
jurisprudenz begrüßen. Aber er kann dieſes Bundesgenoſſen nicht froh 
werden. Bei Lundſtedt fehlt es an einer eingehenden Unterſuchung 
über die Arten der Begriffe und über ihre Verwendung in der be⸗ 
ſtehenden Rechtswiſſenſchaft. Infolgedeſſen wird zwiſchen den Fällen 
des Mißbrauchs und denen des richtigen Gebrauchs nicht genügend 
unterſchieden. Lundſtedt gelangt fortdauernd dazu, auch logiſch ein⸗ 
wandfreie und unentbehrliche Begriffe in richtiger Anwendung ab⸗ 
zulehnen. Dies gilt z. B. von der leidenſchaftlichen Polemik gegen die 
Begriffe der ſubjektiven Rechte 2). Gegen die Vertreter ber Intereſſen⸗ 
jurisprudenz iſt zu Anfang der Bewegung gelegentlich der Einwand 
erhoben worden, daß ſie jede Verwendung von Rechtsbegriffen be⸗ 
anſtande. Das war ein grobes Mißverſtändnis. Aber die Ausführungen 
unſeres neueſten Bundesgenoſſen würden von dieſem Vorwurfe ge⸗ 
troffen werden. Auf dieſen Fehlgriffen dürfte es auch beruhen, daß 
Lundſtedt die Begriffsmetaphyſik in der ganzen Rechtswiſſenſchaft 
findet, auch bei denjenigen Schriftſtellern, welche die Begriffsjuris⸗ 
prudenz bekämpfen 3). 

Aus dieſen und anderen Gründen glaube ich nicht, daß die 
Polemik Lundſtedts trotz ihres ganz unzweifelhaften Scharfſinns 
diejenige Umwälzung der Rechtswiſſenſchaft bewirken wird, die der 
Verf. von ihr erwartet. Mir ſcheint vielmehr einer der Fälle vor⸗ 
zuliegen, in denen ein Juriſt durch Anlehnung an ein philoſophiſches 
Gedankenſyſtem unter Verkennung der Zielberſchiedenheit zu me⸗ 
thodiſchen Forderungen gelangt, die den lebenswichtigen Aufgaben der 
Rechtswiſſenſchaft nicht gerecht werden. 

Prof. Ph. Heck, Tübingen. 


Prof. Dr. v. Gottl⸗Ottlilienfeld: Wirtſchaft und Wiſſenſchaft. 
2 Bde. Jena. Verlag Guſtav Fiſcher. 1350 S. Preis 
broſch. 65 AM, geb. 70 A. 

Siehe Aufſatz Popitz oben S. 22 ff. 

Edgar Salin: Wirtſchaft und Staat. Drei Schriften zur 
deutſchen Weltlage. Berlin 1932. Verlag Reimar Hobbing. 
208 S. Preis broſch. 4,20 N. 

„Dieſes ſich mit dem Recht nicht befaſſende Buch anzuzeigen, iſt 
Pflicht einer juriſtiſchen Zeitſchrift, deren Leſer ſich nicht nur mit den 
rein fachlichen Fragen, ſondern auch mit den Grundproblemen der 
Zeit auseinanderſetzen wollen und müſſen. In drei Aufſätzen über die 
Wandlungen der Weltwirtſchaft in der Nachkriegszeit, über den 
Wendepunkt der deutſchen Wirtſchaftspolitik und — gleichſam als 
Schlußſtein und Fundament — über die Wandlungen des Staats⸗ 
weſens und der Wirtſchaftsordnung läßt hier ein hervorragender Ver⸗ 
treter neuerer nationalökonomiſcher Wiſſenſchaft und zugleich der 
neuen geiſtigen Strömungen, die vom George⸗Kreis ausgehen, die 
Grundprobleme der heutigen Staats⸗ und Wirtſchaftskriſe an uns 
vorüberziehen. Sachliche Konzentration verbindet ſich mit einer 
ſeltenen Wucht und Schönheit der Sprache. Alle wichtigen Probleme, 
wie die Kriſe des Liberalismus, Demokratie, Faſchismus, nationale 
und internationale Wirtſchaft, Siedlung, Autarkie, werden von 
großen hiſtoriſch-ethiſchen Geſichtspunkten aus betrachtet, aber nir⸗ 
gends mit nur allgemeinen Worten. Erbarmungslos wird mit dem 
tiefgründigen Wiſſen des Gelehrten die Phraſenhaftigkeit, die ſich mit 
all dieſen Schlagworten in der öffentlichen Erörterung ſo ſehr ver⸗ 
bindet, zerpflückt. Es iſt nicht Aufgabe dieſer kurzen Anzeige, im 
einzelnen zu den behandelten Fragen und den Ausgangspunkten des 
Verfaſſers Stellung zu nehmen. Wer aber nicht daran vorbeigehen 
will, daß ſich auch unſere Wiſſenſchaft heute in einem grundlegenden 
Strukturwandel befindet, in dem Übergang von dem Glauben an die 


2) Vgl. z. B. S. 138: „Was das ſubjektive Recht iſt, läßt ſich 
überhaupt nicht beſtimmen, da dieſes Wort nichts anderes bezeichnet, 
als zuſammenhangloſe Vorſtellungen. Wenn alſo in Wirklichkeit über⸗ 
haupt keine ſubjektiven Rechte exiſtieren können, fo gibt es auch keine 
Forderungsrechte, keine Obligationen. Die ſog. Obligationen ſind nur 
ein Produkt uralter ſchimäriſcher Vorſtellungen.“ S. 317: „Es iſt 
wahr, daß die „Rechte“ nichts anderes find als abergläubiſche Vor⸗ 
ſtellungen und Geſpenſter.“ 

3) Diejenigen deutſchen Schriften, welche ſich gerade gegen die 
alte Begriffsjurisprudenz richten, werden allerdings nicht berückſichtigt. 
Weder die Schriften von M. Rümelin noch von Müller⸗Erz⸗ 
bach oder von niir werden angeführt. Unter den Schriften Ehr⸗ 
lichs, die S. 343 genannt werden, fehlt gerade die beſonders ein⸗ 
greifende Abhandlung über die juriſtiſche Logik: Ziv Arch. 115, 125 ff. 
Die Intereſſenjurisprudenz wird zu der Freirechtslehre gerechnet (S. 76). 


62. Jahrg. 1933 Heft 1] 


Schrifttum 33 


wiſſenſchaftliche Erkennbarkeit und Erfaßbarkeit alles Geſchehens zu 
der Selbſtbeſcheidung vor dem einmalig ſchöpferiſchen hiſtoriſchen 
Geſchehen, der muß dieſe kurze Schrift leſen. Er wird fie — gleich- 
gültig, welchen Standpunkt er zu den einzelnen darin erörterten 
Fragen einnimmt, — nur mit tiefer Dankbarkeit für ein Buch aus 
der Hand legen, das ihn in ſo eindringlicher Weiſe zur Selbſt⸗ 
beſinnung zwingt. D. S. 


Das Deviſenrecht der Welt. Nebſt „Erſtem Ergänzungsheft: 
Zuſammenfaſſung aller Neuerungen nach dem Stand vom 
Dezember 1932“. Herausgegeben von der „Zentralſtelle 
für Außenhandel“ gemeinſam mit der Schriftleitung der 
Korreſpondenz „Induſtrie und Handel“. 1932. 


Der Inhalt des Werkes ergibt ſich aus dem Titel. Alle nur 
irgendwie nennenswerten Staaten bis zu Liberia, Afghaniſtan und der 
Dominikaniſchen Republik find berückſichtigt. Wo keine Deviſen⸗ 
vorſchriften beſtehen, wird dies ausdrücklich angegeben. Das Hauptheft 
bezieht ſich auf die Zeit bis zum 15. Juni 1932, das „Ergänzungs⸗ 
heft“ reicht bis zum 10. Dez. Spätere Neuerungen werden fortlaufend 
in der Korreſpondenz „Induſtrie und Handel“ veröffentlicht. Was 
das deutſche Recht betrifft, ſo ſind die Mitteilungen über die vom 
Reich abgeſchloſſenen Verrechnungsabkommen und die Wiedergabe der 
Vorſchriften über die Verwertung deutſcher Auslandsbonds beſonders 
willkommen, weil fie im Reichsgeſetzblatt nicht abgedruckt ſind und 
ſich auch ſonſt ſchwer feſtſtellen laſſen. Der amtliche Charakter der 
„SZentralſtelle für den Außenhandel“ bürgt für die Zuverläſſigkeit 
des Materials, das nicht nur für den juriſtiſchen und kaufmänniſchen 
Praktiker, ſondern auch für den künftigen Hiſtoriker des inter⸗ 
nationalen Rechts und der internationalen Wirtſchaftsgeſchichte von 
größtem Werte iſt. 

Prof. Dr. Arthur Nußbaum, Berlin. 


Demöfilo de Buen: Introduceiön al Estudio del de- 
recho civil. Madrid 1932. Editorial Revista De 
Derecho Privado. 


Ein ſehr intereſſantes und, wie mir ſcheint, ausgezeichnetes 
Buch. Es enthält in der Form eines wiſſenſchaftlichen Grundriſſes 
im weſentlichen eine Darſtellung der geſchichtlichen Grundlagen und 
der allgemeinen Lehren des ſpaniſchen Zivilrechts. Die letzte zuſammen⸗ 
faſſende Überficht über das ſpaniſche Recht in deutſcher Sprache ent⸗ 
hält m. W. der ausgezeichnete Bericht von Leopold Perels im 
Rechtsvergleichenden Handwörterbuch Bd. 1 S. 245 ff. Schon dieſer 
Bericht ſollte vor der irrtümlichen Vorſtellung bewahren, daß man 
ſich über ſpaniſches Zivilrecht erſchöpfend durch das Studium des 
Cödigo civil von 1888 unterrichten könnte. Nur einzelne Teile dieſes 
Geſetzbuchs gelten für ganz Spanien. In den wichtigen Landesteilen 
Katalonien, Balearen, Aragon Navarra und Viscaha gilt Landesrecht, 
das ſog. Foralrecht. Die Überſicht über das ſpaniſche Recht iſt da⸗ 
durch, namentlich für den Ausländer, außerordentlich erſchwert, und 
gerade das Ausland und die der Rechtsvergleichung zugewandte 
ausländiſche Rechtswiſſenſchaft wird dem Verfaſſer aufrichtigen Dank 
dafür wiſſen, daß er die Bedeutung und Eigenart der Foralrechte in 
ſo klarer Weiſe darlegt; ſein Werk iſt für uns Deutſche eine ſchr 
begrüßenswerte Ergänzung der Arbeit von Perels. Dies gilt 
um ſo mehr als die Hoffnung auf die Schaffung eines ganz Spanien 
umfaſſenden neuen Zivilgeſetzbuchs gerade gegenwärtig ſehr herab⸗ 
gemindert iſt. Mit einigen, durch die Verfaſſung gebotenen, nicht ſo 
ſehr ins Gewicht fallenden Ausnahmen iſt in dem Kataloniſchen 
Statut v. 15. Sept. 1932 für Katalonien die ausſchließliche Geſetz⸗ 
gebung auf zivilrechtlichem Gebiet ſeiner repräſentativen Körperſchaft, 
der Generalidad, vorbehalten und man verſteht die ſchmerzliche 
Reſignation mit der Felipe Sänchez Romän y Gallifa in ſeiner Ein⸗ 
führung dieſes Ereigniſſes gedenkt. Neben dieſer Klarlegung der 
Quellen des ſpaniſchen Rechts und ihrer Bedeutung liegt für uns 
Deutſche der Wert des Buches von Demöfilo de Buen in zweierlei: 
Einmal berichtet es auch über das ſpaniſche Recht aus der Zeit der 
Diktatur und der Anfänge des republikaniſchen Regimes und er⸗ 
ſchließt uns damit Erkenntniſſe, die für uns ſehr wertvoll und bisher 

wer zugänglich waren, und ſodann legt es Zeugnis ab von tiefem 
Verſtändnis für deutſches Rechtsleben und von einer vorbildlichen 
Vertiefung des Verfaſſers in die Werke und Gedankenwelt der 
Meiſter des deutſchen Rechts. Selbſtverſtändlich kann man in einem 
als Grundriß geſchriebenen Buche des Auslandes keine lückenloſe Be⸗ 
rückſichtigung deutſcher Rechtsliteratur erwarten. Der Verfaſſer hat 
aber die Grenzen für deutſches Forſchungsgebiet ſo erfreulich weit 
gezogen, und ein ſo ernſtes Eindringen in die großen führenden 
deutſchen Werke gezeigt, daß ſein Buch ſchon allein unter dem Ge⸗ 
lichtspunkt deutſch⸗ſpaniſcher Rechtsannäherung hochwillkommen iſt. 
Staatsſekretär Dr. Schlegelberger, Berlin. 


Lehrbücher und Kommentare. 


Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts, begründet von Ludwig 
Enneccerus 7, Theodor Kipp, Martin Wolff. 


Zweiter Band: Recht der Schuldverhältniſſe, von 
Ludwig Enneccerus }. Zwölfte Bearbeitung (völlige 
Neubearbeitung) von Heinrich Lehmann, Profeſſor an 
der Univerſität Köln. XIII u. 886 S. Preis broſch. 
27,50 RM, geb. 30 A. 


Dritter Band: Sachenrecht, von Dr. Martin Wolff, 
Profeſſor an der Univerſität Berlin. Neunte Bearbeitung. 
33.—37. Tauſend. Marburg 1932. N. G. Elwertſche Ver⸗ 
lagsbuchhandlung (G. Braun). XII u. 732 S. Preis 
broſch. 23,50 , geb. 26 RM. 


Martin Wolffs berühmtes Lehrbuch des Sachenrechts iſt 
das alte Meiſterwerk geblieben. Allſeitig wird das Erſcheinen der Neu⸗ 
auflage begrüßt werden. Die vorl. Neuauflage berückſichtigt, und zwar 
mit der Gründlichkeit, die bei dieſem Meiſter des Rechts und der 
Rechtslehre ſelbſtverſtändlich iſt, Geſetzgebung, Rechtſprechung und 
Schrifttum bis zum März 1932. Lehmann hat dagegen ſeine Be⸗ 
arbeitung des Schuldrechts von Enneccerus, die in der letzten Auf⸗ 
lage (vgl. JW. 1930, 2206) nur begonnen war, recht weitgehend grund⸗ 
ſätzlich umgearbeitet. Aufgegeben iſt insbe). die bei Enneccerus 
vorherrſchende Zurückführung auf das Römiſche Recht. Entſprechend 
dem JW. a. a. O. ausgeſprochenen Wunſche iſt das neuere rechts⸗ 
vergleichende Schrifttum in erfreulichem Umfange berückſichtigt und 
mit der gebotenen Beſchränkung auch im Texk verwertet. Die in⸗ 
zwiſchen erſchienenen maßgeblichen Darſtellungen des Schuldrechts 
(Leck, Hedemann, Kreß, Leonhard, Siber) find ver- 
arbeitet. In zahlreichen wichtigen Fragen weicht Lehmann von 
der Anſicht ſeines Vorgängers Enneccerus ab, faſt ſtets im 
Sinne moderner praktiſcher Rechtsauffaſſung. So ſtellt das Lehrbuch 
von Enneccerus⸗Lehmann in der vorliegenden Neubearbeitung 
eine vorbildliche Vereinigung von Dogmatik und praktiſcher Rechts⸗ 
findung dar, die überall wärmſte Bewunderung finden wird. Gerade des⸗ 
halb iſt ſehr zu bedauern, daß dieſe für den Studenten faſt unentbehr⸗ 
lichen und für die Rechtsanwendung ſo nützlichen Bücher trotz der all⸗ 
gemeinen Preisſenkung gegenüber den letzten Auflagen in dem an ſich 
hohen Preiſe noch ſtärker geſtiegen ſind als im Umfang. D. S. 


Dr. Victor Loewenwarter, Rechtsanwalt am OLG. Köln: Lehr⸗ 
kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 4. Bd.: Sachen⸗ 
recht. 2. Aufl. Berlin 1932. Carl Heymanns Verlag. 475 S. 


Die beſondere Note als Lehrkommentar erhält das Buch 
ebenſo ſehr durch die klare und ſyſtematiſche Kommentierung der 
einzelnen Geſetzesſtellen wie durch die anhangsweiſe Beifügung 
zahlreicher beſonders lehrhafter und mit ausführlicher Begrün⸗ 
dung wiedergegebener höchſtrichterlicher Entſch., die zwar aus⸗ 
nahmslos aus bekannten EntſchSammlungen abgedruckt ji: 
deren Mitteilung aber in unmittelbarem Anſchluß an die kom⸗ 
mentierten Geſetzesſtellen recht zweckmäßig erſcheint, da den Stu⸗ 
dierenden bei ihrem Studium die Entſcheidungsſammlungen zu⸗ 
meiſt nicht ohne weiteres zur Hand ſind. Die Rechtſprechung iſt 
bis in die jüngſte Zeit, und in einem Nachtrag ſind auch die 
Notverordnungen vom 14. und 15. Juni 1932 noch berückſichtigt. 

KGVizPräſ. i. R. Prof. Dr. David, Berlin. 


Juſtus Wilhelm Hedemann: Schuldrecht des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. (Lehrbücher und Grundriſſe der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft, 2. Band.) 2., umgearbeitete Auflage. Berlin und 
Leipzig 1931. Verlag Walter de Gruyter & Co. 503 Seiten. 
Preis 14,50 RM, geb. 16 AM. 


In der 1921 erſchienenen 1. Aufl. ſeines Schuldrechts wich 
Hedemann insbeſ. dadurch von der herkömmlichen Darſtellung ab, 
daß er nach kurz gefaßter Einleitung zuerſt die einzelnen Schuld⸗ 
verhältniſſe und erſt dann die allgemeinen Lehren behandelte. Er 
hat in der Neubearbeitung den allgemeinen Teil des Schuldrechts 
an den Anfang geſtellt und iſt damit ſicherlich dem Verſtändnis des 
Anfängers entgegengekommen. Die gelegentlich etwas breite Dar⸗ 
ſtellung lieſt ſich gut und führt ſchön in dieſes wirtſchaftlich ſo 
wichtige Gebiet ein. Bei den Siteraturnachweiſungen hat ſich Verf. 
mit Recht zurückgehalten; erwähnt er Entſch. des RG., fo gibt er 
häufig das Jahr der Urteilsfällung an, um dadurch auf bie Ent- 
wicklung der Rſpr. aufmerkſam zu machen. Quellenregiſter und ein 
ausführliches Wortverzeichnis erhöhen die Brauchbarkeit bes Buches, 
auf deſſen Vorzüge und Nachteile im folgenden hinzuweiſen iſt. 
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Hedemann iſt mit gutem Erfolg bemüht, dem Leſer die 
geiſtigen Strömungen aufzuzeigen, in die ſich die Erſcheinungen des 
Schuldrechts eingliedern laſſen. Auch macht er auf die Entwicklungs⸗ 
linien der Rechtsanſchauung aufmerkſam, die ſich auf dieſem dem 
Verkehr dienenden Gebiet insbeſ. bei Neuerungen nachweiſen laſſen. 
Einblicke in das wirtſchaftliche Leben der Gegenwart machen die Be⸗ 
deutung des einzelnen Inſtituts deutlich. In zahlreichen Verwei⸗ 
jungen läßt Verf. erkennen, wie die verſchiedenen Teile des BGB. 
heranzuziehen ſind, um einen Fall richtig beurteilen zu können. 
Die Verflechtung der allgemeinen Lehren und des beſonderen Teils 
des Schuldrechts wird z. B. bei Kauf und Miete anſchaulich ge⸗ 
ſchildert; dagegen ſcheinen mir die Ausführungen über die Vertrags⸗ 
und Kreationstheorie auf S. 42 wenig am Platze zu ſein, da die 
Frage in 8 47 näher zu behandeln war. Eine verſtändnisvolle Ein⸗ 
führung in größere Zuſammenhänge gewähren die zuſammenfaſſen⸗ 
den Überſichten, von denen ich die Darſtellung über die Perſonen⸗ 
bereinigungen hervorheben möchte. Zahlreiche, hübſch gewählte Bei⸗ 
ſpiele machen auch dem Anfänger den Sinn der abſtrakten Aus⸗ 
führungen deutlich. Die anregende und anſchauliche Art der Dar⸗ 
ſtellung geht z. B. aus den Darlegungen zur clausula rebus sic 
stantibus (S. 136 ff.) und zum Pfandvertrag (S. 407 ff.) hervor, der 
erfreulicherweiſe im Rahmen der beſonderen Schuldverhältniſſe ges 
ſchildert wird. 

An zahlreichen Stellen ſeines Buches (ſo z. B. S. 154, 159, 
194, 196, 319, 325) weiſt Hedemann auf Streitfragen oder zwei⸗ 
felhafte Fälle hin, ohne ſelbſt eine eigene Stellungnahme erkennen 
zu laſſen oder eine Löſung zu geben; mag es auch gerade heutzutage 
notwendig ſein, den Studenten zur ſelbſtändigen Stellungnahme und 
Entſch. zu veranlaſſen, jo iſt es mir doch zweifelhaft, ob er nicht 
von einem Grundriß verlangen kann, daß er auch eine Antwort 
auf die aufgeworfenen Probleme und eine Stellungnahme feines 
Autors erhält. Leider darf er ſich auch nicht in allen Fällen auf 
die ihm gebotenen Ausführungen verlaſſen, da das Buch eine Reihe 
von Ungenauigkeiten im Ausdruck und von Fehlentſch. enthält, 
wie an einigen Beiſpielen in folgendem gezeigt werden ſoll. So iſt 
es reichlich ungenau, wenn der verjährten Schuld S. 128 (vgl. 
auch S. 38) die Klagemöglichkeit verſagt wird, während fie doch nur 
einredebehaftet iſt. S. 43 trifft das zu den unerfreulichen Folgen 
des § 313 Ausgeführte dann nicht zu, wenn zur Ausführung des 
Vertrags auch die Übereignung des Grundſtücks gehörte, ſo daß der 
Fall des § 313 Satz 2 vorliegt. Die Behauptung von S. 57, eine 
Verjährungsfriſt könne nicht verkürzt werden, ſteht bei ausdrück⸗ 
licher Abrede mit $ 225 Satz 2 in Widerſpruch. Wenn man ſich 
Handſchuhe kauft, ſo wird vielfach ein Stückkauf vorliegen; das 
S. 60 gegebene Beiſpiel trifft daher keineswegs immer zu, wie über⸗ 
haupt die Ausführungen S. 60 nicht ſehr klar gefaßt ſind. Der 
Gläubiger hat im Konkurs ſowohl des Gattungs⸗ wie des Stück⸗ 
ſchuldners kein Ausſonderungsrecht; die Darlegung S. 61 enthält 
daher keine Beſonderheit der Gattungsſchuld. Auf S. 62 f. ver⸗ 
ſteht Verf, unter „Gefahr“ i. S. des 8 300 Abſ. 2 die Gegen⸗ 
leiſtungsgefahr, ohne zu erwähnen, daß die jetzt immer mehr mit 
Recht ſich durchſetzende Meinung darunter die Leiſtungsgefahr be⸗ 
greift. Ungenau iſt die Bemerkung S. 67, wonach der Erfüllungs⸗ 
ort bei der Geldſchuld einer Sonderregel unterliege; denn 8 270 
Abſ. 4 beſtimmt ja gerade, daß der Erfüllungsort unberührt bleibt, 
während für den „Ablieferungsort“ (ſo Hedemann S. 123) die 
Sonderregelung von § 270 Abs. 1—3 eingreift. Die Aufrechnung ſetzt 
auch nicht beiderſeitige Fälligkeit voraus, wie S. 183 ausge⸗ 
führt wird. 

Bei jedem Grundriß oder Lehrbuch iſt die Verteilung des ver⸗ 
fügbaren Raumes eine ſchwierige Aufgabe. In dem Schuldrecht 
Hedemanns ſcheint mir das 1. Kapitel reichlich breit ausgefallen 
zu ſein; manche Ausführungen mögen ganz anregend ſein, könnten 
aber auf engeren Raum zuſammengedrängt werden. Das Geſagte 
gilt auch von 8 50, der allzu breit angelegt iſt. Auch in S. 288—294 
könnte das juriſtiſch Bedeutſame auf weniger Raum dargelegt wer⸗ 
den. Dieſe Wünſche erſcheinen um ſo begreiflicher, als juriſtiſch be⸗ 
achtliche Gebiete vernachläſſigt oder weggelaſſen ſind. So ſcheint mir 
die neben der wirtſchaftlichen Anknüpfung doch auch wichtige 